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Meinem  lieben  Vater! 


Einleitung. 


Die  vollständige  Darstellung  einer  Geschichte  der  Grund- 
hörigkeit würde  mehrere  Bände  füllen,  also  weit  über  den 
Rahmen  einer  Dissertation  hinausgehen.  Wir  beschränken 
uns  daher  auf  das  schweizerische  Gebiet  und  greifen  auch  da 
nur  denjenigen  Teil  heraus,  den  einstens  der  kräftige  Volks- 
stamm der  Alamannen  innehatte. 

Ueber  den  Umfang  ihrer  Ansiedlungen  ist  man  auch 
heute  noch  nicht  einig.  So  viel  darf  mit  Sicherheit  ange- 
nommen werden,  dass  sich  der  Strom  der  Einwanderer  am 
Fusse  der  Alpen  brach,  wenngleich  die  Tatsache  feststeht, 
dass  die  Alamannen  vom  Haslital  aus  auch  in  das  Oberwallis 
vordrangen.  Gegen  Westen,  wo  ihnen  keine  Gebirgskämme 
Halt  geboten,  mögen  sie  sich  im  fünften  Jahrhundert  bis  tief 
ins  Waadtland  hinein,  ja  sogar  bis  an  den  Genfersee  ausge- 
dehnt haben.  Lange  vermochten  sie  sich  aber  dort,  wenigstens 
politisch,  nicht  zu  behaupten;  ihre  Eroberungen  gingen  ver- 
loren an  die  Burgunder,  die  sich  der  ganzen  Westschweiz  be- 
mächtigten und  die  alamannische  Herrschaft  bis  an  die  Aare 
zurückdrängten. 

Nach  der  grossen  Zahl  der  Hofrechte  zu  schHessen,  be- 
fanden sich  ihre  Niederlassungen  aber  besonders  in  der 
Zentral-,  Nord-  und  Ostschweiz.   Gerade  die  Hofrechte  haben 


das  Hauptmaterial  zu  unserer  Abhandlung  geliefert.  Sie  geben 
uns  Aufschluss  über  die  für  die  Hörigen  geltenden  Rechts- 
normen, sind  jedoch  lokal,  oft  sogar  für  die  einzelnen,  zu 
einer  Grundherrschaft  gehörenden  Höfe,  so  verschieden,  dass 
auch  eine  erschöpfende  Geschichte  der  Grundhörigkeit  in  der 
alamannischen  Schweiz  sehr  umfangreich  wäre.  Wir  be- 
gnügen uns  daher  mit  den  Grundzügen,  verweisen  kurz  auf 
die  Entwicklung  dieses  in  seinen  Anfängen  weit  zurück- 
reichenden Institutes,  behandeln  dessen  Verschwinden  und 
gelangen  endlich  am  Schluss  zur  Aufstellung  eines  Begriffes 
der  Grundhörigkeit.  Ganz  beiseite  lassen  wir  deren  Gestaltung 
und  Verlauf  in  den  Städten,  wo  sie  einen  wesentlich  anderen 
Charakter  aufweist  und  Stoff  zu  einer  eigenen  Abhandlung 
liefern  würde. 


Erstes  Kapitel. 


Erste  Periode.  Aelteste  Zeit,  bis  zirka 
zum  9.  Jahrhundert. 

§  2. 

Liten  und  Läten. 

I  lie  Bevölkerung  aller  germanischen  Stämme  gliedert  sich 
^  in  die  drei  Klassen  der  Freien,  Halbfreien  und  Knechte. 
Unter  den  erstem  ragen  nach  der  Völkerwanderung  beinahe 
überall  die  durch  ein  höheres  Wergeid  ausgezeichneten 
Adeligen  (nobiles)  hervor.  Den  Gegensatz  zu  den  Freien 
bilden  die  Unfreien,  in  den  lat  Urkunden  servi,  mancipia, 
in  den  deutschen  schalk,  theo,  manhoupt  etc.  geheissen. 

Eine  Mittelstufe  zwischen  diesen  unfreien  und  recht- 
losen Knechten  und  den  Vollfreien  nehmen  die  Halbfreien  ein, 
die  uns  in  den  Volksrechten  unter  den  verschiedensten  Namen 
begegnen,  so  als  aldii,  aldiones  bei  den  Bayern  und  Lango- 
barden, als  liti  oder  leti  bei  den  Franken,  Friesen  und  Ala- 
mannen.  Im  Pact.  IL,  cap.  28,  treffen  wir  den  letus  ^),  Pact. 
IL,  c.  51,  die  leta^)  und  Pact.  lib.  sec.  XCVIII,  c.  2,  die  lesa 
oder  lisa 

Ueber  die  etymologische  Bedeutung  dieses  Wortes 
herrscht  Streit.  Grimm  ^)  sieht  in  demselben  den  Knecht,  servus, 
indem  er  litus  ableitet  von  laz  (piger,  tardus),  womit  der 
Gegensatz  zum  Herrn,  der  fortis,  celer  genannt  wird,  zum 

^)  Pertz,  leg.,  tom.  III.,  p.  35. 

2)  Pertz,  1,  c.  pag.  38. 

^)  Pertz,  1.  c.  pag.  80. 

*)  R.  A.,  pag.  427  ff. 


Ausdruck  komme.  Andere  verstehen  darunter  den  mansio- 
narius,  den  auf  Grund  und  Boden  Angesiedelten.  Lateinische 
Schriftsteller  nennen  in  ihrer  Verlegenheit,  den  in  seiner 
Wurzel  wahrscheinlich  deutschen  Namen  ins  Lateinische  zu 
übersetzen,  die  Liten  bald  serviles,  bald  servi. 

Wie  über  den  Namen,  so  existieren  über  die  Herkunft 
dieser  Klasse  von  halbfreien  Personen  die  verschiedensten 
Ansichten.  Wahrscheinlich  ist,  dass  sie  hauptsächHch  aus 
unterworfenen  Volksstämmen  bestanden,  die,  mit  verminderter 
Freiheit,  in  ihrem  alten  Grundbesitz  belassen,  als  zinspflichtige 
Untertanen,  Hörige,  zuerst  des  gesamten  siegreichen  Volkes, 
dann  einzelner  Privaten  betrachtet  wurden.  Auch  die  An- 
sicht ist  sehr  glaubwürdig,  dass  die  Alamannen  solche  Liten 
in  die  neue  Heimat  mitbrachten  und  dort  deren  noch  mehr 
durch  Eroberung  gewannen.  Ihre  Zahl  wurde  endhch,  wie 
wir  im  folgenden  sehen  werden,  durch  Freilassung  zum 
Litenrecht  sehr  verstärkt. 

Die  lex  Alamannorum  berichtet  zwar  nicht-  viel  von  der 
halbfreien,  minderfreien  oder  „minderberechtigten  Standes- 
genossenschaft" ^),  wie  die  Liten  auch  genannt  wurden,  und 
die  Meinung,  dass  dieser  in  Alamannien  nie  heimische  Name 
fränkischem  Einfluss  zuzuschreiben  sei,  hat  ihre  Berechtigung. 
Allein,  wie  Bluntschli  ^)  bemerkt,  bezieht  sich  dieser  Einfluss 
doch  nur  auf  den  Namen  und  nicht  auf  die  Stellung  jener 
Personen,  die,  weil  nun  einmal  im  Gesetz  erwähnt,  gewiss  einen 
bestimmten  Teil  der  Bevölkerung  ausmachten.  Nehmen  wir 
in  Ermangelung  weiterer  Angaben  das,  was  in  andern  Volks- 
rechten für  die  Liten  gilt,  als  auch  im  alamannischen  Rechte 
analogerweise  geltend  an,  so  erhalten  wir  folgende  Grundzüge: 

Das  Hauptmerkmal,  das  sie  von  den  Freien  unterscheidet. 
Hegt  in  ihrer  Zugehörigkeit  zu  einem  Gut,  in  der  erblichen 
Gebundenheit  an  die  Scholle.  Aber  im  Gegensatz  zu  den 
mancipia,  die  als  Sachen,  als  Waren,  der  beliebigen  Ver- 
äusserung  ihres  Herrn  unterlagen,  konnte  dies  bei  den  Liten, 
da  sie  nicht  im  Eigentum,  sondern  nur  unter  dem  Mundium 


')  Boos,  „Die  Liten  und  Aldionen  n.  d.  Volksrechten",  pag.  6i. 
2)  Rg.  V.  Zürich,  Bd.  I.,  pag.  45. 
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eines  dominus  oder  patronus  standen,  nur  mit  der  Hufe,  auf 
der  sie  angesiedelt  waren,  zugleich  geschehen.  Des  Volks- 
rechts teilhaftig,  besassen  sie  auch  ein  Wergeid,  das  meist 
doppelt  so  gross  war  wie  die  für  die  Unfreien  bestimmte 
Komposition  oder  die  Hälfte  des  Wergeides  der  Freien  be- 
trug ^)  und  das,  wahrscheinlich  wegen  des  verletzten  Schutzes, 
zum  Teil  an  den  Herrn  und  nur  zum  Teil  an  den  Liten  oder 
dessen  Verwandten  fiel 

Ehen  unter  ihresgleichen,  zu  deren  Eingehung  wenig- 
stens bei  den  Sachsen  ^)  die  Zustimmung  des  Patrons  ein- 
zuholen war,  galten  als  rechtsbeständig.  Dagegen  entbehrten 
sie  des  Connubiums,  sowohl  mit  Freien  als  mit  Unfreien 

Als  persönlich  freie  Leute  durften  sie  Waffen  tragen  ^) , 
konnten  nach  dem  Rechte  beinahe  aller  Stämme,  ausser 
dem  der  Langobarden,  gültige  Rechtsgeschäfte  eingehen,  vor 
Gericht  auftreten,  eigenes  Vermögen  und  selbst  unfreie 
Knechte,  ja  sogar  Liten,  besitzen.  Für  Vergehen  gestattete 
die  lex  Cham.,  c.  44^),  die  gerichtliche  Ladung  des  Herrn,  der 
übrigens  für  die  Missetaten  seiner  Untergebenen  stets  haften 
musste,  wenn  er  dazu  den  Befehl  erteilt  '^). 

Das  Gemeinsame  der  halbfreien  Personenklasse  der 
Liten  bestand  darin,  dass  diese  überall  einen  Herrn  über  sich 
hatten,  von  dem  sie  ein  Stück  Land  zur  selbständigen 
Bebauung  erhielten ,  das  sie  nicht  willkürlich  verlassen 
durften  und  wofür  sie  ihrem  dominus  Dienste  und  Abgaben 


^)  Lantfried  XCI,  bei  Pertz  leg.,  tom.  III.,  pag.  Il6.  Capit.  von  832 
und  33  bei  Pertz  leg.,  tom.  I.,  pag.  364. 

^)  Lex  Frisionum  I.,  c.  3,  7,  bei  Pertz,  leg.,  tom.  III.,  pag.  656. 
^)  Vide  Boos:  Liten  und  Aldionen,  pag.  30. 

*)  Lex  Rothar,  c.  218.  Pertz,  leg.,  tom.  IV,,  pag.  53.  Ebenso  lex  Salica 
XIII,  5:  Si  vero  ingenua  puella  quemcumque  de  illis  suam  voluntatem  secuta 
fuerit,  ingenuitatem  suam  perdat,  vide  lex  Salica,  herausgegeben  von  J. 
Merkel,  pag.  9. 

^)  Recapitulatio  leg.  salic,  cap.  27:  Inde  ad  solides  300,  ut  si  quis  litum 
alienum  in  oste  occiserit,  vide  Merkel,  pag.  99. 

®)  Si  quis  de  lido  suo  pro  aliqua  causa  in  ratione  fuerit  inventus  .  .  .,  vide 
Gengier,  „German.  Rechtsdenkmäler",  332. 

^)  Lex  Sax.,  tit.  IL,  cap.  5,  bei  Walter,  corp.  jur.  Germ,  ant.,  Bd.  I.,  384; 
ebenso  lex  Sax.,  tit.  XL,  cap.  i,  bei  Walter,  1.  c.  Bd.  L,  pag.  388. 


—     10  — 


und  ausserdem  von  ihrer  Person  das  sogen,  litemonium 
eine  Art  Personalsteuer,  zu  leisten  verpflichtet  waren.  Diese 
Gebundenheit  an  die  Scholle  und  damit  verbunden  die  Ab- 
hängigkeit von   einem  Herrn  charakterisiert  sie  als  einen 
besonderen  Stand,  als  Grundhörige 

Auf  einer  ähnlichen  Stufe  wie  die  Liten  standen  die 
ebenfalls  an  die  Scholle  gebundenen  laeti,  leti  der  Römer. 
Sie  begegnen  uns  zuerst  in  Gallien,  wo  die  deutschen  Volks- 
stämme schon  von  Cäsar  tatsächlich  als  unterworfen  be- 
trachtet und  in  grosser  Anzahl  als  auxiliarii  zum  Kriegs- 
dienst verwendet  wurden.  Einem  praefectus  laetorum  unter- 
stellt, erhielten  sie  terrae  laeticae  (Latengüter)  hauptsächlich 
in  den  Grenzgebieten  zur  Bewirtschaftung,  wofür  sie  Kriegs- 
dienste zu  leisten  und  Zinsen  zu  bezahlen  schuldig  waren. 

Wenn  nun  auch  die  laeti  einen  grossen  Bestandteil  der 
halbfreien  Bevölkerung  bildeten,  so  ist  doch  nicht  anzu- 
nehmen, dass  die  deutschen  Liten  allein  jene  Scharen  der 
leti  darstellten,  oder  dass  sie  gar  aus  letzteren  hervorgingen, 
da  wir  ja  auch  bei  solchen  germanischen  Stämmen  Liten 
vorfinden,  die  der  römischen  Herrschaft  nie  unterworfen  waren. 

Diese  laeti,  die  im  römischen  Reich  ein  neues  Wirt- 
schaftselement bildeten,  haben  später  die  Germanen  bei  ihrer 
Eroberung  übernommen  und  sie  in  der  Stellung  als  Hörige 
gelassen.    Das   Gleiche  gilt  von    den   rechtlich  mit  ihnen 

^)  Maurer:  Fronhöfe,  Bd.  I.,pag.  24,  383.  Walter,  Rechtsgeschichte,  §  420. 

^)  Noch  bestrittener  als  das  Wort  „litus,  lidus"  ist  der  im  Pact.  Alam. 
II.,  33  (Pertz,  leg.,  tom.  III.,  pag.  36)  und  addit.  lib.  tertius  CXVIII,  4,  (Pertz,  leg., 
tom.  III.,  pag.  80)  erwähnte  Ausdruck  baro.  Zellweger,  Gesch.  des  App.  Volkes 
I.,  pag.  27,  bringt  ihn  in  Verbindung  mit  Bauer,  Nachbar,  worin  baro  offenbar 
enthalten  sei  und  glaubt,  dass  man  mit  letzterem  früher  jeden  Landmann 
bezeichnete,  der  ein  freies  Gut  besass.  Waitz,  Verfassungsgesch.,  Bd.  II.,  pag. 
238,  versteht  unter  baro  allgemein  die  Bezeichnung  für  Mann.  Das  Wort  findet 
sich  auch  in  der  Zusammensetzung  mit  minoflidis.  So  Pact.  II.,  37  (Pertz, 
leg.,  tom.  III.,  pag.  36):  si  baro  fuerit  de  minoflidis.  Diese  barones  de  minofl. 
indentifiziert  Merkel  (De  repupl.  Alam.,  pag.  5)  mit  den  Liten,  Boos  (Liten 
und  Aldionen,  pag.  41)  hält  sie  für  die  Freien,  die  durch  Armut  gezwungen 
wurden,  sich  einem  Herrn  zu  kommendieren,  während  nach  der  herrschenden, 
wie  auch  nach  der  Ansicht  Brunners  (Rechtsgesch.,  Bd.  I.,  pag.  248  f),  darunter 
die  Gemeinfreien,  die  selbständigen  Hofbesitzer,  zu  verstehen  sind,  denen  das 
Wergeid  eines  vollfreien  Alamannen  (160  sol.)  zukam. 
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gleichstehenden ,  aus  der  Entwicklung  der  Latifundien  her- 
vorgegangenen römischen  Kolonen. 

§  3. 

Coloni,  ecciesiastici,  fiscalini. 

Als  im  römischen  Reiche  durch  das  aufstrebende 
Kaisertum  die  politische  Macht  der  Aristokratie  gebrochen 
war  und  sich  deren  Träger  auf  ihre  Landgüter  zurückzogen, 
überliessen  sie  die  Pflege  und  Bewirtschaftung  derselben 
den  Kleinpächtern,  den  Kolonen.  Diese,  dem  Drange  der 
Not  gehorchend,  mussten  sich  zur  Zahlung  eines  jährlichen 
Pachtzinses  sowie  zu  einer  Kopfsteuer  ^)  bequemen  und 
wurden  schUesslich,  als  ihre  Herren  im  Laufe  der  Entwick- 
lung sogar  eine  obrigkeitUche  Stellung  über  sie  gewannen, 
zu  Pertinenzen  des  Grundstückes,  zu  glebae  adscripti,  zu 
Grundhörigen.  Diese  Tatsache  findet  bereits  Erwähnung  im 
Codex  Theod.,  lib.  V.,  tit.  11  :  quodsi  quis  (colonus)  originarius 
intra  triginta  annos  de  possessione  discessit,  sive  per  fugam 
lapsus,  seu  sponte ,  seu  soUicitatione  traductus,  neque  de 
ejus  conditione  dubitatur  eum  contradictione  submota,  loco 
cui  natus  est  eum  origine  jubemus  sine  dilatione  restitui. 

Unter  diesen  römischen  Kolonen  mochten  sich  be- 
sonders in  den  nördUchen  Provinzen  auch  Barbaren  befunden 
haben,  die,  müde  von  dem  unstäten  Umherirren  auf  ihren 
Kriegs-  und  Raubzügen ,  sich  nach  ruhigem  Landbesitz 
sehnten  und  im  Kolonatverhältnis  Befriedigung  ihrer  Wünsche 
fanden.  Als  dann  die  Römer  vor  den  eindringenden  Ger- 
manen sich  zurückzogen ,  folgten  ihnen  diese  abhängigen 
Ackerbauer  nicht,  sondern  blieben,  indem  sie  nur  ihren 
Herrn  wechselten,  auf  dem  sie  ernährenden  Gute.  Infolge 
der  nahen  Beziehungen  zu  ihrem  Herrn  und  durch  die 
ständige  Berührung  mit  den  ihnen  sozial  gleichstehenden 
Liten,  Freigelassenen  etc.  nahmen  sie  bald  deren  Sprache 


1)  1.  5,  1.  20,  §  2,  Cod.  de  agric.  (XI,  47.) 

2)  1.  2,  1.  23  pr.  C.  eodem. 
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und  Gesittung  an  und  verloren  sich  so  unter  den  übrigen 
deutschen  Hörigen.  Gleich  diesen  führen  sie  die  verschie- 
densten Namen,  und  wenn  wir  in  den  Quellen  von  servi 
casati,  von  tributarii  mansionarii,  hobarii  u.  a.  lesen,  so 
sind  darunter  gewiss  auch  Nachkommen  einstiger  römischen 
Kolonen  inbegriffen.  Umgekehrt  wird  das  Wort  colonus 
oft  auch  von  den  eigentlichen  Unfreien,  den  servi,  gebraucht  ^). 

Die  lex  Alam.  erwähnt  nur  coloni  regis  et  ecclesiae. 
Gerade  auf  den  Gütern  der  Kirche ,  die  nach  römischem 
Rechte  lebte,  mochte  sich  der  Kolonat  am  ehesten  erhalten, 
wurde  jener  doch  durch  dieses  eigenartige  Institut  die 
MögUchkeit  verschafft,  besitzlose  Freie  oder  herabgekommene 
kleine  Grundbesitzer  zur  Bebauung  ihrer  Güter  heranzuziehen. 
Allein  auch  im  alamannischen  Gesetzbuch  macht  sich  der 
vieldeutige  Begriff  des  Wortes  colonus  bemerkbar.  Wie  aus 
Hloth.  I.  und  II.  ^)  hervorgeht,  sind  unter  diesen  kirchlichen 
Kolonen  diejenigen  zu  verstehen,  die  freiwillig  res  suas  ad 
ecclesiam  übergeben  und  das  Tradierte  von  der  Kirche  als 
Benefizium  wieder  zurückerhalten  hatten.  Ihnen  lag  es  ob, 
einen  censum  von  jenen  Gütern  zu  entrichten;  Nachlässigkeit 
in  der  Bezahlung  des  legitime  tributum  bestrafte  der  grund- 
herrliche Richter  mit  6  solidi  Die  coloni  ecclesiae  sive 
ecclesiastici  besassen  das  Wergeid  eines  Freien^);  allein  als 
Zeichen  ihrer  geminderten  Freiheit  galt  die  Ehe  einer 
Freien  mit  einem  kirchUchen  oder  königlichen  Kolonen 
nicht  als  ebenbürtig.  Die  Hloth.  LVII.  ^)  bestimmt  in  dieser 
Beziehung,   dass ,    wenn   von  zwei   Schwestern  die  einte 

')  Vergl.  P.  Roth  :  Geschichte  des  Benefizialwesens,  pag.  83  f. 

^)  Capit.  Carol.  Calvi  v.  J.  864,  c.  20.  Si  autem  colonus  ve]  servus 
inde  raptus  fuerit.  Pertz,  leg.,  tom,  I.,  pag.  492.  Ebenso  Cap.  v.  Jahre  817, 
c.  12:  si  ancilla  Ubera  —  servo  vel  colono  nupserit.  Pertz,  leg.,  tom.  I., 
pag.  216. 

^)  Pertz,  leg.,  tom.  III.,  pag.  45. 

*)  Hloth.  XXIII :  De  liberis  autem  ecclesiasticis ,  quod  colonus  vocant, 
omnes  sicut  coloni  regis  ita  reddant  ad  ecclesiam.  Si  quis  legitime  tributum 
antesteterit  per  jussionem  judicis  sui  6  solidos  sit  culpaviles.  Pertz,  leg.,  tom. 
III.,  52  f. 

5)  Hloth.  VIII.  B.    Pertz,  leg.,  tom.  III.,  pag.  48. 
^)  Pertz,  leg,,  tom.  III.,  pag.  64. 
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einen  Freien  (sibi  coaequalem),  die  andere  einen  Kolonen  des 
Königs  oder  der  Kirche  heiratete,  beim  Tode  des  Vaters 
nur  die  erstere  das  väterliche  Grundstück  erhalten  und 
bloss  in  die  Fahrhabe  eine  gleichmässige  Teilung  statt- 
finden sollte. 

Aus  dieser  Stelle  ist  zugleich  ersichtlich ,  dass  den 
ecclesiastici  (den  späteren  Gotteshausleuten),  die  coloni  regis 
gleichgestellt  wurden  Für  die  letzteren  findet  sich  häufig 
die  Bezeichnung  homines  de  fisco,  fiscales ,  fiscalini ,  so  ge- 
nannt, weil  sie  auf  Gütern  des  Königs  oder  des  Fiscus 
wohnten.  Bei  der  unklaren  Ausdrucksweise  der  Quellen , 
die  sie  mitunter  zu  den  Knechten  oder  Kolonen  rechnen, 
aber  auch  von  beiden,  wie  von  den  Vollfreien,  unterscheiden 
bereitet  es  einige  Schwierigkeit,  über  ihre  rechtfiche  Stellung 
klar  zu  werden.  Das  scheint  mir  mit  Walter  ^)  und  Fr.  v. 
Wyss^)  richtig  zu  sein,  dass  man  die  fiscalini  von  den  servi, 
den  unfreien  Knechten  des  Königs  und  der  Kirche,  zu  unter- 
scheiden hat.  Trotz  der  günstigeren  Stellung  der  letzteren 
gegenüber  denjenigen  weltHcher  Grundherren,  blieben  sie 
doch  Unfreie,  die  beliebig  veräussert,  von  ihrem  Leibherrn 
vindiziert  und  gezüchtigt  werden  konnten.  Anders  die 
fiscalini,  die  in  rechtlicher  Beziehung  den  Liten,  Aldionen 
gleichstanden  Es  waren  dem  König  gehörige  Unfreie , 
die  durch  die  Dienste,  die  sie  ihrem  Herrn  leisten  mussten, 
zu  einer  angeseheneren  Stellung  gelangten  und  eines  besseren 
Rechtes  teilhaftig  wurden  als  die  königlichen  servi. 

Die  Ehe  eines  Fiskalinen  mit  einer  dagwerda  galt  nicht 
als  ebenbürtig,  während  dagegen  die  Freien  durch  eine 
Heirat  mit  den  Königsleuten  ihre  Freiheitsrechte  nicht  ver- 

^)  Vide  Capit.  Pistense  v.J.  864,  c.  29:  coloni  tarn  fiscales  quam  ecclesi- 
astici ,  c.  30 :  coloni  tarn  fiscales  quam  et  de  casis  Dei.   Pertz,  leg.,  tom.  I.,  pag,  495. 
^)  Waitz  ,  Verfassungsgeschichte  V.,  pag.  207  ff. 

^)  Rechtsgeschichte,  §  422.  Vergl.  auch  E.  Mayer,  Verf.  G.,  Bd.  II.,  3  fi". 
Abhandig.  z,  Geschichte  des  schw.  öffentl.  Rechts,  pag.  401. 

^)  Aldianes  vel  aldianae  ad  jus  publicum  pertinentes  ea  lege  vivant  in. 
Italia  in  servitutem  dominorum  suorum,  qua  fiscalini  vel  lites  vivunt  in  Francia, 
vide  Capit.  quae  add.  sunt  ad.  leg.  Longob,  v.  J.  801,  c.  6,  bei  Pertz,  leg.,  tom.  I., 
pag.  84. 
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loren  Ohne  Eigentum  an  Grund  und  Boden  war  es  ihnen 
auch  verboten,  über  ihre  Grundstücke  irgendwelche  Ver- 
fügungen zu  treffen,  die  nur  dem  Eigentümer  zustanden 

Im  alamannischen  Gebiete  finden  wir  solche  Fiska- 
linen, deren  Namen  bereits  im  13.  Jahrhundert  verschwinden, 
auf  Reichsboden  in  St.  Gallen,  wo  sie  aber  bald  unter  die 
Herrschaft  des  Abtes  gerieten,  und  besonders  in  Zürich  als 
Bewohner  der  königlichen  Burg  (castrum). 

Lothar  III.  bestätigte  ihnen  in  einer  Urkunde  vom 
6.  Februar  1130^)  ihren  besonderen  Rechtszustand,  dessen 
sie  sich  schon  unter  früheren  Königen  erfreuten,  worunter 
auch  das  Recht ,  Waffen  zu  tragen  und  im  Volksgericht 
Urteiler  zu  sein,  inbegriffen  war  und  erlaubte  ihnen,  ihre 
Gattinen  zu  holen,  wo  es  ihnen  beliebte.  Damit  war  be- 
reits ihre  Hörigkeit,  die  übrigens  nie  eine  drückende  gewesen 
sein  mochte,  im  Verschwinden  begriffen.  Als  Ministerialen 
des  Königs  erhielten  sich  einige  von  ihnen,  solange  die 
Pfalz  bestehen  blieb,  andere  kamen  nach  dem  Verschwinden 
derselben  in  die  Ministerialität  der  Aebtissin*)  und  verloren 
sich  später  unter  den  freien  Bürgern. 

Länger  als  bei  den  Fiskalinen  erhielt  sich  die  Hörig- 
keit bei  den  römischen  Kolonen  und  ihren  Nachkommen, 
sowie  bei  den  homines  ecclesiastici.  Diese  mochten  sich 
zwar  anfänglich  ihre  freie  Stellung  bewahrt  haben;  allein 
die  Befreiung  der  kirchlichen  Gebiete  von  der  öffentUchen 
Gerichtsbarkeit  durch  Erlangung  von  Privilegien  brachte  sie 
dem  Immunitätsherrn  immer  näher,  und  als  schliesslich  in- 
folge   Bildung   der    Grundherrschaften   für    alle  Hofgüter 

De  liberis  hominibus,  qui  uxores  fiscalinas  regias,  et  feminis  liberis 
quae  homines  similiter  fiscalinos  regios  accipiunt,  ut  non  de  hereditate  parentum 
vel  de  qua  causa  sua  quaerenda,  nec  de  testimonio  pro  hac  re  abiciantur, 
sed  talis  etiam  nobis  in  äc  causa  honor  servetur,  qualis  et  antecessoribus 
nostris  regibus  vel  impeiatoribus  servatus  esse  cognoscitur.  Capit.  Dupl.  in 
Theodon.  villa  promulg.,  bei  Pertz,  leg.,  tom.  I,,  pag.  134,  135. 
-)  Bluntschli,  RG.  I.,  pag.  52  f. 

^)  ...  et  ut  regii  fiscalini  Turegienses  iusticiam  quam  ab  antecessoribus 
nostris  anticjuitus  habuerunt,  firmiter  et  inviolabiter  teneant ,  et  undecumque 
velint,  uxores  ducant  et  in  nostro  (des  Königs)  servitio  permaneant.  Vide 
Escher,  UZ.,  pag.  168. 

Vide  Fr.  v.  Wyss:  Abhandlungen,  pag.  403.    Escher,  UZ.,  pag.  273. 


—    15  — 


bebauenden  Kolonen  ein  gleiches  Recht  ins  Leben  trat,  da 
verloren  sich  viele  von  ihnen  unter  den  übrigen  Grundhörigen. 

§  4. 

Freigelassene. 

Während  im  römischen  Recht  seit  Justinian  die  Unter- 
schiede zwischen  Freien  und  Freigelassenen  verschwanden, 
indem  die  Freilassung  das  volle  Bürgerrecht  verHeh,  ging 
das  Bestreben  des  deutschen  Rechts  dahin,  den  Freigelassenen 
auch  fernerhin  in  einer  gewissen  Abhängigkeit  von  dem 
Freilasser  zu  halten.  Eine  grosse  Anzahl  manumissi  befand 
sich  daher  in  einer  den  Liten  sehr  ähnlichen  Lage.  Diese 
Tatsache  berechtigt  aber  nicht,  mit  Walter  ^)  anzunehmen, 
dass  durch  die  Freilassungen  der  Stand  der  Liten  überhaupt 
erst  begründet  worden  sei.  Wie  schon  gezeigt,  stammt  viel- 
mehr der  Grundstock  jener  halbfreien  Klasse  aus  unter- 
worfenen Ureinwohnern  auf  Grund  friedlichen  Abkommens 
her.  Dagegen  lässt  sich  nicht  leugnen ,  dass  die  Zahl  der 
Liten  durch  Freilassungen,  die  oft  gerade  den  Zweck  hatten, 
zum  Liten  zu  erheben,  eine  bedeutende  Vermehrung  erfuhr 

Da  die  manumissio  den  Freigelassenen  nicht  seinem 
Schicksal  überlassen,  ihn  nicht  zum  freien  Bettler  machen 
wollte,  war  sie  meist  verbunden  mit  der  Anweisung  von 
Land,  das,  im  Eigentum  des  Herrn  stehend,  dem  Frei- 
gelassenen zur  Bewirtschaftung  und  Nutzung  überlassen 
wurde.  Nicht  jede  manumissio  hatte  aber  die  Hörigkeit 
des  Freigelassenen  zur  Folge;  die  Volksrechte  kennen  ver- 
schiedene Arten  derselben,  zum  Teil  mit  sehr  von  einander 
abweichenden  Wirkungen. 

Die  günstigste  Stellung  verschaffte  diejenige,  die  den 
manumissus  zum  ingenuus,  beinahe  zum  Vollfreien  erhob 
und  die  später  unter  dem  Namen  denariatio  Schatzwurf, 


^)  Rechtsgeschichte,  §  411. 

2)  Pact.  IL,  48,  bei  Pertz,  leg.,  tom.  III.,  pag.  38. 

^)  So  genannt,  weil  dem  Freizulassenden  vom  Manumittenten  zum  Zeichen 
des  Verzichtes  auf  den  bisher  von  jenem  bezahlten  Leibzins  ein  Denar  oder 
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oder  als  manum.  per  hantradam  bekannt  ist.  Dieser  homo 
denarialis  gilt  nicht  als  Höriger,  er  leistet  seinem  Schutzherrn 
keine  Dienste  und  Abgaben,  darf  über  sein  Vermögen  frei 
verfügen  und  besitzt  das  Recht  der  Freizügigkeit.  Allein 
diese  Form,  die  wahrscheinlich  nur  in  Ausnahmefällen  zur 
Anwendung  kam,  war  nicht  die  gebräuchliche  und  auch 
nicht  die  ursprüngliche,  sonst  hätte  Tacitus  nicht  schreiben 
können:  liberti  non  multum  supra  servos  sunt,  raro  aliquid 
momentum  in  domo,  nunquam  in  civitate 

Häufigere  Verwendung  fand  dagegen  im  fränkischen 
Reiche  die  dem  römischen  Rechte  entlehnte,  besonders  von 
der  Kirche  geübte  Freilassung  mittelst  Freibrief  (carta  oder 
tabula). 

Die  manumissio  per  tabulam,  vorgenommen  in  der 
Kirche  vor  dem  Bischof,  verUeh  den  so  freigelassenen 
tabularii  die  Stellung  von  homines  ecclesise.  Ihre  Lage  kam 
derjenigen  der  Liten  sehr  nahe  und  insofern  sie,  was  regel- 
mässig der  Fall  gewesen  sein  wird ,  auf  einer  Hufe  an- 
gesiedelt, der  Freizügigkeit  entbehrten,  wurden  sie  zu  zins- 
pflichtigen Hörigen  der  Kirche.  Dagegen  lässt  sich  dies 
nicht  ohne  weiteres  von  denjenigen  manumissi  behaupten, 
die  der  Kirche  jährlich  nur  einige  wenige  Denare  oder  eine 
bestimmte  Quantität  Wachs  (daher  cerarii  oder  cerocensuales 
geheissen)  gleichsam  nur  als  ßeweiszeichen  ihrer  Eigenschaft 
als  freie  Schützlinge  der  Kirche  zu  leisten  hatten.  Ein  der- 
artiges Beispiel  erzählt  uns  eine  Urkunde  vom  Jahre  963  ^). 
Engilbolt,  ein  Priester,  entlässt  verschiedene  Personen  der 
Hörigkeit  unter  der  Bedingung,  dass  sie  jährhch  an  den 
Altar  des  hl.  Martin  in  der  Kirche  zu  Maur  einen  Denar  in 
Geld  oder  Wachs  entrichten :  in  eo  videlicet  rationis  tenore, 
ut  prenominata  mancipia  ad  ecclesiam ,  que  constructa  est 
in  loco  qui  dicitur  Mure,  ad  altare  sancti  Martini  ad  missam 
eiusdem  sancti  singulis  annis  censum  persolvant,  id  est  sin- 


„Schatz"  aus  der  Hand  geschnellt  wurde.  Vide  Schweiz.  Urkundenbuch  I., 
Nr.  941. 

')  Tacitus :  Germania,  cap.  XXV. 

^)  Escher,  UZ.,  pag.  97.    Eodem  pag.  98. 
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guli  unum  denarium  sive  in  argento  sive  in  cera,  et  huius- 
modi  censum  persolvendo  liberi  exeant ,  quocumque  eis 
placuerit  loco  ;  muntpurdium  et  defensorem,  ubicumque  eis 
placuerit,  eligant  post  vitam  meam  sine  ullius  contradictione. 

Einer  bessern  Stellung  erfreuten  sich  auch  die  cartularii. 
Sie  besassen  zwar  wie  die  tabularii  auch  nur  das  halbe 
Wergeid,  durften  dagegen  über  ihr  Vermögen  frei  verfügen 
und  sich  in  der  carta  manumissionis  sogar  das  Recht  der 
Freizügigkeit  vorbehalten. 

Die  lex  Alam.  kennt  nur  eine  Freilassung  zum  Liten- 
recht  und  nicht  eine  solche ,  die  sofort  die  volle  Freiheit 
verlieh.  Pact.  IL,  48  ^),  spricht  von  der  manumissio  in  eccle- 
sia  und  von  der  ihr  gleichgestellten  manum.  in  heris  gene- 
rationis :  si  litus  fuerit  in  ecclesia  aut  in  heris  generationis 
demissus  fuerit.  Ebenso  erwähnt  Hloth.  XVII.  eine  Frei- 
lassung in  der  Kirche  per  cartam  ^^^s^em  und  verleiht 
dem  so  Manumittierten  das  halbe  Wergeid  eines  Freien 

Unterscheiden  sich  die  Freigelassenen  nach  oben  durch 
ein  geringeres  Wergeid,  so  heben  sie  sich  doch  ganz  bedeu- 
tend von  den  servi  ab,  mit  denen  sie  keine  standesgemässe 
Ehe  eingehen  können  ^)  und  denen  gegenüber  sie  durch 
höhere  Bussansätze  ausgezeichnet  sind 

Wir  sehen  also,  die  weitaus  grösste  Zahl  der  manumissi 
stand  in  der  Mitte  zwischen  Freien  und  Unfreien.  Meist 
auf  einem  Grundstück  angesiedelt,  dem  Mundium  eines  Herrn, 
ihres  Freilassers,  unterworfen,  verloren  sie  sich  unter  den 
Liten,  mit  denen  sie  auch  in  den  Volksrechten  vielfach  auf 
eine  Stufe  gestellt  werden 

^)  Pertz,  leg.,  tom.  III  ,  pag.  40. 

^)  Pertz,  leg.  tom.  III.,  pag.  50:  Liberi  qui  per  chartam  firmitatem 
acceperint,  si  occidantur,  80  sol.  componantur  ad  ecciesiam  vel  ad  filius  ejus. 

^)  Lex  Alam.  Karolina  XVIII.,  i.:  Si  ancilla  libera  dim'issa  fuerit  per 
chartam  aut  in  ecclesia  et  post  haec  servo  nupserit,  ecclesise  ancilla  permaneat 
Die  Kinder  folgen  der  ärgern  Hand:  Karol.  XVIII,,  2.:  si  autem  filios  vel  filias 
generavit ,  ipsi  servi  et  ancillge  permaneant ,  potestatem  exeundi  non  habeant, 
Pertz,  leg.,  tom.  III.,  pag.  136. 

Pact.  II.,  48,  bei  Pertz,  leg.,  tom.  IIL,  pag.  38,  lex  Burg.,  tit.  XXXII, 
c.  2,  1.  c.  pag.  546. 

^)  So   lautet    z.  B.  die  Ueberschrift  zur   lex   Salica,  XXVI:    de  libertis 

2 
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Die  Freilassung  geriet  im  Laufe  der  Zeit  immer  mehr 
in  Abgang,  eine  Erscheinung,  die  sich  erklären  lässt  aus  der 
allmähhchen  Besserstellung  der  Unfreien ,  unter  denen  es 
besonders  den  servi  casati  oder  mansionarii,  von  welchen 
unten  zu  sprechen  sein  wird,  gelang,  des  infolge  der  Bildung 
von  Grundherrschaften  sich  entwickelnden  Hofrechtes  teil- 
haftig zu  werden  und  mit  den  übrigen  Grundhörigen  bis 
zur  Unkenntlichkeit  zu  verschmelzen. 



Zweites  Kapitel. 


Zweite  Periode.  Vom  zirka  9.  Jahrhundert  bis 
zur  Auflösung  der  Hofverfassung. 

§  5. 

Bildung  geistlicher  und  weltlicher  Grundherrschaften. 
Ihre  Organisation  und  ihr  Einfluss  auf  die  Gestaltung  der 
Hörigkeitsverhältnisse. 

Nach  mehr  denn  hundertjährigem  Kampfe  mit  den 
Römern  gelang  es  dem  alamannischen  Volksstamme,  den 
limes  zu  durchbrechen,  über  den  Rhein  vorzudringen  und 
sich  in  den  Besitz  der  Nord-,  Ost-  und  Zentralschweiz  zu 
setzen.  Die  wilden  Eroberer  kamen  in  ein  Land,  das  hin- 
sichtlich Bearbeitung  und  Bewirtschaftung  während  der 
helvetisch-römischen  Vorzeit  nicht  durchaus  brach  da  lag, 
das  aber  doch  der  vielen  blutigen  Kämpfe  wegen  vielfach 
wieder  verödet  und  verwildert  war. 

Die  Ansiedelungen  erfolgten  meist  auf  offenem,  freiem 
Felde,  in  der  Nähe  eines  Haines  oder  einer  Quelle.  Einige 
wehrfähige  Männer,  ursprünglich  wahrscheinlich  zirka  zehn, 
Hessen  sich  mit  ihrer  Familie  in   einer  Gegend  nieder,  die 


demissis,  wäliiend  doch  im  Text  von  den  Liten  die  Rede  ist.  Vide  Merkel: 
l^ex.  Sal,,  pa{^.  14. 
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ihnen  gerade  passte  oder  von  höherer  Stelle  aus  zugewiesen 
wurde  und  bildeten  so  unter  ihrem  Vorsteher,  dem  Dekan, 
eine  villa,  eine  Gemeinde,  die  oft  gerade  nach  diesem  An- 
führer, gewöhnlich  dem  Geschlechtsältesten,  den  Namen 
erhielt  Innerhalb  einer  Niederlassung  hatten  anfänglich 
jedenfalls  alle  Insassen  gleich  grosse  Anteile  an  Grund  und 
Boden,  der  sich,  nachdem  die  Völker  endHch  zur  Ruhe  und 
Sesshaftigkeit  gelangten,  in  Privateigentum  des  einzelnen 
verwandelte.  Erbteilungen,  Schenkungen,  Veräusserungen 
störten  aber  bald  das  Gleichmass  der  Privatgüter ;  einige 
wurden  kleiner,  andere  grösser,  mehreren,  oft  nur  einem 
Hofe  gelang  es,  sich  innerhalb  der  Niederlassung  über  die 
anderen  emporzuheben,  zum  Haupt-,  Herren-,  Fronhof  zu 
werden  Damit  ist  nun  aber  nicht  gesagt,  dass  die  ganze 
villa  von  einem  solchen  über  die  andern  hervorragenden 
Hofe  ergriffen,  von  ihm  abhängig  geworden  wäre;  neben 
ihm  existierten  vielerorts  noch  mehrere  freie  Grundeigen- 
tümer, die  sich  ihre  Selbständigkeit  zu  erhalten  vermochten. 
Allein  wie  es  Niederlassungen  gab,  die  nur  aus  freien,  gleich- 
berechtigten Hufen  bestanden,  so  begannen  sich  am  Ende 
des  neunten  und  zu  Beginn  des  zehnten  Jahrhunderts  Grund- 
herrschaften zu  bilden,  deren  Umfang  sich  über  grosse  Ge- 
biete erstreckte  und  als  deren  Zentralpunkte  die  Fronhöfe 
erscheinen.  Zu  einem  solchen  Herrenhofe  gehörte  nun  der 
direkt  von  letzterm  aus  bebaute  herrschaftliche  Grund  und 
Boden,  die  terra  salica,  und  je  nach  dem  Vermögen  des 
Grundherrn  ausserhalb  des  Hofes  mehr  oder  weniger  aus- 
gedehnte Güter  und  Ländereien.  Im  Laufe  der  Zeit  gelang 
es  weltlichen  Grossen  und  besonders  den  geistlichen  Stif- 
tungen und  Klöstern,  ihren  Besitz  bedeutend  zu  vermehren, 
so  dass  sie  oft  einige,  ja  sogar  viele  solche  Fronhöfe  zu  den 
ihrigen  zählten.    Dieser  Güterzuwachs  vollzog  sich  haupt- 

^)  So  z.  B,  Wezinchova  (Wetzikon)  =  Hufe  der  Wezinger,  Nancinchova 
=  Nänikon  etc.  entstanden  aus  dem  Geschlechtsnamen  -|-  inghova ,  woraus 
dann  inkon,  ikon  und  schliesslich  iken  wurde.  Vide  Bluntschli  ,  RG.  L,  pag. 
25  f.    Dändliker,  Gesch.  der  Schweiz,  Bd.  I.,  pag.  98. 

^)  Doch  mochte  diese  Rolle  oft  auch  solchen  Hofen  zukommen,  die 
ausserhalb  des  DortVerbandes  durch  Rodungen  entstanden. 
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sächlich  infolge  der  vielen  Schenkungen  und  prekaristischen 
Uebertragungen  die  fromme  Personen,  cogitantes  de  innu- 
merabilibus  pecatis  pro  Dei  timore  vel  animse  remedio  ^) 
oder  als  Gegenleistung  für  Jahrzeitstiftungen  etc.  an  die 
geistlichen  Stifte  machten,  während  das  grosse  Ansehen 
weltlicher  Grundherren,  die  Macht,  über  die  sie  verfügten, 
landlose  oder  ärmere  Freie  anspornte,  bei  der  grossen  Un- 
sicherheit des  zehnten  und  elften  Jahrhunderts ,  wo  man 
weder  Eigen  noch  Erbe  schonte,  sich  in  deren  Schutz  zu 
begeben. 

Von  weittragender  Bedeutung  für  die  Stellung  der  auf 
geistlichen  Grundherrschaften  angesiedelten  Personen  war 
sodann  die  Verleihung  von  Immunitätsprivilegien,  wodurch 
den  öffentlichen  Beamten  das  Betreten  des  gefreiten  Bezirks 
verboten  ^)  und  ihnen  zur  Pflicht  gemacht  wurde,  soweit  sie 
noch  die  Gerichtsbarkeit  über  peinliche  Sachen  und  die 
Entscheidung  von  Rechtsstreitigkeiten  der  Immunitätsleute 
mit  dritten ,  ausserhalb  des  immunen  Gebietes  sitzenden 
Personen  in  den  Händen  hatten,  die  Vermittlung  des  Grund- 
herrn anzugehen,  der  in  causis  minoribus  bald  selbst  zum 
Gerichtsherrn  seiner  abhängigen  Hintersassen  sich  empor- 
schwang. So  gerieten  auch  die  Freien  des  privilegierten 
Bezirkes,  omnes  censuales  ecclesiae,  liberiau:  servi,  also  alle 
auf  Grundstücken  der  Kirche  sesshaften  freien  und  unfreien 
Zinsleute  unter  die  Gerichtsbarkeit  der  Immunitätsherren. 
Diese  betrauten  mit  der  Handhabung  der  Rechtspflege  über 
die  freien  Insassen  den  Kirchenvogt,  den  advocatus,  der 
seit  alter  Zeit  die  Kirche   in  Rechtssachen   vor  dem  welt- 


^)  Davon  unten,  pag.  30  f. 

'')  Wartmann,  U.  StG.  I.,  Nr.  1  16. 
Warf  mann,  U.  StG.  I.,  Nr.  76. 

■*)  Vh  nullus  judex  publicus  vel  quislibet  ex  judiciaria  polestate  in 
ecclesias  aut  loca  vel  agros  seu  reliquas  possessiones  ...  ad  causas  audiendas 
vel  freda  exigenda  aut  mansiones  vel  paratas  faciendas  aut  fidejussores  tollendas 
aut  homines  ipsius  monasterii  tarn  ingenuos,  quam  et  servos  super  terram 
ipsiiis  comuianentes  inrationabiliter  distringendos  nec  ullas  redibitiones  aut 
inlicitas  occasioiies  reciuirendas  nostris  et  futuris  temporibus  ingredi  audiat  vel 
ea,  quae  supra  memorata  sunt,  penitus  exigere  pr^esumat  .  .  .  vide  Wart  mann, 
U.  SlG.,  Nr.  234. 
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liehen  Richter  vertrat  und  dessen  Kompetenz  derjenigen  des 
staatlichen  Centenars  gleichkam 

Es  bestand  somit  „die  rechtliche  Bedeutung  dieser 
Immunitätsprivilegien ^)  in  der  merowingischen  und  karo- 
lingischen  Verfassung  lediglich  in  einer  Gleichstellung  einer 
den  ursprünglichen  Elementen  des  germanischen  Rechts 
fremden,  der  kanonischen  und  römischen  Gesetzgebung  an- 
gehörigen  juristischen  Person  mit  den  vollberechtigten  Edeln 
in  den  Verhältnissen  des  Grundbesitzes  und  der  Gerichtsbar- 
keit. Eine  doppelte  Stellung  wurde  dadurch  für  dieselben 
begründet,  einmal  diejenige  des  Immunitätsherrn  als  selb- 
ständiger Person  im  Volksrecht  für  sich,  dann  das  stellver- 
tretende Verhältnis  für  seine  Hintersassen  (tam  ingenuis  quam 
servientibus  super territuriisipsiusmonasterriicommanentibus" 

Wie  schon  angeführt,  hatten  auch  viele  weltlichen 
Grossen  umfangreiche  Gebietserweiterungen  zu  verzeichnen. 
Diese  vollzogen  sich  in  den  gleichen  Formen  wie  bei  den 
geistlichen  Stiftungen,  also  in  der  Uebertragung  von  Eigen- 
tum und  Zurückempfang  desselben  gegen  Zins,  wodurch  die 
Tradenten  in  ein  Abhängigkeitsverhältnis  zu  ihrem  Herrn 
gerieten.  Zudem  fehlen  der  Immunität  gleichkommende 
Exemptionen  auch  bei  weltlichen  Grundherrschaften  nicht 

Nun  darf  man  sich  aber  nicht  vorstellen,  alle  die  grossen 
Landkomplexe  hätten  ein  einheitliches,  abgeschlossenes  Terri- 
torium gebildet;  vielmehr  lagen  dieselben  in  den  einzelnen 
Gauen,  ja  sogar  über  die  Grenzen  Helvetiens  hinaus,  zwischen 
den  Gütern  anderer  Grundherren  zerstreut.  So  wissen  wir 
von  dem  Kloster  St.  Gallen,  dass  es  begütert  war  im  Thur- 

^)  Vide  Capit.  miss.  v.  Jahre  803,  c.  13,  bei  Pertz,  leg.,  tom.  I.,  pag.  92. 

^)  Mit  solchen  wurden  die  meisten  Klöster  auf  alamannischem  Gebiet 
schon  sehr  früh  ausgestattet.  Für  Luzern  findet  sich  dies  schon  ziemlich 
deutlich  ausgesprochen  in  dem  prseceptum  Theodorici  regis  Franc,  pro  Murba- 
censi  monast.  Vide  Gfrd.  I.,  pag.  225.  St.  Gallen  erhielt  die  Immunität  von  Kaiser 
Ludwig  in  einer  Urkd.  vom  3.  Juni  813.  Wartmann,  U.  StG.,  Nr.  234.  Pfävers 
erlangte  sie  6.  März  861  (vide  Neugart  I.,  328),  das  Fraumünsterstift  von 
Ludwig  dem  Deutschen,  21.  Juli  853.    Vide  Escher,  UZ.,  pag.  22. 

^)  Segesser,  RG.  von  Luzern,  Bd.  I.,  pag.  12. 

^)  Zeitschrift  f.  Schweiz.  Recht,  a.  F.,  Bd.  XVIII.,  pag.  1 54. 
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gau,  Aargau,  Hegau,  Klettgau,  in  Schwaben,  im  Elsass  und 
sogar  in  Italien.  Da  das  letztere  auch  bei  Dissentis  und 
Reichenau  der  Fall  war,  so  sagte  man  den  Aebten  dieser 
Klöster  nach,  dass  sie  auf  ihren  Romfahrten  fast  jede  Nacht 
auf  eigenem  Grund  und  Boden  Herberge  nehmen  konnten^). 

Einsiedeln  verfügte  über  Besitzungen  in  Voralberg, 
Württemberg,  Baden,  und  war  Grundherr  in  den  Höfen 
Pfäffikon ,  Wolerau  ^)  etc.  Der  Fraumünsterabtei  hatte 
Ludwig  der  Deutsche  bei  deren  Stiftung  den  königlichen 
Hof  in  Zürich,  den  Forst  Albis  und  den  pagellus  Uroniae  ge- 
schenkt^). Zu  Engelberg,  am  Fusse  des  Titlis,  gehörten  das 
Tal  gleichen  Namens  und  die  Höfe  zu  Buochs  und  Stans"). 
Luzern,  dem  Kloster  Murbach  unterstellt,  hatte  15  Dinghöfe 
unter  sich,  die  alle  in  einer  Rechtsgemeinschaft  unter  ein- 
ander standen  und  von  denen  Luzern  den  Haupthof  bildete. 
Es  waren  das  die  Höfe  zu  Eolfingen,  Haiderwank,  Rein, 
Lunkhuft,  Buochrein, .  Küssenach,  Alpenach,  Emmon,  Malters, 
Kriens,  Horwe,  Stanse,  Littowe,  Adengeswil  und  GiswiF). 

Mit  der  Aufsicht  über  den  Anbau  und  einen  rationellen 
Wirtschaftsbetrieb  der  Güter  finden  wir  in  den  einzelnen 
Höfen  einen  eigenen  Beamten,  meist  einen  Meyer  (villicus, 
major)  betraut.  Obwohl  Vorsteher  über  sämtliche  Hofgenossen, 
darf  er  doch  in  älterer  Zeit  nicht  aus  mächtigen  Familien 
genommen  werden,  sondern  nur  aus  der  landwirtschaftlichen 
Mittelklasse,  oder  auch  aus  Unfreien^).  Dass  dieser  Vorschrift 
selbst  in  spätem  Zeiten  nachgelebt  wurde,  davon  zeugt  eine 
Urkunde  vom  Jahre  1377  ^. 

In  karolingischer  Zeit,  solange  die  majores  der  Königs- 


^)  Gefrd.,  Bd.  XLIII.,  pag.  178. 

^)  Blumer,  Staats-  und  Rechtsgeschichte,  pag.  27  f. 

3)  Bkintschli,  RG.  I.,  pag.  477  f. 

*)  Blumer,  1.  c.  pag.  32. 

^)  Segesser,  RG.  von  Luzern  I.,  pag.  26. 

^)  Das  Capit.  de  villis,  c.  60,  bei  Pertz,  leg.,  tom.  I.,  pag.  185,  bestimmte: 
Nequaquam  de  potentioribus  hominibus  maiores  fiant ,  sed  de  mediocribus  qui 
fideles  sint. 

Bluntschli  ,  RG.  I.,  pag.  245  :  in  den  Meyerhof  —  zuo  den  Meyern 
hansen,  Meyer  Ruedin  vnd  Conrat,  meyer  Stephan  von  höngg,  die  vnsers 
Gotzhus  eigen  vnd  gesworn  lüt  sint, 
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höfe  unter  strenger  Aufsicht  der  missi  dominici  standen, 
wagten  sie  keine  Uebergriffe.  Einflussreicher  aber  wurde 
ihre  Stellung  auf  den  Grundherrschaften  geistlicher  und  welt- 
licher Grossen,  wo  wegen  zu  grosser  Entfernung  vom  Haupt- 
hof die  Unterordnung  unter  denselben  oft  verloren  ging  und 
die  Höfe  eine  ziemliche  Selbständigkeit  erlangten,  besonders 
wenn  der  Herr  selten  auf  dem  Gut  erschien  und  dem  Meyer 
sogar  die  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  überlassen  blieb 

Auf  kleineren  Höfen  amtete  oft  ein  Keller,  der  in  dieser 
Eigenschaft  die  gleichen  Kompetenzen  besass  wie  der 
Meyer.  Auf  grösseren  kamen  zuweilen  beide  vor,  wobei 
alsdann  dem  Meyer  die  Handhabung  der  Jurisdiktion,  dem 
Keller  der  Einzug  der  Zinsen  und  sonstigen  Einkünfte  oblag. 

Je  mehr  diese  Unterbeamten  auf  den  Meyer-  oder  Keller- 
höfen zu  sagen  hatten,  desto  übermütiger  wurden  sie,  so  dass 
die  Grundherren  sich  oft  veranlasst  sahen,  gegen  sie  einzu- 
schreiten. vonArx^)  erzählt  uns,  dass  schon  zu  Beginn  des 
10.  Jahrhunderts  der  Abt  Engelbert  von  St.  Gallen,  um  dem 
Unfug  der  Klostermeyer  zu  steuern,  weil  sie  statt  der  Land- 
wirtschaft abzuwarten,  sich  als  Adelige  betrugen,  wie  Edel- 
leute  Schilde  und  glänzende  Waffen  führten,  ihnen  letzteres 
verbot  und  sie  zu  ihrem  ursprüngHchen  Berufe,  dem  Acker- 
bau, zurückwies.  Trotzdem  konnte  nicht  verhindert  werden, 
dass  das  Meyeramt  seine  alte  Bedeutung,  seinen  grundherr- 
lichen Amtscharakter  verlor  und  erbliches  Dienstmannenlehen 
wurde,  deren  Inhaber  sich  sogar  zu  Rittern  emporzuheben 
vermochten. 

Wir  haben  bereits  erwähnt^),  dass  zu  einem  Fronhof 
die  sogen,  terra  salica^),  das  Salland,  Sölampt,  gehörte,  das 
sich  die  Herrschaft  ihrer  eigenen  Verwaltung  und  Bebauung 


^)  Davon  ist  in  den  Weistümern  öfters  die  Rede,  z.  B.  Öffnung  von 
Eschenz :  Gezwinge  und  benne  sind  des  meyersz  an  des  Gottshusz  statt. 
Vide  Grimm  W.  IV.,  pag.  423. 

2)  Gesch.  d.  K.  St.  Gallen  L,  pag.  216. 

^)  Oben  pag.  19. 

*)  So  genannt  nach  der  sala  =  Wohnung  des  Grundherrn.  Das  Wort 
findet  sich  schon  in  der  lex  Alam.  addit.  1,  secund,  LXXXIIIj  i,  bei  Pertz,  leg., 
tom.  III.,  pag.  74. 


—    24  — 


vorbehielt.  Dieses  Sellantgut  ist  von  der  Vogtgewalt  eximiert^) 
und  unvererblich  ,  der  Inhaber ,  meist  der  Meyer  oder 
Keller,  bezahlt  für  die  Ueberlassung  desselben  einen  jähr- 
lichen Zins  (Pachtzins)  und  streng  sucht  der  Grundherr  sein 
Eigentum  daran,  sowie  freie  Disposition  über  dasselbe  nach 
Ablauf  der  Pachtzeit  zu  wahren^). 

Ausser  diesem  Dominicalland ,  das  ursprünglich  auf 
Rechnung  des  Grundherrn  von  seinen  ihm  unbedingt  zur 
Verfügung  stehenden  Arbeitskräften,  den  mancipia  domestica, 
non  casata,  bewirtschaftet  und  später,  mit  dem  Aufhören  des 
gemeinsamen  Haushaltes,  ebenfalls  an  andere  verliehen  wurde; 
gehörte  zu  jeder  Grundherrschaft  je  nach  der  Grösse  der- 
selben eine  grössere  oder  geringere  Anzahl  Güter,  ausgegeben 
als  precaria  oder  Benefizien  an  Unfreie,  Halbfreie  (Liten, 
Kolonen,  Freigelassene)  oder  an  Freie.  Daher  der  Unter- 
schied der  mansi  oder  hobae  serviles,  lidiles  und  ingenuiles. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  das  Abhängigkeitsverhältnis 
der  mit  Hofgütern  Beliehenen  zu  ihrem  Herrn  je  nach  dem 
Stande  des  Inhabers  ein  verschiedene/  war.  Am  schlimmsten 
und  ausgeprägtesten  musste  es  sich  beim  Leibeigenen  ge- 
stalten, erträglicher  und  milder  beim  Halbfreien  oder  gar  bei 
dem  Freien ,  der  sein  Eigentum  an  einen  Herrn  übergab 
und  mit  Zins  beschwert  wieder  zurückempfing.  Allein  da 
sich  abgeleiteter  Besitz  nach  mittelalterlicher  Ansicht  mit  der 
Vollfreiheit  nicht  vertrug,  war  auch  dieser  Freie  nicht  mehr 
in  allen  Stücken  sein  eigener  Herr  und  Meister,  nicht  mehr 
vollfrei.  Seine  anfänglich  blosse  Schutzabhängigkeit  musste 
sich  in  der  Folge  immer  deutlicher  zur  Hörigkeit  gestalten, 
je  mehr  die  Grundherren  mit  der  Entwicklung  ihrer  Herr- 
schaft sich  bestrebten,  Leute  der  verschiedensten  rechtlichen 
und  sozialen  Lage  in  feste  Verbindung  mit  ihrem  Besitztum 
zu  bringen,  sie  ihrem  Willen  unterzuordnen.  „Denn  noch 
war  die  Zeit  nicht  gekommen,  welche  ein  Arbeitsverhältnis 
durch  freien  Vertrag  begründen  Hess  und  in  festem  Lohne 
eine  Teilung  des  Arbeitserfolges  zwischen  dem  Herrn  des 

^)  So   sol    der    Keller   vnd    der   Meyer   hüten   des   selandes   vnd  des 
swechoues  das  ist  miner  Heren  sunder  vnd  ist  vnvogtbar.    Gfrd.  I.,  pag.  i6i. 
^)  Vide  Segesser,  RG.  L,  pag.  728, 
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Gutes  und  seinen  Arbeitskräften  ermöglicht  hätte.  Der 
Mangel  an  Geld  und  fungiblen  Werten,  die  Naturalwirtschaft, 
welche  in  dieser  Zeit  noch  vorherrschend  war,  verwehrte 
ebenso  einen  durch  Kapital  herbeizuführenden  intensiveren 
Anbau,  wie  sie  in  der  dauernden  Verknüpfung  der  dienenden 
Arbeit  mit  dem  herrschaftlichen  Grundbesitz  und  der  herr- 
schaftlichen Wirtschaftseinrichtung  die  einzigen  Sicherungen 
eines  stets  genügenden  Bestandes  an  Arbeitskräftensicherten" 
Als  solche  haben  wir  bereits  die  aufs  engste  mit  dem  Grund 
und  Boden  verknüpften  Halbfreien  kennen  gelernt.  Allein 
ihre  Zahl  reichte  nicht  mehr  aus,  neue  Kräfte  mussten  ein- 
gestellt werden.  Diese  fanden  sich  einerseits  unter  den  Un- 
freien, auf  deren  soziale  Besserstellung  gerade  die  Entwick- 
lung der  Grundherrschaften  durch  Hereinziehung  derselben 
in  den  grundherrlichen  Verband  den  günstigsten  Einfluss  aus- 
übte, andererseits  unter  den  Freien,  die  durch  Uebernalime 
und  Bewirtschaftung  von  Hofgütern  ihre  Freiheit  einbüssten 
und  sich  von  den  übrigen  Grundhörigen  nicht  mehr  unter- 
scheiden Hessen. 

1.  Besserstellung  der  Unfreien  und  Hereinziehung  der  servi 
casati  in  den  Wirtschaftsverband. 

Die  Stellung  des  servus  war  weder  in  Rom  noch  unter 
den  deutschen  Volksstämmen  eine  beneidenswerte.  Als 
Sache,  Ware,  konnte  er  wie  das  Vieh  von  seinem  Herrn 
beliebig  veräussert,  vertauscht,  verschenkt,  zur  Dos  oder  als 
Pfand  gegeben  werden^).  Die  Tötung  desselben  durch  einen 
dritten  wurde  nicht  durch  Entrichtung  eines  Wergeides  gut 
gemacht  (denn  der  Knecht  hatte  keines),  sondern  durch  Er- 
satz des  Sachwertes.  Für  ihre  Vergehen  musste  der  Herr 
aufkommen,  sie  vor  Gericht  vertreten  und  in  gewissen  Fällen, 
so  bei  Diebstahl,  Raub,  Betrug,  vor  den  öffentlichen  Richter 
stellen.    Da  ihr  rechtliches  Dasein  ganz  dem  Herrn  angehörte, 

')  Inama  von  Sternegg,  „Deutsche  Wirtschaftsgeschichte",  Bd,  I.,  pag.  236, 
^)  L.  Alam.  addit.  IIb.  sec.  LXXXIX,    bei   Pertz,   leg.,  tom.  III.,  pag.  77. 
Hloth.  LV.,  1.  c.  pag.  62. 
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ist  es  begreiflich,  dass  ihr  dominus  sich  auch  in  ihre  privat- 
rechtHchen  Verhältnisse  einmischte.  Ohne  dessen  Zustimmung- 
durfte der  Unfreie  keine  Ehe  eingehen,  kein  eigenes  Ver- 
mögen besitzen ;  seine  Habe  gehörte  dem  Herrn,  der  darüber 
nach  Willkür  verfügen  konnte. 

Allein  diese  strenge  Abhängigkeit  der  Knechte,  der 
Ausschluss  derselben  aus  der  Rechtsgenossenschaft,  ver- 
schwand im  Laufe  der  Zeit.  Berichtet  schon  Tacitus,  dass  die 
v^^illkürliche  Tötung  nicht  gebräuchlich  war^),  so  v^urde  durch 
den  Einfluss  der  christlichen  Kirche  mit  ihrer  Lehre  von  der 
Gleichstellung  aller  Menschen  und  ihrem  eifrigen  Bestreben 
nach  sozialer  und  rechtlicher  Besserstellung  der  Leibeigenen 
die  Tötung  ohne  Zuziehung  des  Richters  verboten  und  endlich 
im  Schwabenspiegel^)  dem  Herrn  überhaupt  das  Tötungsrecht 
abgesprochen.  Ferner  drang  die  Kirche  darauf,  dass  die  Ehen 
auch  für  die  Unfreien  zur  Anerkennung  gelangen,  somit 
entsprechend  ihrer  sakramentalen  Auffassung  von  diesem  Insti- 
tut die  Verheirateten  nicht  mehr  v^illkürlich  getrennt  werden 
sollten.  Von  grosser  Bedeutung  war  ferner  das  kirchliche 
Asylrecht,  wonach  dem  aufgenommenen  Flüchtling  Schutz 
gewährt  und  er  vor  Bestrafung  durch  die  Bestimmung  sicher 
gestellt  wurde,  dass  eine  Auslieferung  desselben  nicht  eher 
geschehen  dürfe,  bis  der  verfolgende  Richter  ihm  Freiheit 
vor  Leibes-  und  Lebensstrafe  eidhch  angelobt  oder  ihn  zur 
Bestrafung  der  Kirche  überlassen  habe'^). 

Der  kanonischen  Auffassung  schloss  sich  die  weltliche 
Gesetzgebung  an.  Hloth.  III,  i,  2^),  sanktionierte  das  Asyl- 
recht und,  Hloth.  XXXVIP),  verbot  dem  Herrn  den  Verkauf 
seiner  Leute  ausser  Landes.  Selbst  im  Inland  durfte  dies 
nur  mehr  geschehen  in  Gegenwart  des  Bischofes  oder  eines 


^)  Occidere  solent  non  disciplina  et  severitate  sed  impetu  et  ira.  Tacitus, 
Germania,  cap.  XXV. 

Cap.  73,  Edit.  Lassberg. 

Vide  hierüber  eine  interessante  Abhandlung  von  M.  Ochsner,  „Das 
Stift  Einsiedeln  als  Freistätte"  in  Gfrd,,  Bd.  LVII,  pag.  277  ff. 

^)  Nullus  habet  potestatem  per  vim  abstrahendi  de  ecclesia  nec  eum 
infra  ianuas  ecclesi«  Decidendi.    Pertz,  leg.,  tom.  III.,  pag.  47. 

^)  Pertz,  leg.,  tom.  III.,  pag.  57. 
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öffentlichen  Beamten.  Mit  der  Erlangung  einer,  wenn  auch 
immer  noch  beschränkten  Rechtsfähigkeit  nahm  auch  der 
Ersatz,  der  für  den  getöteten  Knecht  zu  bezahlen  war,  mehr 
und  mehr  die  Bedeutung  eines  Wergeides  an,  wobei  auf  die 
Tüchtigkeit  oder  höhere  Stellung  des  Verletzten  Rücksicht 
genommen  wurde Einen  erhöhten  Preis  hatten  ferner  die 
Sklaven,  die  einen  gewissen  Beruf  oder  ein  Handwerk  be- 
trieben: so  der  faver  ferrarius  40  sol.^),  ebenso  der  aurifex^j, 
der  pastor  porcarius,  der  legitimus  pastor  ovium,  der  sine- 
scalcus,  marescalcus,  cocus  pistor,  spatarius^).  Unter  der  weib- 
lichen Dienerschaft  waren  besonders  diejenigen  geschützt, 
die  mit  der  Nadel  umzugehen  wussten,  so  die  ancillae  vesti- 
arise^).  Eine  bevorzugte  Klasse  von  Knechten  bildeten  end- 
lich die  zahlreichen  Unfreien  auf  den  Gütern  der  Krone,  der 
Kirchen  und  Klöster,  die  servi  fisci  et  ecclesiae,  deren  Dienste 
und  Leistungen  genau  fixiert  waren^). 

Von  grösserem  Interesse  aber  als  alle  diese  Unterschei- 
dungen ist  für  uns  der  Umstand,  dass  es  schon  sehr  früh 
übHch  wurde,  den  unfreien  Knechten  gegen  Zins  und  /Ab- 
gaben Land  zu  eigenem  Anbau  zu  überlassen.  Dadurch 
spaltete  sich  die  grosse  Klasse  der  servi  in  zwei  verschie- 
dene Zweige:  in  die  eigentlichen  servi,  mancipia  oder  die 
familia  intus  (mancipia  in  domo)  und  in  die  mancipia  in  villis 
manentes  oder  die  familia  foris. 

Zu  den  erstem,  den  mancipia  non  casata,  wie  sie  auch 
genannt  wurden,  gehörten  vor  allem  die  servi  auf  dem  Sal- 
gut;  ferner  die  unfreien  Hausdiener,  die  den  unmittelbaren 
Bedarf  an  persönlichen  Dienstleistungen  für  den  Haushalt 


^)  So  bestimmte  Hloth.  VIII.,  A :  si  quis  servum  ecclesise  occiderit  in 
triplum  componat  sicut  solet  servus  regis  ita  solvatur.  Pertz,  leg.,  tom.  III., 
pag.  48. 

2)  Pact.  III.,  35.    Pertz,  leg.,  tom.  III.,  pag.  48. 

3)  Pact.  III.,  36.    1.  c. 

Addid.  lib.  sec.  LXXXI.    Pertz,  leg,,  tom.  III.,  pag.  73. 
^)  Addit.  lib.  sec.  LXXXIT.    Pertz,  1.  c.  pag.  74. 

^)  Servi  enim  ecclesiae  tributa  sua  legitime  reddant,  quindecim  siclas  de 
cervisa,  porco  valente  tremisse  uno ,  pane,  modia  duo,  pullos  quinque,  ova 
viginti.    Hloth  XXII.,  i.    Pertz,  leg.,  tom.  III.,  pag.  51. 
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des  Herrn  zu  decken  hatten,  endlich  die  Taglöhner,  dage- 
vvardi  und  Handv^erker.  Ihre  Stellung,  anfänglich  eine  sehr 
beschwerliche,  besserte  sich  allmählich.  Durch  die  nahen  Be- 
ziehungen zu  ihrem  Herrn  gelang  es  vielen  mancipia  do- 
mestica,  sich  zu  bedeutendem  Ansehen,  ja  sogar  zu  Ministeri- 
alen emporzuschwingen,  aus  denen  später  der  niedere  Adel 
hervorging. 

Mehr  als  diese  eigentlichen  servi  ziehen  unsere  Auf- 
merksamkeit die  auf  dienenden  Hufen  und  Mausen  ange- 
siedelten servi  casati,  auch  hobarii,  mansuarii  genannt,  auf 
sich.  Sie  durften  eigenes  Vermögen  besitzen,  erlangten  ge- 
wisse Rechte  an  dem  ihnen  überlassenen  Gut,  traten  mit 
demselben  in  eine  unlösliche  Verbindung  und  wurden  nur 
mit  diesem  zugleich  veräussert Man  stellte  sie  sogar  unter 
das  Immobiliarsachenrecht^)  und  wandte  die  hier  geltenden 
Grundsätze  auch  auf  sie  an.  Solange  diese  unfreien  Land- 
bebauer ihren  Verpflichtungen  nachkamen,  ward  ihnen  ruhiger 
Besitz  ihrer  Zinshufe,  über  die  sie  ein  beschränktes  Verfügungs- 
recht unter  Lebenden  erhielten,  und  die  sich  endHch  auf  ihre 
Nachkommen  vererbte,  zugesichert.  Mit  dem  Aufhören  des 
grundherrlichen  Selbstbetriebes  fielen  auch  die  regelmässigen 
Fronarbeiten  auf  dem  Herrenhof  weg,  Dienste  und  Abgaben 
wurden  fixiert,  die  willkürliche  Erhöhung  derselben  verboten. 


^)  So  bestimmte  schon  der  Codex  Justin.  XL,  48,  7:  quemadmodum 
originarios  absque  terra,  ita  rusticos  censitosque  servos  vendi  omnifariam  non 
licet.  Die  Urkunden  sprechen  meist  nur  von  einer  Uebertragung  des  serv. 
casatus  zugleich  mit  dem  Grundstück.  So  Wartmann,  U.  StG.  I.,  Nr.  18:  trado 
vobis  et  servum  meum  nomine  Nandeny  et  uxorem  ejus  Bruma  et  cum  oba 
sua  et  cum  omnia,  quo  vestiti  sunt.  Ebenso  1.  c.  Nr.  43  :  servum  meum 
Ghervinum  cum  hoba  sua  et  orane  peguliare  ejus.  v.  Arx,  RG.  I.,  pag.  161  : 
trado  unam  hobam  plenam  ipsumque  servum,  qui  in  eadem  hoba  sedet. 

-)  Vide  die  Divisio  Imperii  vom  Jahre  806,  c.  II,  wo  der  Gegensatz 
der  servi  casati  et  non  casati  deutlich  zu  Tage  tritt:  ut  nullus  ex  bis  tribus 
fratribus  suscipiat  de  regno  alterius  a  quolibet  homine  traditionem  vel  venditionem 
rerum  immobilium,  hoc  est  terrarum,  vinearum  atque  silvarum  servorumque  qui 
jam  casati  sunt,  sive  ceterarum  rerum  quse  hereditatis  nomine  censentur  excepto 
auro,  argento  et  gemmis,  armis  ac  vestibus  nec  non  et  mancipiis  non  casatis 
et  his  speciebus,  quae  proprie  ad  negotiatores  pertinere  noscuntur.  Pertz,  leg., 
tom,  I.,  pag.  142. 
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Alles  das  rief  in  den  unfreien  Zinsleuten  eine  gewisse 
Selbständigkeit  und  ein  Selbstbewusstsein  hervor,  dem  auch 
ihre  Herren  Rechnung  tragen  mussten.  Die  Stifter  und 
Klöster  Hessen  den  harten  Ausdruck  Leibeigene  fallen  und 
nannten  sie  Gotteshausleute,  weltliche  Grosse  bedienten  sich 
dafür  der  Bezeichnung  als  eigene  Leute. 

Indem  sich  nun  die  so  emporgekommenen  servi  casati 
von  den  eigentlichen  mancipia  immer  weiter  entfernten, 
näherten  sie  sich  den  Halbfreien  so  sehr,  dass  sie  von  ihnen 
nicht  mehr  zu  unterscheiden  waren.  Mit  den  Liten,  Frei- 
gelassenen, den  römischen  Kolonen  und  ihren  Nachkommen 
bildeten  sie  jetzt  die  grosse  Klasse  der  an  die  Scholle  ge- 
bundenen und  dem  Mundium  eines  Herrn  unterstellten  Grund- 
hörigen, deren  Zahl,  wie  wir  im  folgenden  sehen  werden, 
noch  von  oben,  von  selten  der  Freien  eine  Vermehrung  erfuhr. 

II.  Wirkung  der  Leiheverhältnisse  für  die 
Belieheuen. 

Solange  dem  Grundherrn  eine  genügende  Anzahl  von  ihm 
abhängiger  Leute,  seien  es  unfreie  oder  halbfreie,  zu  Gebote 
Stande,  mag  es  vorgekommen  sein,  dass  nur  an  sie  Flof- 
güter  verliehen  wurden,  wie  es  auch  nicht  an  Bestimmungen 
fehlt,  die  dies  ausdrücklich  vorschreiben.  So  verfügt  z.  B. 
der  Fngelberger  Hofrodel:  Des  gotzhus  gut  sol  nieman  buwen 
noch  haben  wan  ein  ingesessen  gotzhusmann^).  Allein  wo 
infolge  Ausdehnung  und  Gebietserweiterung  der  Grundherr- 
schaften derartige  Arbeitskräfte  nicht  mehr  ausreichten,  wo 
man  gebresten  hette  an  des  gotzhus  lüten^),  da  wurden  die 
mansi  tributales  auch  an  andere,  selbst  freie  Personen,  die 
im  allgemeinen  auch  bessere  Kräfte  waren,  ausgegeben. 
Das  hatte  aber  für  die  Beliehenen  die  weittragendsten  Folgen. 
Weil  nicht  Eigentümer,  konnten  sie  über  das  Hofgut  ohne 
Erlaubnis  des  Herrn  nicht  verfügen,  es  nicht  verkaufen,  ver- 
tauschen, verpfänden.    Beim  Besitzwechsel  bezahlten  sie  eine 

^)  Grimm  W,  L,  pag.  5. 
2)  ArgDvia  IV.,  pag.  301. 
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Handänderungsgebühr,  mussten  sich  zu  periodischen  Abgaben 
bequemen,  am  grundherrUchen  Gerichte  teilnehmen  und  sich 
dessen  Beschlüssen  fügen.  Nach  ihrem  Tode  bezog  der 
Grundherr  den  Fall,  denn  „wer  der  ist,  der  guot  hat,  das 
in  den  Hof  hört",  bestimmt  der  Hofrodel  von  Holderbank, 
„der  ist  vellig,  vnd  so  der  stirbt,  der  sol  dem  truchsässen  ge- 
vallen  sin  ze  valle  das  best  hoopt  on  eins  das  er  laszt"^). 

Andere  für  die  Grundhörigen  geltenden  Beschränkungen 
kamen  hinzu  und  bewirkten  eine  völlige  Vermischung  und 
Gleichstellung  der  hofrechtlich  Beliehenen^)  mit  jenen,  was 
um  so  eher  gelang,  als  die  persönlichen  Verpflichtungen  bald 
einen  dinglichen  Charakter  annahmen,  die  Zinsen  und  Ab- 
gaben auf  das  Gut  radiziert  und  die  Leibeigenen  immer 
besser  gestellt  wurden.  Je  mehr  sich  der  Zinsmann  hinsichtlich 
der  Beschäftigung  und  Lebenshaltung  dem  Unfreien  näherte, 
desto  mehr  verschwand  der  Unterschied  zwischen  beiden 
und  machte  sich  meist  nur  noch  bemerkbar  in  den  verschie- 
denen Lasten,  die  auf  ihren  Gütern  ruhten. 

Eine  andere,  freiere  Leiheform,  die  nicht  unbedingt  die 
Hörigkeit  zur  Folge  hatte,  war  die  dem  römischen  Recht 
nachgebildete  Precarie,  von  der  gewöhnlich  folgende  drei 
Arten*  unterschieden  werden: 

a.  precaria  data,  wobei  dem  Beliehenen  in  der  Regel  für 
geleistete  Dienste  ein  Gut  zur  Nutzung  übergeben  wird; 

b.  precaria  oblata,  d.  h.  die  Uebertragung  von  Land  an  den 
Grundherrn,  verbunden  mit  Rückempfang  desselben  als 
Leihegut  und 

c.  precaria  renumeratoria,  eine  Verbindung  der  beiden 
Arten,  wonach  der  Prekarist  seinerseits  der  Kirche  sein 
Gut  zu  Eigentum  tradiert,  um  dasselbe  mit  anderem 

^)  Argovia  IV.,  pag.  309.  Vergl.  auch  den  Rodel  von  Köllikon,  Argovia 
IV,  pag.  301,  wo  es  heisst,  dass  diejenigen,  die  Gotteshausgüter  innehaben,  vf 
den  giitein  seshaft  sin  sollen,  dz  ein  probst  velle  ond  erbschaft  vnd  ander 
rechtung  an  inen  wartend  sye. 

^)  Natürlich  nur  dann,  wenn  diese  das  Hofgut  selber  bebauten.  Sie 
konnten  sich  aber  dieser  Pflicht  durch  Stellung  eines  Hubers,  eines  lemans,  der 
dann  an  ihrer  Stelle  die  Verpflichtungen  dem  Grundherr  gegenüber  erfüllte, 
entheben.    Vide  Öffnung  von  Muri  in  Argovia  IV.,  294 
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vermehrt  oder  überhaupt  anderes  Land  als  Leihe  zurück- 
zuerhalten. 

Seit  dem  9.  Jahrhundert  wird  die  Precarie  stets  als 
llebertragung  von  einem  Grundstück  und  Rückempfang  des- 
selben als  Leihe,  also  als  precaria  oblata  verstanden.  Die 
Uebergabe  an  die  Grundherrschafterfolgte  entwederaufWieder- 
ruf,  der  aber  immer  besonders  vorbehalten  zu  werden  pflegte, 
oder  auf  eine  bestimmte  Anzahl  Jahre^),  oder  endlich  auf 
Lebenszeit  (ad  tempus  vitae  meae  In  älteren  Verträgen 
werden  nur  die  Söhne  erwähnt,  die  nach  des  Vaters  Tode 
gegen  Entrichtung  desselben  Zinses  den  Besitz  erhalten  sollen. 
Aber  schon  im  9.  Jahrhundert  gelangten  auch  die  Töchter 
zur  Erbfolge^).  Später  finden  sich  Zusicherungen  auch  für 
die  Seitenlinie  und  schliesslich  wird  die  Erblichkeit  allgemein 
anerkannt. 

Vornehme  Leute,  Grafen  und  Edle,  gingen  solche 
Prekarieverträge  ein  unter  der  Verpflichtung,  einer  fremden 
Herrschaft,  meist  einem  geistlichen  Stift,  einen  jährlichen  Zins 
zu  bezahlen,  der  aber  in  der  Regel  nur  sehr  gering  war  und 
nur  als  Rekognitionszins  diente.  Es  verloren  daher  diese  Pre- 
karisten  ihre  Standesrechte  nicht;  nach  wie  vor  stand  ihnen 
das  Volksrecht  zur  Entscheidung  ihrer  Streitigkeiten  oft'en. 

Anders  verhielt  es  sich,  wenn  Kleinbauern  ihr  Gut  auf- 
trugen und  gegen  Zins  zurückerhielten.  Besassen  Sie  neben 
ihrem  Zinsgut  kein  freies  Eigen,  so  verloren  sie  diejenigen 
Freiheitsrechte,  welche  freien  Grandbesitz  voraussetzten,  so 
das  Recht  der  Urteilsfindung ,  der  Zeugnis-  und  Eidesab- 
legung"^).  Dazu  kam,  dass  infolge  Verleihung  von  Immuni- 
tätsprivilegien die  anfänglich  bloss  in  einem  Schutzverhältnis 
befindlichen  Personen  mit  ihrem  Herrn  in  nähere  Berührung 
traten,  wie  denn  auch,  wie   bereits   erwähnt,  die  meisten 


Für  kirchliche  Frek.  galt  im  allgemeinen  das  Erfordernis  der  Erneuerung 
von  fünf  zu  fünf  Jahren. 

^)  Hloth.  II.,  I,  2.     Pertz,  leg.,  tom.  III.,  pag.  45  und  46. 
^)  Vide  Bluntschli,  RG.  I.,  pag.  94  und  die  dort  angeführten  Urkunden, 
Capit.  vom  Jahr  829,  c.  6,  bei  Pertz,  leg.,  tom.  I.,  pag.  354:  De  liberis 
hominibus,  qui  proprium  non  habent,  sed  in  terra  dominica  resident,  ut  propter 
res  alterius  ad  testimonium  non  recipiantur. 
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solcher  Privilegien  reden  von  einem  Recht  der  Herrn  tarn 
super  servos  quam  ingenuos.  Endlich  gab  es  Grundherrn, 
die  ihre  Macht  missbrauchten,  um  ihre  freien  Zinsleute  gänzlich 
in  den  Zustand  der  Hörigkeit  hinunterzudrücken.  So  wird 
uns  z.  B.  von  einem  gewissen  Guntramnus  erzählt,  einem 
reichen  und  angesehenen  Mann,  zu  dem  viele  Freie  in  ein 
Zinsverhältnis  traten,  indem  sie  jenem  praedia  sua  sub  censu 
ligitimo  contradiderunt,  ea  conditione,  ut  sub  mundiburdio 
ac  defensione  illius  semper  tuti  valerent  esse.  Jener,  heisst 
es  weiter,  gavisus  ac  suspiciens,  statim  ad  oppressionem 
eorum  incubuit,  cepitque  eos  primum  petitionibus  aggredi. 
Deinde  libera  utens  potestate ,  pene  quasi  mansionarii  sui 
essent,  jussit  sibi  servire,  scilicet  in  agricultura  sua,  et  secando 
foenum  et  metendo ,  et  in  omnibus  rebus,  quibus  voluit, 
oppressit  eos^). 

Wir  kommen  daher  zu  dem  Resultat,  dass  die  Precarie 
für  einzelne,  besonders  hochgestellte  Persönlichkeiten,  keine 
weitern  Folgen  hatte,  indem  sich  diese  ihre  Freiheit  zu  be- 
wahren vermochten,  dass  dagegen  andere,  wegen  Mangel 
an  echtem  Eigentum,  der  Teilnahme  am  Volksgericht  ent- 
behrend, vogtbar,  zu  Vogteileuten  wurden^)  und  dass  endlich 
eine  dritte  Klasse  von  Prekaristen  durch  die  ständige  Be- 
rührung mit  den  Unfreien,  gleich  denen  sie  Zinsen  bezahlten 
und  Feldarbeiten  verrichteten  und  infolge  der  Bedrückung 
vieler  Grundherrn  und  ihrer  Bestrebungen,  die  Landnutzungs- 
verhältnisse der  freien  wie  der  unfreien  Hintersassen  gegen- 
seitig zu  nähern  und  gleich  zu  gestalten,  sich  unter  den 
übrigen  Grundhörigen  verloren.  „Sie  befanden  sich  demnach", 
wie  Blumer  richtig  bemerkt^),  „dem  Grundherrn  gegenüber 
in  einer  dinghchen  Abhängigkeit,  welche  von  derjenigen  der 
Hörigen  nicht  sehr  verschieden  war,  und  wir  können  sie, 
obgleich  sie  persönlich  frei  waren,  hier  ihrer  äussern  Lage 
wegen  doch  um  so  eher  zu  den  unfreien  Ständen  rechnen, 

Herrgott:  Genealogia  diplom.  gent.  Habsburgicge,  tom.  I.,  pag.  324. 
^)  Das  war  z.  B.  der   Fall  bei  den  urspr.  freien   Personen   in  Ebikon, 
die  ihre   Güter   in  den  Schutz  der  Fraumünsterabtei  übergeben  und  als  liehen 
wieder  zurückempfangen  hatten     Vide  Segesser,  RG.  I.,  png.  5^0. 

Blumer,  Staats-  und  Rechtsgesch.  d.  schw.  Demokr.,  pag.  48. 


-  33 


als  die  Frage,  ob  eine  Person  dem  Hofrecht  oder  dem  Volks- 
recht unterworfen,  auf  ihre  ganze  staatHche  Stellung  vom 
wesentlichsten  Einflüsse  war". 

Die  hohe  Bedeutung  dieses  Hofrechts  nötigt  uns  daher,  auf 
dessen  Entstehung  und  Entwicklung  etwas  näher  einzutreten. 

§  6. 

Das  Hofrecht. 

Aus  dem  Capitulare  pro  pago  Cenomannico^)  erfahren 
wir,  dass  schon  Karl  der  Grosse  die  Rechte  der  Fiskal-  und 
Kirchenleute  durch  allgemeine  Regeln  ordnete.  Ferner  be- 
richtet die  lex  i\lam.^)  von  der  Fixierung  der  Dienste  und 
Abgaben  dieser  Hörigen.  In  derartigen  Bestimmungen  lagen 
bereits  Ansätze  zur  Ausbildung  des  Hofrechts. 

Je  mehr  dann  seit  dem  9.  Jahrhundert  die  alte  Stammes- 
einheit verschwand  und  auf  den  zur  Entstehung  gelangenden 
Grundherrschaften  eine  grosse  Anzahl  abhängiger  Arbeitskräfte 
sich  ansammelte,  desto  lebhafter  äusserte  sich  das  Bedürfnis  nach 
einer  einheitlichen  Regelung  der  V erhältnisse  zwischen  den 
Untertanen  und  dem  Herrn,  sowie  der  Beziehungen  der  Hörigen 
unter  sich.  Was  hiebei  als  Grundlage  genommen  wurde, 
darüber  gehen  die  Ansichten  auseinander. 

Während  Maurer^)  den  Ursprung  des  jus  mansonarium 
in  dem  hergebrachten  oder  vertraglich  geregelten  Recht  der 
Liten ,  Römer,  Freigelassenen,  Kolonen  sucht,  denen,  wie 
dies  bei  der  Unterwerfung  ganzer  Völker  oft  geschah,  ihre 
Religion,  ihr  Recht  von  den  Siegern  gelassen  wurde,  führt 
Schwind*)  die  Entstehung  des  Hofrechts  zurück  auf  die  Dis- 
zipHnargewalt  des  Herrn  über  die  Unfreien,  die,  wenn  auch 
mit  Leib  und  Gut  ihrem  dominus  angehörend,  doch  zu  dessen 
familia  zählten  und  dadurch  Anspruch  erhielten  auf  Schutz 


^)  Pertz,  leg.,  tom.  I.,  pag.  82. 

2)  Hloth.  XXII.  und  XXIII.,  bei  Pertz,  leg.,  tom.  III.,  pag.  51  f. 

Maurer,  Fronhöfe,  Bd.  I.,  pag.  500, 
^)  Zur  Entstehungsgeschichte  d.  freien  Erbleihe,  pag.  88. 
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und  Sorge  für  eine  geordnete  und  gesicherte  Existenz  von 
Seite  des  Muntinhabers. 

Die  Auffassung  Maurers  mag  da  ihre  Richtigkeit  haben, 
wo  wirkHch  für  die  auf  einer  Grundherrschaft  befindlichen 
Halbfreien  ein  eigenes  jus  litonum  bestand,  das  mit  der 
Zeit  auch  den  übrigen  Hörigen  zu  gute  kam.  Wo  dagegen 
ein  solches  Recht  fehlte  und  die  Grundholden  lauter  Eigen- 
leute waren,  entwickelte  sich  das  Hofrecht  aus  dem  seit 
Erlangung  einer  gesicherten  Rechtsstellung  der  Hörigen  durch 
Uebung  sich  bildenden  Gewohnheitsrecht. 

Wo  aber  die  grundherrliche ,  auf  dem  Hofrecht  basie- 
rende Gerichtsbarkeit  sich  nicht  nur  auf  Leibeigene  erstreckte, 
sondern  alle  Arten  von  Grundhörigen  umfasste,  behauste 
Knechte,  Halbfreie,  sowie  ursprüngUch  freie,  später  unter  eine 
Grundherrschaft  geratene  Zinsleute,  da  wäre  eine  einseitige 
Ableitung  des  Hofrechts  aus  den  etwa  den  Unfreien  einge- 
räumten Vergünstigungen  nicht  zutreffend  und  auch  mit  der 
oft  sehr  freien  Verfassung  der  Hofrechte  unverträglich.  Den 
ehemaligen  Freien  mochte  es  anfänglich  gewiss  schwer  fallen, 
dass  sie  von  nun  an  nicht  mehr  vollberechtigte  Mitglieder 
der  Volksgenossen  sein  sollten,  sondern  gleichsam  als  bevor- 
mundete Personen  den  Schwerpunkt  ihrer  wirtschaftlichen 
Interessen  in  Gemeinschaft  mit  Unfreien  und  Minderfreien,  in 
dem  Herrschaftsbereich  eines  Mächtigen  zu  suchen  hatten. 
Es  ist  daher  nicht  wohl  denkbar ,  dass  sie  bloss  des 
noch  sehr  unvollkommen  entwickelten  Rechts  der  Eigenleute 
teilhaftig  wurden.  Vielmehr  hatte  das  Herabsinken  der  Freien  in 
einen  der  Hörigkeit  nahe  kommenden  Zustand,  die  stete  Be- 
rührung mit  den  Unfreien,  für  diese  die  günstigsten  Folgen 
und  bewirkte,  dass  die  für  die  Zensualen  geltenden  Bestim- 
mungen auch  auf  jene  ausgedehnt  wurden,  so  dass  für  alle 
Hofgenossen  ein  einheitliches  Recht  zur  Entstehung  kam. 
Je  nachdem  nun  in  einer  Grundherrschaft  das  freie  oder  unfreie 
Element  die  Oberhand  hatte,  war  auch  die  Gestaltung  des 
Hofrechts  eine  mehr  oder  weniger  freiheitliche. 

Die  Fortbildung  erfolgte  durch  Beschlüsse  der  Hofge- 
meinde oder,  wo  das  Gewaltverhältnis  es  gestattete,  durch  herr- 
schaftliche Gebote  und  Verbote,  sowie  durch  Entscheidungen 


—    35  — 


der  Fronhofgerichte.  Viele  Hofrechte  wurden  von  andern 
entlehnt,  daher  die  grosse,  oft  wörtliche  Uebereinstimmung 
des  Hauptinhaltes  der  Öffnungen,  d.  h.  der  im  Laufe  des 
II. — 13.  Jahrhunderts  vollzogenen  Aufzeichnungen  der  ver- 
schiedenen Bestandteile  solcher  Hofrechte,  „sei  es  zur  Fixie- 
rung bei  Streitigkeiten,  welche  zwischen  der  Herrschaft  und 
den  Hörigen  vorgekommen  oder  damit  die  Hofjünger  bei 
ihrer  Betätigung  an  der  Rechtsprechung  unter  ihrem  herrschaft- 
lichen Aufseher  oder  Meyer  genaue  Kunde  hatten  von  dem 
für  sie  geltenden  Recht" 

Obschon  nun  diese  Öffnungen  trotz  aller  Verschiedenheit 
im  einzelnen  in  den  Grundzügen  doch  fast  alle  überein- 
stimmen, so  zeichnen  sich  die  für  geistliche  Grundherrschaften 
aufgestellten,  von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen,  durch- 
gängig durch  ihre  grössere  Milde  aus  und  der  Satz,  dass 
unter  dem  Krummstabe  gut  leben  sei ,  findet  darin  seine 
Bestätigung^). 

Es  mag  dies  vielfach  von  der  Auffassung  der  Kirche 
herrühren,  dass  ihre  Leute  eine  familia  sanctorum  bildeten 
und  nicht  sowohl  dem  betreffenden  Gotteshaus  als  vielmehr 
dessen  Schutzheiligen  zugehörten. 

So  heissen  die  Gotteshausleute  in  Weggis  servi  et 
ancillae  gloriosae  virginis  Mariae  genetricis  Dei^),  die  Ange- 
hörigen von  Beromünster  (K.  Luzern)  St.  Michaelsleute  oder 
Cheler,  die,  welche  der  Kirche  St.  Petrus  und  Paulus  in  Willisau 
zugehörten,  St.  Petersleute*),  die  Hörigen  von  Zurzach  Ve- 
roner^),  diejenigen  der  beiden  Abteien  in  Zürich  nach  deren 

^)  Huber,  PR.,  Bd.  IV.,  pag.  53. 

^)  Dagegen  werden  wir  unten  im  Kapitel  über  die  Aufhebung  der 
Hörigkeit  die  Worte  von  Henne  am  Rhyn  bestätigt  finden,  der  schreibt:  „Im 
allgemeinen  kann  an  der  Hand  von  Tatsachen  gesagt  werden,  dass  die  kathol. 
Herren  zäher  an  der  Leibeigenschaft  festhielten,  als  die  protestantischen,  die 
geistlichen  hinwiederum  zäher  als  die  weltlichen,  und  so  sonderbar  dies  klingt, 
die  demokratischen  Orte,  die  doch  zu  Hause  keine  Leibeigenen  hatten,  in  den 
Untertanenländern  härter  gegen  Freiheitsgedanken  verfuhren  als  die  aristokra- 
tischen Stände."     Vide  Handwörterbuch  d.  Schweiz.  Volkswirtschaft  I,  pag.  455_ 

^)  Segesser,  RG.  von  Luzern,  Bd.  1.,  pag.  358- 

4)  Gfrd.,  Bd.  LVIIL,  pag.  9  f. 

^)  Haber,  PR.,  Bd.  IV.,  pag.  223. 


Schutzpatronin,  der  hl.  Regula:  Sankt  Regulen-Leute  oder 
kurzweg  „Regler"^).  Gerade  die  Stellung  dieser  letztern,  die 
den  Vollfreien  sehr  nahe  kamen,  über  das  Ihrige  frei  ver- 
fügen, vor  Gericht  auftreten  und  ziehen  durften,  wohin  sie 
wollten ,  zeigt  deutlich ,  dass  nicht  alle  Gotteshausleute 
Hörige  waren ,  sondern  in  zwei  Klassen  zerfielen ,  in  die 
freien  und  unfreien^). 

Allein  auch  die  freien  Gotteshausleute  näherten  sich 
vielfach  den  übrigen  kirchHchen  Grundhörigen  und  verloren 
sich  infolge  von  dinglichen  Lasten,  die  auf  den  von  ihnen 
erworbenen  Gütern  lagen,  sowie  durch  Lasten,  die  ihnen 
willkürlich  aufgelegt  wurden,  unter  jenen^). 

So  gerieten  auch  sie  unter  das  Hofrecht,  dieses  gemein- 
same Band,  das  die  ganze  famiHa  des  Grundherrn,  alle  Hof- 
genossen, umfasste,  sie  in  allen  praktisch  wichtigen  Dingen 
des  Privat-  und  Prozessrechtes  gleichstellte,  das  die  Gegen- 
sätze zwischen  den  Freien  und  Unfreien,  die  sich  weniger 
nach  ihrer  Geburt  als  nach  dem   echten  oder  abgeleiteten 


^)  Vide  Escher,  „Die  Verhältnisse  der  freien  Gotteshausleute"  in  Archiv 
für  Schweiz.  Geschichte,  Bd.  VI.,  pag.  24  ff. 

^)  Die  unfreien  Gotteshausleute  gingen  hervor  aus  ehemaligen  servi 
ecclesiae,  die,  mit  Grund  und  Boden  ausgestattet  wie  die  weltlichen  servi  casati, 
sich  allmählich  eine  bessere  und  gesichertere  Stellung  errangen,  die  auch  im 
Hofrecht  zur  Anerkennung  gelangte.  Fih-  die  freien  Gotteshausleute  gtM  es 
verschiedene  Entstehungsgründe^  -;5«D  z.  B.  wenn  der  König  den  census  (die 
Reichssteuer)  freier  Leute  an  eine  Kirche  schenkte.  Vide  Urkd.  Lothars  v. 
25.  Jan.  840,  worin  die  Rede  ist  von  fünf  freien  Männern,  die  dem  Kloster  in 
Luzern  geschenkt  werden  unter  der  Verpflichtung :  ut  illi  quod  ad  partem 
publicam  facere  consueverant  ad  predictum  monasterium  fecissent.  Gfrd.,  Bd.  L, 
P^gi  '59'  Ferner  bekam  die  Klasse  der  freien  Gotteshausleute  einen  Zuwachs 
durch  Freilassungen  zur  vollen  Ingenuität.  Eine  kleine  Abgabe,  meist  in 
Wachs  (daher  auch  Wachszinsige  geheissen),  Getreide  oder  Geld  war  alles,  was 
sie  gleichsam  zur  Anerkennung  der  Schutzherrschaft  zu  Zinsen  hatten.  So 
bezahlten  z.  B.  die  zürcherischen  Regler  nur  Ys  Pfund  Wachs  als  jährliche 
Abgabe  (Escher,  pag.  6).  Endlich  gehörten  zu  den  freien  Gotteshausleuten 
die  liberi  censarii,  d.  h.  diejenigen  Freien,  die  ohne  Uebertragung  ihrer  Grund- 
stücke unter  das  mundiburdium  eines  geistlichen  Stiftes  sich  begaben  und  als 
Entgelt  für  die  Gewährung  des  Schutzes  zur  Zahlung  eines  Zinses  sich  ver- 
pfliciUeten.  Sie  waren  frei  und  verfügten  selbständig  über  ihre  Güter.  Vide 
Bhimer,  RG.,  pag.  12. 

^)  Vide  Escher,  1.  c.  pag.  24. 
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Besitz  zu  gestalten  begannen,  ausglich  und  das  wir  am  besten 
mit  Segesser^)  definieren  können:  „als  ein  Komplex  von 
Regeln  über  das  abgeleitete  Besitzrecht,  welche  ursprünglich 
in  der  Gnade  des  Herrn  begründet,  dann  durch  Herkommen 
und  Uebung,  zuweilen  selbst  durch  ausdrückliche  Konzession 
befestigt,  dem  Schutze  des  Volksrechts  für  die  freien  Güter 
entgegengesetzt  werden,  und  die  allmähliche  Umgestaltung 
des  Begriffs  echten  Eigentums  in  denjenigen  der  Grund- 
herrschaft bedingte." 

§  7. 

Rechts-  und  Handlungsfähigkeit  der  Grundhörigen. 

I.  Beschränkung  ihrer  rechtlichen  Betätigung  auf  den 
Hofverband  und  ihre  Gebundenheit  an  die  Scholle. 

Während  die  moderne  Zeit  den  Satz  von  der  Gleich- 
heit aller  Menschen  vor  dem  Gesetze  statuiert,  das  dem 
reichen,  angesehenen  Stadtbürger  wie  dem  schlichten  Land- 
mann oder  dem  mit  harter  Arbeit  geplagten  Taglöhner  den 
gleichen  rechtlichen  Schutz  zu  gewähren  verspricht,  waren 
die  alten  Hörigen  in  dieser  Beziehung  bedeutend  schlimmer 
gestellt.  Ihre  rechtHche  Betätigung  beschränkte  sich  voll- 
ständig auf  den  Hofverband;  das  Recht  der  Freien,  das 
Landrecht  dagegen  verschloss  sich  ihnen.  Dazu  kam  noch 
ein  anderes  wichtiges  Moment:  der  Mangel  der  Freizügigkeit. 

Als  Grundhörige,  glebse  adscripti,  fesselte  sie  die  Scholle, 
die  sie  nicht  willkürlich  verlassen  durften,  an  sich.  Wer  dem 
Verbot  zuwiderhandelte,  der  wurde  als  Dieb,  als  FlüchtHng 
betrachtet,  den  der  Herr  binnen  Jahr  und  Tag  vindizieren 
durfte^).  Um  die  Hörigen  an  ihre  glebae  adscriptio  zu  erinnern 

RG.  I,  pag.  36. 

^)  Dabei  war  die  Art  und  Weise,  wie  der  Entflohene  angesprochen  wurde,  nicht 
überall  die  gleiche.  In  Basel  mussten  zwei  Muttermagen,  d.  h.  zwei  Verwandte 
auf  der  Mutterseite ,  Frauen  oder  Männer ,  innert  Jahresfrist  vor  dem  Rate 
schwören,  dass  der  Angesprochene  wirklich  der  Leibeigene  des  Herrn  sei,  der 
ihn  besetzen  wollte.  Hierauf  erfolgte  die  Aushändigung ,  ohne  dass  der  Herr 
oder  sein  Amtmann  eine  solche  Besatzung  zu  beschwören  nötig  hatten.    (P.  Ochs, 


-    3«  — 


und  ihnen  die  Unstatthaftigkeit  des  Wegzuges  deutlich  ein- 
zuprägen, Hessen  sich  die  Grundherren  von  ihnen  oft  die 
urkundHche  Versicherung  geben,  den  Hof  nie  zu  verlassen^) 
oder  nötigten  sie,  wie  z.  B.  die  Abtei  Pfävers,  zu  schwören: 
Bonam  fidem  et  veritatem,  nunquam  se  a  Monasterio  fugi- 
turos,  seu  quovis  modo  alienandos^). 

Die  trotzdem  Entflohenen  vermochten  sich  aber  dadurch 
der  Hörigkeit  nicht  zu  entledigen,  da  ihre  Pflicht,  dem  closter 
zu  dyenen,  fortbestand,  gleichviel,  ob  sie  sich  niederliessen 
in  stäten  oder  in  dörffern  oder  anderswo  an  fremden  enden 
haymlich,  oder  ofifenlich^).  Zudem  drohten  ihnen  schwere 
Nachteile,  bestehend  in  dem  Heimfall  ihrer  Güter  und  in  der 
Befugnis  des  Grundherrn,  sie  zu  strafen  an  irem  leib  vnd 
gut  nach  sinen  gnaden.  Versäumte  aber  der  Herr  die  ge- 
setzliche Vindikationsfrist,  so  wurden  die  Hörigen  von  ihren 
Verpflichtungen  frei,  fielen  jedoch,  falls  sie  sich  auf  einer 
Grundherrschaft  niederliessen^  wo  die  Luft  eigen  machte,  in 
eine  neue  Hörigkeit^). 


RG.  V.  Basel,  Bd.  V.,  pag.  173).  In  Bern  bestand  die  Vorschrift  für  den  Leib- 
herrn,  dnrcli  einen  Eid  sowie  durch  Zeugen  sein  Recht  auf  den  Entflohenen  zu 
beweisen.    (Leuenberger,  Studien,  pag.  178.) 

^)  Zellweger,  Gesch.  d.  Appenz.  Volkes,  Bd.  I.,  pag,  302. 

2)  von  Arx,  Gesch.  d.  Kant.  St.  Gallen,  Bd.  IL,  pag.  169. 

^)  Grimm  W.  I.,  pag.  186. 

*j  Die  ursprüngliche  Strenge  der  glebae  adscriptio  erlitt  später  eine 
Milderung  durch  die  Gestattung  des  Wegzuges  in  die  freien  Reichsstädte  und 
Reichsdörfer,  in  stett  oder  vff  land,  die  keiner  Grundherrschaft  unterworfen 
waren.  So  lesen  wir  z.  B.  in  den  meisten  Stift-St.  Gallischen  Offnungen:  „Item 
es  band  die  gottshuszlüt  iren  fryen  zug  vnd  Wechsel  alsz  ander  gottshuszlüt, 
vnd  wan  einer  vsz  dem  gricht  ziehen  will,  so  mag  er  des  abends  synen  blunder 
vfladen  vnd  die  tiechsell  hinwertz  kehren,  in  weliche  rychsstatt  oder  rychshoff 
er  dan  hinziehen  will  (Gmür  M.,  Rechtsquellen  d.  K.  St.  Gallen  I.,  pag.  52,  183, 
213,  257,  355  etc.). 

Ungehinderter  Abzug  stand  den  Hörigen  ferner  zu  in  Unglücksfällen, 
Kriegsausbruch,  kurz,  wenn  der  Grundherr  nicht  mehr  im  stände  war,  seine 
Schutzgewalt  auszuüben.  Allein  auch  in  solchen  Fällen  blieben  die  auf  den 
Weggezogenen  lastenden  Verpflichtungen  bestehen  :  „wenn  krieg  wer",  bestimmt 
die  Öffnung  von  Petershausen  und  I.angslacht  (Grimm  I.,  pag.  246)  „da  ain 
her  v.  P.  ainen  gotzhusmentschen  nit  schirmen  möchte,  so  mag  er  ziehen  an 
ain  end,  da  er  sin  lyb  vnd  gut  bewaren  mag,  doch  ainem  hern  v.  P.  an  siner 
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II.  Abhängigkeitsverhältnis  zu  ihrem  Herrn. 

Die  Beschränkung  der  Rechtspersönlichkeit  der  Hörigen 
äusserte  sich  nicht  bloss  in  der  Gebundenheit  an  die  Scholle, 
sondern  in  Verbindung  damit  auch  in  der  abhängigen  Stellung 
gegenüber  ihrem  Herrn. 

Sobald  das  Kind  höriger  Eltern  zu  seinen  Tagen  ge- 
kommen, oder  wie  in  Engelberg')  und  Dagmersellen^)  das 
14.  Altersjahr  erreicht  hatte,  musste  es  dem  Grundherrn  den 
Huldigungseid  leisten^). 

Durch  diesen  Akt  trat  der  Hörige  in  nahe  Beziehungen 
zu  seinem  Gebieter,  dem  er  Treue  und  Gehorsam  gelobte 
und  versprach,  der  Grundherrschaft  Nutzen  und  Frommen  zu 
fördern  und  vor  Schaden  zu  bewahren,  den  Abt  und  sein 
Gotteshaus  getreulich  zu  schirmen  vor  aller  mängkHchem 
als  verr  sy  mugent  an  geverd*).  Von  jetzt  an  stand  der  zur 
politischen  Volljährigkeit  Herangereifte  den  vollberechtigten 
Genossen  ebenbürtig  zur  Seite  und  wurde  aller  Rechte  und  Ver- 
bindlichkeiten derselben  teilhaftig.  Er  hatte  auch  die  Pflicht,  am 


aigenschafft,  fällen  vnd  lassen,  oiich  an  aller  andrer  siner  gerechtigkait  on- 
schädlich"  (vergl.  Grimm  IV.,  431).  Der  Hofrodel  von  Altorf  gestattet  den 
hoflüt  ebenfalls  einen  frigen  zug,  fügt  aber  bei :  doch  dem  egenannten  herren 
ze  G.  vnschedlich  des  jahrs  mit  einem  Schilling  phenninge  (Grimm  I.,  13). 
Von  der  Entrichtung  einer  derartigen  Anerkennungsgebühr  nach  dem  Wegzuge 
erzählt  uns  auch  Tillier,  Gesch.  d.  eidgen.  Freistaates  Bern,  Bd.  l.,  pag.  314. 
Wo  auch  sonst  der  Abzug  gestattet  ist,  wird  regelmässig  vor  dem  Weggang 
Bezahlung  der  Schulden  und  Erfüllung  sonstiger  dem  Grundherrn  und  den 
Gläubigern  gegenüber  bestehenden  Verbindlichkeiten  gefordert ;  bis  dahin  mochte 
man  den  Auswanderungslustigen  zurückbehalten ,  ihn  hefften  vnd  verbieten 
vnntzdazerjnen  gnüg  taett.  Grimm  W.  IV.,  pag.  281.,  vergl.  I.,  211.  Ausführlich 
regelt  die  Abzugsbedingungen  das  Talrecht  von  Engelberg.  Vide  Zeitschrift 
für  Schweiz.  Recht,  Bd.  7,  pag.  56.  War  allen  Erfordernissen  Genüge  getan, 
so  musste  der  Grundherr  den  Wegzug  gestatten  und  der  Vogt  den  Abziehenden 
bis  zum  nächsten  Gericht  begleiten. 

^)  Grimm  W.  I.,  pag.  3. 

2)  Grimm,  1.  c.  pag.  i  70. 

^)  Swele   ze  sinen  tagen  komet,  der  sol  dem  abte  hulde  tun.  Grimm 
W.  I.,  169. 

So  der  Eid,  den  die  Gotteshausleute  in  Appenzell  dem  Abt  von  St. 
Gallen  schwören  mussten.    Vide  Grimm  W.  I.,  191  f. 
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Gerichtstag  zu  erscheinen,  um  sines  gotzhus  reht  ze  sagenn 
an  allen  den  Stetten,  da  si  des  gefragot  werdent').  Dieser 
Huldigungseid  musste  bei  jedem  Wechsel  in  der  Person  des 
Grundherrn  von  neuem  geleistet  werden^). 

Im  übrigen  machte  sich  die  abhängige  Lage  der  Hörigen 
in  allen  ihren  privatrechtlichen  Beziehungen  bemerkbar.  So 
brachte  es  die  Bebauung  von  Grund  und  Boden,  der  in  eines 
andern  Eigentum  sich  befand,  mit  sich,  dass  ihnen  in  der 
Verfügung  über  das  Grundstück  die  Hände  gebunden  waren, 
sie  damit  keine  Veränderungen  vornehmen,  noch  dasselbe 
veräussern  durften,  ohne  vorher  ihren  Herrn  um  seine  Zu- 
stimmung angegangen  zu  haben.  Drückende  Abgaben  hin- 
derten sie,  grosse  Ersparnisse  bei  Seite  zu  legen,  beschwerliche 
und  zeitraubende  Fronden  zersplitterten  ihre  Arbeitskräfte 
und  entzogen  sie  der  Pflege  ihres  eigenen  Besitztums. 

Das  heute  allgemein  anerkannte  Recht,  seine  Lebens- 
gefährtin zu  holen,  wo  es  einem  jeden  beliebt,  war  den 
Hörigen  nicht  zugestanden,  ihre  Wahl  auf  den  engen  Kreis 
des  Hofes  beschränkt  und  nicht  selten  das  Heiraten  zur 
Pflicht  gemacht,  indem  sie  angehalten  werden  konnten  ze 
wiben  vnd  ze  mannend.  Ja  selbst  bei  den  Genossenehen 
mischte  sich  der  Grundherr  ein,  bezog  von  dem  neuver- 
mählten Paare  ein  Ehegeld  und  drohte  bei  dessen  Nicht- 
bezahlung dem  Bräutigam  mit  dem  jus  primae  noctis. 

Schlimm  bestellt  waren  die  Hörigen  ferner  im  Erbrecht. 
Hinterliessen  sie  keine  Leibeserben,  so  galt  vielerorts  das 
Heimfallsrecht  an  den  Herrn ,  hatten  sie  Nachkommen ,  so 
vererbte  sich  der  Nachlass  auf  diese,  aber  nicht  ohne  dass 
ihr  Leibherr  den  Fall,  d.  h.  das  beste  Stück  Vieh  oder  das 
schönste  Kleid,  aus  der  Erbschaft  an  sich  zog. 

Für  Streitigkeiten  privatrechtlicher  Natur  stand  den  Hörigen 
das  Gericht  des  Grundherrn  offen.  Hier  hatten  sie  nicht  bloss 
das  Recht,   sondern  auch   die  Pflicht,  zu   erscheinen,  hier 


^)  Grimm  W.  I.,  1.  c.  192. 

^)  Ouch  sol  man  einem  ie^klichen  nüwen  apt  schweren  vnd  huldi  tun, 
alle  die  ze  iren  tagen  kommen  sind  in  den  gemelten  hoffen,  vnd  anderschwa, 
die  des  gotzhuss  von  sant  Blasi  eigen  sint.    Grimm  W.  I.,  34, 
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konnten  sie  Zeugen  und  Eidhelfer,  Richter  und  Urteiler  sein. 
Das  Auftreten  im  öfifentHchen  Gericht  und  vor  den  öffent- 
hchen  Beamten  dagegen  ging  nur  durch  die  Vertretung  ihres 
Herrn,  der  zudem,  wenigstens  ursprüngUch,  für  die  Vergehen 
seiner  von  ihm  abhängigen  Grundholden  haftete'). 

Wir  sehen  also  die  rechtliche  Betätigung  der  Hörigen 
überall  beschränkt  und  eingeengt  durch  die  Gebote  und  Ver- 
bote eines  Mächtigern,  des  Grundherrn.  Als  aber  das  Hof- 
recht dessen  Willkür  und  Laune  ein  Ziel  setzte,  wurde  er 
genötigt,  der  gesicherten  Rechtsstellung  seiner  Hörigen  Rech- 
nung zu  tragen.  Das  tat  er,  indem  er  unter  gewissen  Be- 
dingungen ihre  Ehe  anerkannte,  ihnen  die  Familienbildung 
erlaubte  und  sogar  ein  beschränktes  Erbrecht  einräumte. 

III.  Familieurecht. 
1.  Eherecht. 

a.  Ehen  zwischen  Hörigen  derselben  Grundherrschaft. 

Im  allgemeinen  galten  die  matrimonia  cum  persona 
suae  conditionis  als  erlaubt.  Dagegen  stand  es  nicht  nach 
allen  Weistümern  im  Belieben  der  Hörigen,  sich  für  den 
ehelosen  Stand  zu  entscheiden,  indem  sie  oft  von  der  Grund- 
herrschaft zur  Heirat  angehalten  werden  konnten.  So  be- 
stimmt z.  B.  die  Öffnung  von  Lukswil  ^):  swele  ze  sinen  tagen 
komet,  der  sol  dem  abte  hulde  tun,  vnd  sol  in  der  abbet 
twingen,  daz  er  ein  wib  nemme^).  Andere  Hofrechte  aber 
kennen  diese  willkürliche  V^erkoppelung  nicht ;  sie  sprechen 
von  einer  fryhait  der  lüth,  dass  sy  niemandt  soll  zwingen, 
weder  zu  wyben  noch  ze  manen*). 

Allein  die  Gestattung  dieser  Freiheit  entzog  dem  Grund- 

^)  Das  Nähere   über  die  hier  nur  angedeuteten  Punkte,  siehe  in  den 
Abschnitten  über  Ehe-,  Erb-,  Sachenrecht  und  Gerichtswesen  der  Hörigen. 
^)  Grimai  W.  I.,  pag.  169. 

^)  Vergl.  auch  Öffnung  v.  Beromünster  (Kt.  Luzern),  Segesser,  RG.  von 
Luzern,  Bd.  I.,  pag.  724.  Ebenso  Urkunde  vom  Jahre  1460  bei  Leuenberger, 
Studien,  pag.  173 

^)  Öffnung  von  Tannegg  und  Fischingen,  Grimm  W.  I.,  282. 
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herrn  seine  Einmischung  in  die  ehelichen  Verhältnisse  noch 
nicht.  Vielerorts  musste  derselbe  um  die  Erlaubnis  zur  Ver- 
ehelichung angegangen  und  ihm  hiefür  eine  Abgabe,  ein 
Ehegeld,  maritagium,  Bumede,  Schürzenzins  oder  wie  die 
Bezeichnungen  für  diese  Gebühr  alle  lauten  mögen,  bezahlt 
werden. 

Es  kann  nicht  in  unserer  Absicht  liegen,  zu  untersuchen, 
ob  diese  Abgabe  wirklich  als  Entgelt  für  die  Konsenser- 
teilung zur  Heirat  aufzufassen  ist  oder  aber  als  Loskauf  des 
Rechtes  des  Herrn  auf  den  Genuss  der  Töchter  seiner  Unter- 
gebenen, woran  anschliessend  sich  der  Streit  über  die  Exi- 
stenz des  jus  primae  noctis  entsponnen  hat.  Ausführlich 
handelt  hierüber  Ernst  Mayer  ^),  der  an  Hand  von  Urkunden 
die  Geltung  dieses  Herrenrechtes  nachweist  für  die  Nor- 
mandie  und  Katalonien  und  durchaus  nicht  gewillt  ist,  diese 
sehr  bestimmt  lautenden  Nachrichten  bloss  als  Scherz  an- 
zusehen. In  der  Schweiz  ist  von  dem  jus  primae  noctis 
die  Rede  in  den  Offnungen  von  Maur^),  Hirslanden  und 
Stadelhofen  ^).  Ob  es  aber  je  ausgeübt  wurde,  was  bei  der 
Möglichkeit  einer  Ablösung  um  eine  geringe  Geldsumme 
zweifelhaft  erscheint,  dafür  fehlen  konkrete  Beispiele,  Allein, 
ohne  an  der  wirklichen  Berechtigung  des  Herrn  zu  zweifeln. 


^)  Deutsche  und  französische  Verfassungsgeschichte,  Bd.  II.,  pag.  7  ff. 
„Zwei  Möghchkeiten"  führt  er  aus,  „sind  denkbar:  entweder  das  Herren- 
recht hat  sich  allmählich  aus  der  Verheiratungsgebühr  entwickelt,  oder  umgekehrt, 
das  Herrenrecht  ist  das  ältere,  und  die  Verheiratungsgebühr  nur  die  spätere 
Ablösung.  Das  Erstere  ist  nach  der  Lage  der  gesamten  Rechtsbildung  unmöglich  ; 
es  ist  wohl  denkbar,  dass  aus  vorchristlicher  Zeit  sich  das  Herrenrecht  erhalten 
hat,  wie  so  vieles  anderes  Vorchristliches,  undenkbar,  dass  es  sich  in  christlicher 
Zeit  neu  bildete.  So  wird  man  in  der  Tat  ein  ursprüngliches  Recht  des  Herrn 
auch  auf  den  Genuss  seiner  unfreien  Frauen  annehmen  müssen."  E.  Mayer, 
1.  c,  pag.  9. 

^)  Grimm  W.  I.,  pag.  43  :  Aber  sprechend  die  hofflüt,  weller  hie  ze  de 
helgen  ee  kumbt,  der  sol  einen  meyger  laden  und  ouch  sin  frowen,  da  sol 
der  meyger  lien  dem  brütgam  ein  haflfen,  da  er  wol  mag  ein  schaff  in  gesyeden, 
ouch  sol  der  meyger  bringen  ein  fuder  holtz  an  das  hochzit,  ouch  sol  ein 
meyger  unnd  sin  frow  bringen  ein  viertenteyl  eines  schwynsbachen ,  vnnd  so 
die  hochzit  vergat  „so  sol  der  brütgam  den  meyger  by  sim  wyb  lassen  liegen 
die  ersten  nacht,  oder  er  sol  sy  lösen  mit  V  ß  iiij 

3)  Grimm  W.  IV.,  321. 
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teile  ich  doch  die  Auffassung  von  Osenbrüggen  der  darin 
nur  ein  Drohmittel  erblickt,  um  das  Ehegeld  eher  bezahlt 
zu  erhalten,  „ein  summum  jus,  ein  Hinstellen  des  Möglichen, 
worin  ein  starker  Zwang  zur  Leistung  des  Genügenden  ent- 
halten war". 

Weitere  Hindernisse  für  die  Genossenehen  bestanden 
nicht.  Im  St.  Gallischen  genügte,  dass  die  Brautleute  um  die 
licentia  matrimoniorum  nachsuchten.  Nur  falls  sie  diese  Vor- 
schrift ausser  acht  liessen,  verfielen  sie  in  eine  Busse  von 
5  Schilling^). 

b.  Ehen  zwischen  Hörigen  und  Freien. 

Im  alamannischen  Gebiete  galt  fast  durchwegs  der 
Grundsatz,  dass  die  unfreie  Hand  auch  die  freie  nach  sich 
ziehe.  Wenn  daher  die  Hörige  eines  Grrundherrn  einen 
Freien  heiratete  oder  umgekehrt  ein  Höriger  eine  Freie,  die 
naturgemäss  ihrem  Gatten  zu  folgen  hatte,  so  verlor  der 
freie  F^heteil  dadurch  seine  Freiheit^). 

Wichtiger  noch  als  diese  Standesveränderung  war  die 
Bestimmung,  dass  die  einer  solchen  Ehe  entsprossenen  Kinder 
der  ärgern  Hand  folgen,  also  Hörige  werden  sollten.  Ur- 
sprünglich bestand  zwar  dieser  Satz  nicht  zu  Recht,  sondern 
wie  aus  einer  Urkunde  vom  Jahre  921  ^)  hervorgeht,  in 
welcher  von  der  Heirat  eines  Freien  mit  einer  serva  die  Rede 
ist,  wurden  die  Kinder  geteilt:  die  eine  Hälfte  erhielt  der 
Vater,  die  andere  der  Herr  der  Mutter. 

Unsere  Offnungen  aber  kennen  alle  das  Prinzip  der 
ärgern  Hand''^). 

Studien  zur  deutschen  luid  Schweiz.  Rechtsgeschichte,  84  ff. 

^)  von  Arx,  RG.  von  St.  Gallen,  Bd.  IT.,  pag.  167:  Qui  ex  hominibus 
Monasterii  in  Quartum  uxorem  duxerit  sine  licentia  Villici,  quamvis  ea  sit  in 
consortio,  vulgo  Genossame,  sao  debet  dare  villico  5  sol. 

^)  von  Arx,  1.  c.  Sciendum  est,  quod  si  aliquis  servus  nostri  Monasterii 
cum  muliere  advena  Wallisensi  vel  alias  libera,  aut  si  aliqua  serva  Monasterii 
cum  viro  advena  Walisense,  vel  alias  libero  contraxerit  Matrimonium,  istos  jure 
proprietatis,  et  servitutis  nostro  pertinet  Monasterio. 

4)  Neugart  L,  576. 

^)  So  der  Hofrodel  von  Einsiedeln.  Grimm  W.  I.,  pag.  155:  Were  ouch? 
das  einer   oder  me  gotzhusmanen  ein  frye  frowen  der  niemant  nachjagt  vnd 
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Es  hatte  somit  der  Grundherr  durch  Ehen  zwischen 
Hörigen  und  Freien  statt  eines  Nachteils  eher  einen  Vorteil 
und  wenn  sie  später  verboten  wurden,  so  geschah  es  meist 
nur  im  Interesse  der  Freien.  So  stellte  z.  B.  die  bernische 
Regierung,  als  die  eigenen  Leute  der  Grafschaft  Nidau  und 
von  Schenkenberg  sich  bereits  losgekauft  hatten,  um  zu 
verhindern,  dass  die  Freien  neuerdings  durch  solche  Heiraten 
in  Unfreiheit  gerieten,  ein  Verbot  auf,  wonach  der  Freie, 
der  eine  Eigene  ehelichte,  mit  20  Gulden  bestraft  w^erden 
sollte  1). 

c.  Verbot  und  Nachteile  der  Ungenossame. 

Das  Urbar  von  Grüningen^j  definiert  die  Ungenossame 
folgendermassen : 

Vngenossami  ist,  so  ein  eigener  Man  eine  zur  Ehe 
nimmt,  die  eines  andern  herren  lybeigen  ist,  vs  wellichem 
dan  folget,  dass  die  kind,  so  von  derselbigen  erboren,  des 
Herren  lybeigne  werdent,  welliches  die  Mutter  lybeigen  ist. 

Solche  Ehen  mussten  dem  Herrn  des  männhchen  Ehe- 
gatten sehr  empfindliche  Nachteile  bringen;  man  denke  nur 
an  die  unausbleibliche  Konsequenz  im  Erbrecht,  wonach  die 
Kinder  das  väterliche  Grundstück  an  den  Herrn  der  Mutter, 
also  an  eine  ausserhalb  der  Grundherrschaft  befindliche,  an 
eine  fremde  Person,  vererbten.  Es  ist  daher  ganz  begreiflich, 
wenn  den  Fronhofbeamten  zur  Pflicht  gemacht  wurde,  die 
Grundherrschaft,  das  Gotteshaus,  vor  Ungenossenehen  zu 
bewahren'^).  Damit  hatte  es  aber  sein  Bewenden  noch  nicht; 
vielmehr  enthalten  alle  Offnungen  zur  Vermeidung  der  vn- 
genossami sehr   gravierende  Bestimmungen ,  die ,    so  ver- 


iiiemantz  eigen  wer,  neme,  die  selben  so  das  thund  sollent  och  von  einem 
herren  von  Einsidlen  vngestrafFt  sin  vnd  werden.  Gewunent  ouch  dieselben 
eliche  kind  by  enandern,  die  selben  kind  ein  her  von  Einsidlen  ouch  für  sin 
gotzhuslüt  haben  und  halten  mag  vngevarlich.  Vergl.  auch  Grimm  W.  I.,  66? 
Hofrodel  von  Bubikon. 

^)  Tillier,  Gesch.  d.  eidgen.  Freistaates  Bern,  Bd.  II.,  pag.  488. 

-)  Bluntschli,  RG.  I.,  pag.  195. 

In  Heromünster  z.  B.  muss  der  Propst  eidlich  geloben,  dass  er  nicht 
gestatte  und  nicht  bewillige,  dass  die  Gotteshausleute  ungenossame  Ehen  ein- 
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schieden  sie  auch  sein  mögen,  doch  fast  immer  das  Erbrecht 
betreffen. 

Weitgehend  in  dieser  Beziehung  sind  die  Hofrechte 
von  Einsiedeln  LukswiP),  der  Uber  manciporum  des  Frau- 
münsters''*), u.  3..,  die  alle  den  Kindern  von  in  ungenossamer 
Ehe  lebenden  Eltern  eine  Erbberechtigung  versagen. 

An  andern  Orten  nimmt  der  Herr  beim  Tode  des 
Hörigen,  der  ein  ungenoss  wyb  genommen,  einen  bestimmten 
Teil  der  Fahrhabe,  in  Neukilch*),  Appenzell^),  Embrach  ^) 
u.  a.  die  Hälfte,  ebensoviel  in  Wiesendangen  ''),  Wagen- 
hausen    Hedingen '^),  Thayngen  ^^),  dazu  aber  noch  den  Fall. 

Abgesehen  von  diesen  privatrechtlichen  Folgen  wurden 
die  dem  Verbot  der  Ungenossame  zuwiderhandelnden  Ehe- 
leute oft  empfindlich  gestraft.  Der  Hofrodel  von  Engelberg 
geht  in  dieser  Beziehung  so  weit,  dieses  Vergehen  dem 
Verrat  am  Herrn  oder  dem  Erschlagen  eines  Gotteshaus- 
weibes gleichzustellen^^). 

Der  lib.  Fabar  tit.  quarum^"*)  behandelt  diejenigen,  die 
extra  suum  consortium  matrimonium  contraxerint,  als  fugitivi 

gehen,  und  wenn  sie  es  getan,  er  sie  bestrafen  und  die  gebührende  Strafe  nicht 
erlassen  werde  ohne  Zuslimmung  des  Kapitels,  Vide  Riedweg:  Geschichte  des 
Kollegiatst.  Beromünster ,  pag.  260.  Nach  dem  Hofrecht  zu  Breitenhach  (Kt. 
Solothurn)  soll  der  Vogt,  sobald  er  von  einer  bevorstehenden  Ungenossame 
Kunde  erhält,  sofort  einschreiten,  und  hette  er  einen  schuch  angleit,  so  sol  er 
nit  beiten  untz  er  den  andern  schuch  angelegt.  Giimm  W.  I.,  pag.  818, 
Vergl.  auch  Öffnung  von  Laufen,  Grimm  W.  I.,  102. 

^)  Grimm  W.  I  ,  pag.  150. 

^)  Grimm,  1.  c.  pag,  169. 

^)  Grimm  W.  IV.,  pag.  331. 
Grimm  W.  I.,  pag.,  295. 

^)  Grimm,  1.  c.  pag.  190. 

^)  Grimm  W.  IV.,  pag.  341. 

^)  Grimm  W.  I.,  pag.  141. 

^)  Grimm  W.  I.,  pag.  291. 

^)  Grimm  W.  IV.,  pag.  294. 
Grimm  W.  IV.,  pag,  429. 

Grimm  W.  I.,  pag.  3  :  Es  ist  ooch  ze  wissenne,  wenne  ein  gotzhusman 
sinen  herren  verratet  an  lib  oder  an  sinen  eren,  oder  sin  vngenössen  nimmt^ 
oder  ein  gotzhusman  ein  got/huswib  ersiecht  ze  tode ,  des  lib  vnd  gut  ist 
dem  gotzhus  verfallen  .  .  . 

von  Arx,  RG.  von  St.  Gallen,  II.  Bd.,  pag.  166. 
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und  verfügt,  dass  der  Abt  sie  bestrafe  absque  cujuscunque 
contradictione  in  corpore,  rebus  et  bonis  ipsorum  secundum 
gratiam  suam. 

Sehr  drastisch  sind  ferner  bezüghch  der  Strafbestim- 
mungen die  Öffnung  von  Mülheim^),  die  dem  Herrn  von 
Ouw  das  Recht  gibt,  den  hofjünger,  der  vsser  der  genossame 
wibet  vnder  dass  tachtroff  legen  zu  lassen  von  ainer  tagzeit 
zue  der  andern,  sowie  die  von  Sulgen^),  wonach  dem  Herrn 
und  Probst  erlaubt  ist,  den  Fehlbaren  des  tages  an  sin  gnad 
zu  drymalen  zu  straffen  vnd  inn  darzu  legen  of  die  huszsellen 
vnd  im  vff  dem  ruggen  ainen  riemen  vsz  der  hut  schulden. 

d.  Aufhebung  der  Folgen  der  Ungenossame. 

Trotz  den  Androhungen  erbrechtlicher  Nachteile,  sowie 
harter  Strafen,  müssen  doch  die  Ungenossenehen  häufig  vor- 
gekommen sein;  es  geht  dies  auch  daraus  hervor,  dass  ver- 
schiedene Bestimmungen  getroffen  wurden,  um  die  Uebel- 
stände,  die  diese  verbotenen  Ehen  im  Gefolge  hatten,  abzu- 
schwächen oder  ganz  aufzuheben. 

Das  konnte  einmal  geschehen  durch  Verkauf  der  Hörigen, 
die  mit  dem  Gut,  das  sie  bebauten,  regelmässig  in  der  Ver- 
äusserung  inbegriffen  waren.  Damit  traten  sie  in  die  Genossen- 
schaft des  Käufers  ein.  Befanden  sich  nun  unter  ihnen 
solche,  die  vorher  mit  Hörigen  des  Käufers  in  ungleicher 
Ehe  gelebt,  so  machte  dieser  Kauf  der  Ungenossame  ein 
Ende. 

Die  gleiche  Wirkung  erzielte  man  ferner  durch  Zurück- 
behaltung einzelner  Hörigen  beim  Verkauf  oder  endlich 
dadurch,  dass  der  Bräutigam  dem  Herrn  der  Braut  eine 
kleine  Geldsumme  gab  und  dafür  die  Erlaubnis  zur  Ein- 
gehung einer  gültigen  Ehe  erhielt^). 

^)  Grimm  W.  I.,  pag.  262. 
^)  Grimm  W.  IV.,  pag.  408. 

•^y  So  nach  dem  alten  Rechte  der  Grafschaft  Kyburg.  Grimm  W.  I.^ 
pag.  22:  wo  aber  man  oder  frowen  wibent  oder  mannent  zu  denen,  die  mit 
jnen  nit  genössig  sind,  vmb  sölich  vngnössamy  sol  vnd  mag  ein  herr  zu 
Kiburg  sy  straffcMi  vmb  X  üb.,  der  genoss  koffte  denn  im  selbs  di  ungnossamy 
nach,  so  sol  er  darinne  bescheidenlich  gehalten  werden. 
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Die  wirksamsten  Mittel  aber  zur  Beseitigung  der  Folgen 
der  Ungenossame  waren  die  Kinderteilungen,  Tauschverträge 
und  Konkordate. 

a.  Kinderteilungen  und  Tatischverträge. 

Der  Grundsatz,  dass  die  Kinder  einer  Ungenossenehe 
des  Herren  lybeigen  werdent,  welliches  die  Mutter  lybeigen 
ist^),  fand  schon  früh  eine  Durchbrechung  im  Prinzip  der 
Kinderteilung.  Das  alte  Hofrecht  von  Luzern  bestimmte : 
und  swer  zu  sinem  ungenosse  kunt,  do  sint  die  kind  des 
guotes  fürteilet"-^). 

Ausser  den  gesetzlich  normierten  Kinderteilungen  er- 
folgten solche  von  Fall  zu  Fall.  Von  den  zahlreichen  Bei- 
spielen, die  uns  hierüber  zur  Verfügung  stehen,  mögen  hier 
nur  einige  wenige  angeführt  werden. 

Am  i6.  Juh  1265  einigten  sich  Einsiedeln  und  Bero- 
münster  über  die  Kinder  eines  Wernher  von  Altishofen, 
Hörigen  von  Münster,  der  mit  Anna,  einer  Eigenen  von 
Einsiedeln,  geheiratet  hatte,  dahin,  dass  jedes  Gotteshaus  die 
Hälfte  der  Nachkommen  erhalten  sollte'^). 

Im  Jahre  1266  schloss  das  Kloster  Trub  im  Emmental, 
welches  Leibeigene  in  der  Pfarrei  Willisau  hatte,  mit  dem 
Kirchherrn  dieses  Ortes  einen  Vertrag  betreffend  die  Teilung 
der  Kinder*). 

1304  kam  eine  Uebereinkunft  des  Hauses  Buchsee  mit 
dem  Ritter  Joh.  von  Ligerz  zustande,  wonach  die  Heiraten 
ihrer  Eigenleute  erlaubt  sein  sollten,  jedoch  nur  unter  der 
Bedingung,  dass  die  Kinder  aus  solchen  Ehen  unter  den 
beiden  Herrschaften  geteilt  würden^). 

1390  teilten  Graf  Friedrich  VL  und  Eglolf  von  Rosen- 
berg die  Kinder  des  Heinrich  von  Wasserfiuh,  Burgers  zu 
Lichtensteig^). 

')  Bluntschli,  RG.  I.,  pag.  195. 
2)  Gfrd.,  Bd.  I.,  pag.  t6i. 
^)  Gfrd.,  Bd.  XLII.,  pag.  134. 
4)  Gfrd.,  Bd.  LVIIT.,  pag.  16. 

Leuenberger,  Studien,  pag.  170. 
^)  von  Arx,  Gesch.  d.  Kant.  St.  Gallen,  Bd.  IT.,  pag.  i  66. 
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Ebenso  häufig  wie  die  Kinderteilungen  werden  die 
Tauschverträge  erwähnt.  Diese  bestanden  darin,  dass  der 
Herr  der  hörigen  Braut  dieselbe  dem  Herrn  des  Bräutigams 
übergab  und  dafür  von  diesem  eine  andere  Hörige  empfing, 
die  auf  seinen  Hof  zog  und  sich  dort  niederliess. 

Von  derartigen  Aenderungen  des  Eigentumsherrn,  auch 
Wechsel  genannt,  ist  in  den  Urkunden  sehr  viel  und  schon 
frühzeitig  die  Rede. 

Am  II.  November  886  vertauscht  der  Abt  Bernhard 
von  St.  Gallen  an  einen  gewissen  Tisi  die  Hörige  Paldsind 
gegen  die  Hörige  Adalhilt 

Nach  einem  Aktenstück  vom  26.  April  925  übergeben 
die  Chorherren  von  Zürich  dem  Abt  Engelbert  von  St.  Gallen 
ihre  Hörige  Engiza  gegen  dessen  Hörige  Richarata  und  zwar 
ea  ratione,  ut  si  ex  ipsis  fihi  fuissent  procreati  vel  nati  in 
eodem  concambitu,  ad  utramque  ecclesiam  et  santi  Galli  et 
prefatorum  sanctorum  martyrum  sine  contradictione  ullius 
personae  perenniter  persistant 

In  einer  Urkunde  vom  2.  November  1393  lesen  wir 
von  einem  Tausch  eigener  Leute  zwischen  Rudolf  von 
Bonstetten  und  dem  Gotteshaus  Engelberg 

Die  Beispiele  Hessen  sich  mehren  ^) ,  allein  die  an- 
geführten mögen  genügen. 

Interesse  bietet  für  uns  noch  ein  Vertrag  vom  6.  JuH  1275, 
demzufolge  bestimmt  wird,  dass  statt  Kinderteilungen  oder 
Wechsel  die  Nachkommen  aus  Ehen  zwischen  Hörigen  der 
Kirche  in  Chur  und  denjenigen  Ulrichs  von  Aspermont  stets 
dem  Stande  des  Vaters  folgen  sollten  •^). 


1)  Wartmann,  U.  St.  G.,  Bd.  II.,  pag.  260,  Nr.  656. 

2)  Escher,  UZ.,  Bd.  I.,  pag.  82,  Nr.  191. 
^)  Gfrd.,  Bd.  LV.,  pag.  203. 

Huber,  PR.  IV.,  pag.  225  n.  31. 

^)  Quellen  zur  Schweizergeschichte,  Bd.  X.,  pag.  10:  Hiis  etiam  talis 
est  adjecta  conditio,  quod  videlicet  infantes  nati  ex  matrimoniis  contractis  et 
contrahendis  inter  homines  ecclesie  Curiensis  et  predicli  Ulrici  de  Aspermonte 
Semper  conditionem  patris  sequi  debeaiit  et  habere. 
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ß.  Konkordate  (Raub-  und  Wechselverträge) . 

Die  lästigen  Beschränkungen  des  Verehelichungsrechtes 
wurden  endlich  gemildert  durch  Verträge  zwischen  einzelnen 
Grundherrschaften,  wonach  diese  eine  Genossame  bildeten, 
ein  Consortium  in  contrahendo  matrimonio,  innerhalb  welchem 
die  Hörigen  ohne  Nachteile  für  sich  und  ihre  Kinder  heiraten 
konnten. 

Eine  derartige  Erweiterung  der  Hofgenossenschaft  er- 
wähnt z.B. die  Öffnung  von  Aegeri  '),  in  welcher  die  Hörigen 
dieses  Hofes  erklären  genoss  vnd  sün  genossen  zu  sein  des 
hofes  ze  den  Einsidlen  und  in  den  hof  ze  Ardt  und  in  den  hof 
ze  Zug  und  in  den  hof  ze  Cham.  Besonders  aber  waren  es 
die  geistlichen  Grundherrschaften,  die  sich,  um  ihren  An- 
gehörigen das  Connubium  zu  ermöglichen,  zum  Abschluss 
von  Konkordaten  verständigten,  die  man  Raub-  und  Wechsel- 
verträge zu  nennen  pflegte^).  In  der  alamannischen  Schweiz 
hatten,  wie  aus  zahlreichen  Offnungen  hervorgeht,  haupt- 
sächlich sieben  Gotteshäuser  ein  solches  Uebereinkommen 
getroffen,  nämlich  die  beiden  Abteien  in  Zürich,  die  Klöster 
Schännis,  Reichenau,  St.  Gallen,  Pfävers,  Säckingen''). 

^)  Grimm  W.  I.,  pag.  i6o. 

^)  Raubverträge  hiessen  sie,  weil  man  das  Recht  des  Herrn  des  Hörigen 
Vaters,  die  Kinder,  welche  eigentlich  dem  Herrn  der  Mutter  ziigehörten,  an  sich 
zu  ziehen  als  „rauben",  „berauben"  bezeichnete.  Ausführlich  handelt  über 
diesen  roub  vnd  Wechsel  leibaigner  leute  ein  Vertiag  vom  Jahre  1560.  Grimm 
W.  V.,  pag.  735.  Daraus  geht  zugleich  hervor,  dass  der  Bräutigam  vor  der 
Einsegnung  dem  Herrn  der  Braut  für  den  Raub  eine  Abgabe  in  Geld,  den 
Brautschilling,  oder  in  natura,  ein  Paar  Handschuhe,  zu  geben  verpflichtet  war: 
wann  ain  stifts-  oder  gotzhusman  ein  Weibsperson  geronbet,  so  hat  er  sollen 
dem  herren,  so  er  si  abgeraubet,  für  den  roubschilling  drei  batzen,  ouch  ain 
par  hendschuoch  oder  achtzehen  pfening  darfür  geben  und  zalen  und  darmit 
das  weih  hinweg  geroubet  haben  .  .  . 

Grimm  W.  I.,  pag.  155:  doch  ob  ein  gotzhusman  vnder  die  siben 
gotzhüser  als  die  hernach  geschriben  standt  wybte,  nämlich  Zürch  sant  Regien, 
Segkingen,  die  Richow,  sant  Gallen,  Schennis,  Pfeffers  vnd  Einsidlen,  darumb 
sol  ein  yettlicher  gotzhusman  der  solichs  täte  von  einem  herren  von  Einsidlen 
vngestrafft  sin  und  beliben ,  danne  die  selben  gotzhüser  ein  anndern  genoss 
sind  vnd  beroben  mugen.  Ebenso  Grimm  W.  I.,  22,  44,  145,  284,  IV.,  272, 
331  etc. 
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Der  einte  dieser  Verträge,  nämlich  der  mit  Schännis, 
wurde  vom  Kloster  Einsiedeln  am  ii.  August  1304^)  er- 
neuert. Da  uns  dadurch  ein  klarer  Einblick  in  die  ehelichen 
Verhältnisse  der  Hörigen  von  in  einem  Konkordate  befind- 
lichen Grundherrschaften  geboten  wird,  können  wir  nicht 
umhin,  hier  kurz  den  Inhalt  dieses  interessanten  Schrift- 
stückes wiederzugeben. 

Johannes  L,  der  damalige  Abt  von  Einsiedeln,  bezeugt, 
dass  zwischen  seinem  Kloster  und  Schännis  seit  unvordenk- 
lichen Zeiten  eine  „Genossami"  bestanden  habe  die  nun  unter 
Festsetzung  folgender  Punkte  erneuert  werde. 

„Wenn  ein  Eigenmann  eines  der  beiden  Klöster  mit 
einer  Eigenen  des  andern  Klosters  heiratet  und  sie  an  seinen 
Herd  führt  mit  der  Absicht,  dort  zu  bleiben,  dann  folgen 
die  Kinder  alle  dem  Vater,  d.  h.  gehören  dem  Kloster,  dem 
der  Vater  zugehört.  Das  Kloster ,  dem  die  Mutter  gehört, 
hat  kein  Recht  auf  die  Kinder,  ebenfalls  nicht  auf  die  Mutter, 
solange  sie  Frau  des  Eigenmannes  des  andern  Klosters  ist 
und  auf  dem  Gebiete  des  andern  Klosters  lebt;  auch  hat  das 
Kloster,  dem  die  Mutter  zugehört,  dann  nicht  das  Recht,  den 
Fall  bei  ihrem  Tode  zu  fordern. 

„Wenn  aber  die  Hörige  des  einen  Klosters  ihren 
Ehemann,  der  dem  andern  Kloster  eigen  ist,  verliert  und 
ihres  verstorbenen  Mannes  Sitz  verlässt  und  in  ihre  Heimat 
oder  auf  das  Gebiet  desjenigen  Gotteshauses  zieht,  dem  sie 
eigen  ist,  dann  sollen  alle  vorher  erzeugten  Kinder  dem 
Stande  der  Mutter  folgen  und  also  dem  Kloster  eigen  sein, 
dem  die  Mutter  zugehört. 

„Wenn  ein  Eigenmann  eines  der  beiden  Klöster  in  die 
Gewaltsame  des  andern  zieht  und  dort  mit  einer  Hörigen 
des  letztern  Klosters  die  Ehe  eingeht,  so  sollen  die  Kinder 
dem  Kloster,  dem  die  Mutter  angehört,  ohne  alle  Widerrede 
immer  zugehören.  An  dem  Eigenmanne,  der  in  die  Gewalt- 
same des  andern  Klosters  gezogen  ist,  behält  das  Kloster, 
dem  er  zu  eigen  angehört,  das  Recht  des  Falles,  ohne  Wider- 
rede des  Klosters,  auf  dessen  Gebiet  er  gestorben  ist,  ob- 


Gfrd.,  Bd.  XL  III.,  pag.  190  f. 


wohl  es  oben  in  Bezug  auf  eine  Hörige  anders  bestimmt 
wurde. 

„Auch  die  andern  gewöhnHchen  Rechte  der  Leibeigen- 
schaft sollen  dem  Kloster,  dessen  Eigenmann  in  die  Gewalt- 
same des  andern  Klosters  überging,  an  dem  so  übergegangenen 
Eigenmann  und  an  seiner  männlichen  Nachkommenschaft 
gewahrt  werden,  wenn  auch  der  Eigenmann  unter  der  Ge- 
waltsame des  andern  Klosters  bleibt  und  nicht  mehr  in  die 
Heimat  zurückkehrt. 

„Wenn  ein  solcher  Eigenmann  die  fremde  Gewaltsame 
(d.  h.  des  andern  Klosters)  verlässt  und  sich  auf  das  Gebiet 
des  Klosters  begibt,  dem  er  angehört,  dann  hören  die  An- 
sprüche des  andern  Klosters  auf,  wie  oben  bei  der  Hörigen, 
und  er  gehört  wieder  ganz  seinem  eigenen  Kloster  zu." 

St.  Gallen  schloss  Raub-  und  Wechselverträge  mit 
allen  seinen  Dienstmannen  und  besonders  mit  den  12Y2 
Gotteshäusern,  nämlich  dem  Bischof  von  Konstanz,  Dom- 
probste,  Domdekan,  Stifte  St.  Stephan,  Kreuzlingen,  Münster- 
lingen,  Stüte  Bischofzell,  Ittingen,  Petershausen,  Fischingen, 
Reichenau  und  dem  Halbkloster  Wagenhauseh. ') 

Die  Abtei  Pfävers  befand  sich  in  einem  solchen  Vertrags- 
verhälinis  mit  dem  monasterium  Disertinense,  Mon.  Scandanense 
(Schännis) ,  Mon.  S.  GalU ,  Ecclia.  S.  Fridolini  in  Glarus,  Mon. 
Heremitarium,  Ecclia.  SS.  Felicis  et  Regulge  thuricen.,  Mon. 
Augie  Majoris,  et  Ecclia.  S.  Leodegarii  Lucerie^). 

2.  Familienbildung.  Ungeteilte  Gemein- 
schaften. 

Es  war  eine  notwendige  Folge  des  den  Hörigen  zu- 
gestandenen Verehelichungsrechts,  dass  man  ihnen  auch  ge- 
stattete, eine  vom  Rechte  anerkannte  Familie  zu  bilden.  An 
deren  Spitze  finden  wir  den  Hausvater,  der  als  natürlicher 
Vertreter,  Vogt  und  Schirmer^)  seiner  minderjährigen  oder 
noch  nicht  ausgesonderten  Kinder  und  als  Vormund  seiner 

^)  von  Arx,  Gesch.  d.  Kant.  St.  Gallen,  Bd.  II.,  168.  Grimm  W.  I.,  262. 
^)  von  Arx,  1.  c. 

^)  Urkunde  vom  Jahre  13 13  in  Gfrd.,  Bd.  I.,  pag.  71, 
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Ehefrau  erscheint.  Ihm  lag  es  ob,  seine  FamiHe  zu  schützen, 
für  sie  zu  haften  und  sie  nach  allen  Seiten  hin  zu  vertreten. 

Diese  Hausgemeinschaft  zwischen  dem  Vater  und  seinen 
noch  nicht  abgefundenen  Nachkommen  hatte  zur  Folge, 
dass  die  letztern  von  der  Dienst-  und  Zinspflicht  befreit 
blieben.  Starb  der  Vater,  so  folgte  ihm  in  der  Verpflichtung 
des  Schutzes  sowie  in  der  Leistung  von  Abgaben  und  der 
Vertretung  der  in  ungeteilter  Gemeinschaft,  in  einer  cost, ') 
verbleibenden  Familienglieder  sein  ältester  Sohn.  Nach  ihm 
kam  der  Zweitälteste  an  die  Reihe  und  so  fort,  stets  war 
nur  das  Haupt  der  Vereinigung  fallpflichtig.  „Vnd  hette  ein 
man  sün",  bestimmt  die  Öffnung  von  Erlenbach'),  „lützel 
oder  fil,  alldie  wyl  so  vatter  vnd  sün  teil  vnd  gemein  mit 
ein  andren  haben,  so  vallet  ennkeiner  dann  der  vatter,  were 
aber,  dz  der  vatter  abgieng,  so  fallet  ie  der  eiltest  sun  vnder 
inen,  wellich  dann  teil  vnd  gmein  mit  ein  andren  habent, 
were  aber,  dz  der  iüngst  sun  abgieng,  so  fallet  er  nütz  vntz 
an  den  elltisten  .  .  . 

Ebenso  entsprach  dem  W esen  der  ungeteilten  Gemein- 
schaft, dass  bei  dem  Anfall  einer  Erbschaft  nur  das  älteste 
Mitglied  damit  belehnt  werden  musste,  indem  dadurch  auch 
die  übrigen  ihr  Erbe  empfingen^]. 

Wenn  sich  aber  die  Familiengenossenschaft  auflöste 
oder  ein  Glied  ans  derselben  ausschied,  was  meist  durch 
Verheiratung  und  Führung  einer  separierten  Oekonomie  ein- 
zutreten pflegte,  so  wurde  jeder  einzelne,  weil  nun  ein  selb- 
ständiges Familienhaupt  bildend,  dienst- und  abgabenpflichtig^). 

Derartige  Gemeinschaften,  die  gleichsam  eine  Art 
Schutz-  und  Trutzbündnisse  darstellten  mit  der  Verpflichtung 
der  Mitglieder,  einander  in  allen  wichtigen  Angelegenheiten 
beizustehen,  die  Vormundschaft  über  die  nächsten  Verwandten 


')  Grimm  W.  I.,  pag.  154. 
2)  Grimm  W.  IV.,  pag.  335. 

•'j  Offming  von  Malters  bei  Grimm  W.  IV.,  pag.  378:  Wen  och  ein 
mensche  erstirbet,  der  vil  kinden  hinder  ihm  lat,  so  sol  ein  probst  bi  dem  eisten 
kint  dien  andern  kinden  ir  erbe  senden,  vnd  hant  da  mitte  die  kint  alle  ir 
erb  enphangen.    Ebenso  Grimm  W.  I.,  pag.  3. 

^)  Grimm  W.  I.,  3,  66,  75.  290  etc.,  IV.,  303,  350,  413  etc. 
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zu  übernehmen  und  in  allem  die  verwandtschaftlichen  In- 
teressen zu  wahren,  bestanden  nicht  bloss  zwischen  dem 
Hausvater  und  seinen  Deszendenten,  sondern  wie  aus  unsern 
Öffnungen  hervorgeht,  auch  unter  Ehegatten,^)  hauptsächlich 
aber  unter  Geschwistern^)  und,  freilich  mit  verändertem 
Charakter,  sogar  unter  fremden  Personen.  Man  nannte  solche 
Verbindungen  Gemeinderschaften  oder  auch,  weil  dabei  die 
Güter  zusammengestossen  zu  werden  pflegten,  Zusammen- 
stösse  oder  Zusammenteilungen'"*). 

Solange  die  Hörigen  nur  über  die  Fahrhabe  ein  freies 
Verfügungsrecht  besassen,  bezogen  sich  ihre  Gemeinder- 
schaften bloss  auf  diese  und  erst  später  mit  der  Ausbildung 
eines  gesicherten  Rechtes  an  Grund  und  Boden  und  nach 
der  Beschränkung  des  Grundeigentums  des  Herrn  auf  ein 
blosses  Recht  zum  Bezug  von  Abgaben  war  eine  Aus- 
dehnung auch  auf  Liegenschaften  möglich. 

So  entwickelte  sich  aus  der  ursprünglich  auf  dem  Haus- 
vermögen basierenden  ungeteilten  Gemeinschaft  der  Familien- 
glieder ein  eigenes,  im  einzelnen  Falle  durch  den  Parteiwillen 

^)  Dadurch,  dass  zwey  ementschen  ein  andren  zu  gemeinder  annahmen, 
ward  die  ehel.  Gütergemeinschaft  begründet  mit  der  Wirkung,  dass  die  Gatten, 
„zu  geerb  vnd  genoss  über  alles  das  gut  wurden,  das  sy  yendert  band  es  sye 
ligend  oder  varend  gut"  (Grimm  W.  I.,  102)  und  bei  kinderloser  Ehe  einander 
ausschliesslich  beerbten  (Grimm  W.  I.,  98).  Im  übrigen  ist  das  ehel.  Güterrecht 
nur  langsam  und  Hand  in  Hand  mit  dem  Erbrecht,  das  den  Hörigen  im  Interesse 
einer  soliden  und  intensiven  Gutswirtschaft  zugestanden  wurde,  zur  Entwicklung 
gelangt  und  in  den  einzelnen  Hofrechten,  die  in  dieser  Beziehung  die  grösste 
Mannigfaltigkeit  aufweisen,  zur  Ausbildung  gekommen. 

2)  Grimm  W.  I.,  33,  75,  146,  190,  245  etc.,  IV.,  303  ,  335,  348,  369. 

^)  Das  Veruiögen  der  Gemeinderschaft  erscheint  als  eine  Einheit ,  als 
ein  Ganzes  ;  es  gibt  daran  keine,  auch  nicht  ideelle  Quoten.  Solche  entstehen 
erst  durch  die  Teilung.  Die  Gemeinder  sitzen  auf  Gedeih  und  Verderb  zu- 
sammen ,  ein  jeder  darf  das  Ganze  nutzen  für  seine  Bedürfnisse  ,  für  sich ,  für 
seine  Familie.  Der  Nachlass  eines  kinderlos  verstorbenen  Genossen  fällt  kraft 
Akkreszenz  den  übrigen  Gesamteigentümern  zu  ;  hinterlässt  er  aber  Leibeserben, 
so  treten  diese  an  seine  Stelle,  sie„  succedieren  in  die  Anwartschaft  des  Vaters  für 
den  Fall  der  Teilung".  Ueber  die  weitern  Verhältnisse,  die  juristische  Kon- 
struktion und  die  Gestaltung  dieses  Institutes  in  den  modernen  Privatrechten 
verweisen  wir  auf  die  vortreffliche  Abhandlung  von  Max  Huber,  „Die  Gemeinder- 
schaften der  Schweiz"  in  Gierkes  Untersuchungen,  54.  Heft.  Ebenso  E.  Huber, 
P.  R.,  Bd.  IV.,  pag.  250  ff.    Hausier  J.,  Bd.  I.,  pag.  227  £f. 
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zu  schaffendes  Rechtsinstitut,  das  auch  den  Hörigen  zu  gute 
kam  und  ihnen  besonders  im  Erbrecht  grosse  Vorteile  hctt/. 

IV.  Erbrecht. 

Nachdem  wir  das  Eherecht  der  Hörigen  in  Betracht  ge- 
zogen und  mit  ihren  famiUenrechtHchen  Verhältnissen  ver- 
traut geworden,  ist  es  uns  möglich,  auf  die  Gestaltung  des 
Erbrechts  einzugehen.  Dabei  kommt  es  hauptsächlich  darauf 
an,  ob  eine  Person  mit  oder  ohne  Hinterlassung  von  Leibes- 
erben stirbt,  zwei  Fälle,  die  daher  einer  getrennten  Behand- 
lung bedürfen. 

1.  Bei  kinderlos  verstorbenen  Personen. 

Ursprünglich  stand  dem  Grundherrn  allgemein  das 
Recht  zu,  den  Nachlass  seines  verstorbenen  Hörigen,  wenn 
derselbe  keine  Kinder  hinterliess  oder  diese  sich  verselb- 
ständigt hatten,  also  abgefunden,  ausgekauft  waren,  ganz  an 
sich  zu  ziehen.  In  schroffer  Weise  gibt  diesem  Zustand  der 
Engelberger  Hofrodel  Ausdruck,  indem  er  verfügt:  Das  gotz- 
hus  erbet  ouch  alle  die  an  liberben  sterbent,  es  sigen  frowen 
oder  man,  vnd  teilt  der  vatter  von  dem  sun,  und  stirbt  der 
vater,  so  erbt  inn  das  gotzhus,  stirbt  ovch  der  sun,  so  erbt 
inn  ovch  das  gotzhus'). 

Dieses  Recht  fand  später  darin  eine  Abschwächung, 
dass  der  Herr  nur  die  Fahrhabe  einzog,  der  Immobiliarnach- 
lass  dagegen  den  Verwandten,  den  nechsten  nachgeburen 
oder  den  fremden  zukam^). 

Ferner  finden  sich  Bestimmungen  zu  Gunsten  der  Witwe, 
die  oft  den  dritten  tail  des  varnden  guots  behalten  durfte 
und  nur  die  übrigen  ^3  an  den  Herrn  herauszugeben  hatte^). 


^)  Grimm  W.  I.,  pag^.  3. 

^)  Öffnung  von  Wagenhausen  b.  Grimm  W.  f.,  290:  Item  ob  ein  gottshaus 
mensch,  frou  oder  mann  stirbt,  ohne  ehehch  leibserben  und  mit  niemand  weder 
theil  noch  gemein  hat  noch  das  sein  nicht  verschafft  noch  vermacht  hat,  so 
soll  ein  herr  zu  Wagenh.  an  das  gottshauss  nemmen  die  fahrende  haab  und 
die  nächsten  erben  die  gelegen  güter. 

So  nach  der  Öffnung  v.  Appenzell  b.  Grimm  W.  I.,  190. 
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Von  grosser  Wichtigkeit  aber  für  die  Ausbildung  eines 
Erbrechts  der  Hörigen  war  die  Gestattung  der  Testaments- 
errichtung in  der  Form  der  Gemachte.  Die  Abfassung  der- 
selben erforderte  anfänglich  die  Zustimmung  des  Grundherrn 
und  nachherige  Bestätigung  durch  die  Hofgemeinde,  sowie 
das  Vorhandensein  gewisser  Körperkräfte,  so  z.  B.  die  Fähig- 
keit aufzustehen,  sich  anzukleiden  oder  an  stab,  an  stecken 
vngefuert  dry  schritt  für  das  tachtrouff  gan^).  Für  die  Er- 
richtung von  letzten  Willensverordnungen  in  Krankheit  oder 
zuo  bett  wurde  dagegen  von  den  Formvorschriften  Umgang 
genommen.  Es  genügten  einige  Zeugen  (dry  gotzhusmanen), 
jedoch  unter  der  Bedingung,  dass,  wenn  die  kranke  Person 
wider  ufif  vnd  zuo  gesundheit  kommt  es  nit  kraft  hat  vnd 
wil  si  dann,  das  es  krafft  hab,  mag  si  das  gemecht  fürer 
thuon  vor  eins  bropsts  stab'^). 

Da  den  Hörigen  nur  an  der  Fahrhabe  Eigentum  zu- 
kam, so  durften  sie  auch  nur  ir  fahrend  gut  geben,  wem  si 
wollten^),  über  die  Immobilien  mangelte  ihnen  die  Dis- 
positionsbefugnis. 

Während  in  den  ältesten  Zeiten  das  Erbrecht  des 
Grundherrn  ein  sehr  weitgehendes  war,  ging  die  Tendenz 
dahin,  jenen  immer  mehr  zurückzudrängen  und  statt  dessen 
die  Verwandten  zur  Erbfolge  gelangen  zu  lassen.  Dieses 
Bestreben  zeigte  sich,  wie  wir  gesehen,  schon  darin,  dass 
das  Grundstück  nicht  an  den  Herrn,  sondern  an  die  Geteilen, 
Freunde  oder  Nachbarn  fiel*).  Ferner  schlössen  die  Ge- 
schwister, Ascendenten  und  die  übrigen  Blutsverwandten, 
sofern  sie  in  ungeteilter  Gemeinschaft  beisammen  blieben, 
den  Herrn  von  der  Erbschaft  aus^).    EndUch  erhielten  auch 

^)  Öffnung  von  Embrach,  vide  Bluntschli  RG.  I.,  pag.  304. 

2)  Bluntschli,  1.  c. 

3)  Grimm  W.  I.,  13. 

^)  Öffnung  von  Kloten  be^  Bluntschli  RG.  L,  pag.  3 10.  Item  weller 
euch  gen  Zürich  an  das  frey  gotzhuss  gehört,  stürbe  der  ab  also,  dass  er  kein 
fründ  nit  hete,  der  inn  von  Sibschafft  wegen  erbte,  so  sol  Inn  doch  kein  herr 
nit  erben,  vnd  sol  Inn  der  nechst  nagebur  erben,  der  an  dasselb  gotzhuss  gehört. 

^)  Welhi  och  teil  vnd  gemein  mit  einander  band,  erbt  si  aber  der  herr 
nüt.  So  der  Hofrodel  zu  Altorf  b.  Grimm  W.  I.,  13.  Vergl.  Grimm  W.  I.,  22, 
!•)  33 :  so  söllen  syn  nechs  ien  erben,  die  genoss  sint,  ligendes  vnd  varendes  gut  erben. 
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die  Seitenverwandten  eine  Erbberechtigung,  die  nach  dem 
Hofrodel  von  Bubikon^)  bis  zum  vierten  Grad  reichte, 
während  der  Uber  mancip.  der  Fraumünsterabtei^)  bestimmt, 
dass  den  kinderlos  versterbenden  Hörigen  der  recht  vater- 
magen  und  erst  in  Ermangelung  desselben  das  Gotteshaus 
erben  solle. 

2.  Beim  Vorhandensein  von  Leibeserben,  Fall. 

Als  der  den  Hörigen  überlassene  Grundbesitz  sich  zu 
einem  erblichen  Recht  entwickelte,  galten  in  erster  Linie  als 
erbberechtigt  die  Deszendenten ,  auf  die  der  Nachlass  über- 
gehen sollte  vnz  das  nunde  güslecht^). 

Nun  dürfen  wir  aber  nicht  glauben,  dass  die  Nach- 
kommen die  ganze  Erbschaft  ungeschmälert  erhielten,  ohne 
dass  davon  dem  Grundherrn  sein  Tribut  geworden  wäre. 
Letzterer  bezog  sich  auf  die  Fahrhabe  und  bestand  nach 
dem  im  Niederdeutschen  geltenden  Erbteilungsrecht,  dem 
büteil,  darin,  dass  der  Herr  an  sich  ziehen  durfte  alles  vier- 
füssige  gut  zum  halben  theil*),  Heergewäte  und  Gerade  da- 
gegen ursprünglich  ganz,  bis  später  hier  zu  gunsten  der  Ver- 
wandten, besonders  der  Söhne  und  Töchter,  Beschränkungen 
eintraten. 

In  den  schweizerischen  Hofrechten  findet  sich  an  Stelle 
dieses  strengen  Büteilrechts  das  System  des  Falls  wonach 
der  Herr  statt  des  halben  Viehstandes  nur  noch  das  beste 


^)  Grimm  W.  I.,  pag.  68, 
2)  Grimm  W.  IV.,  pag.  331. 

^)  So  der  Hofrodel  von  Engelherg  b.  Grimm  W.  L,  2.    Bluntschli,  RG,  I., 
pag.  307,  versteht  gewiss  mit  Recht  unter  dem  9.  Geschlecht  nicht  eine  Grenz- 
bestimmiing  für  die  Erbfolge  der  Nachkommen,  sondern  fasst  es  auf  als  An- 
deutung eines  unumschränkten  Erbrechts  der  Deszendenten. 
Grimm  W.  III.,  pag.  103. 

^)  Eine  Definition  desselben  gibt  uns  das  Libell  des  Gotteshauses  im 
Hof  zu  Luzern  v.  Renw.  Cysat  in  der  Zeitschrift  für  Schweiz.  Recht,  a.  F.,  Bd.  16, 
pag.  15.  Darnach  versteht  man  unter  dem  Fall:  das  best  Haupt  Vieh,  das  der 
todt  Mensch,  ess  sey  Mann  oder  Frow,  so  von  dem  Gottshuss  Erb  hat,  hinter 
jhne  last,  ess  sey  Rooss  oder  Rind,  Genss,  Hüener  oder  welcher  Hand  vich 
er  hinter  jhme  last. 
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Stück  davon  zu  fordern  befugt  war.  An  dere  Bezeichnungen 
für  diese  Berechtigung  sind  Hauptrecht,  Hauptfall,  Vall, 
Sterbfall,  mortuarium,  Todfall. 

Die  Reihenfolge  der  fälligen  Haustiere  ist  oft  genau 
fixiert.  So  gibt  z.  B.  die  Öffnung  von  Würenlos  ^)  dem  Herrn 
von  Wettingen  das  Recht,  zuerst  das  beste  Rind  zu  nehmen; 
sind  keine  Rinder  vorhanden  so  sol  er  nemen  die  best  kuh, 
welcher  das  nit  hette,  das  best  schwin  und  endlich  das  best 
hun,  so  by  dem  hauen  sitzet.  Wer  ein  Besthaupt  zu  haben 
leugnete,  musste,  wenn  er  überführt  wurde,  jenes  und  dazu 
noch  das  zweitbeste  (sequens  Optimum)  als  Strafe  verabfolgen'^). 

Ueber  die  Rechtsnatur  des  Falls  herrscht  Streit,  was 
um  so  eher  zu  begreifen  ist,  als  sich  in  den  Weistümern 
hierüber  keine  einheitliche  Regelung  findet.  Die  ursprüng- 
liche Bedeutung  des  mortuarium  ist  jedenfalls  die  als  Ab- 
schwächung  des  büteils''^),  als  ein  Rest  des  dem  Herrn  zu- 
gestandenen Erbrechts  an  der  ganzen  Fahrhabe  seiner  Hörigen, 
als  Loskaufspreis  für  den  jenen  überlassenen  Nachlass.  Diese 
Auffassung  findet  auch  darin  ihre  Bestätigung,  dass  der  Fall 
anfänglich  von  der  Person  des  Unfreien  bezogen  wurde,  wie 
es  z.  B.  in  der  Öffnung  von  Nuheim  (Kt.  Zug)  heisst:  Wir 
sind  och  also  her  komen,  das  nieman  dem  gotzhus  vallen 
sol,  won  der  dez  gotzhus  eigen  ist,  vnd  vallend  von  dem 
libe,  vnd  nicht  von  dem  gute*). 

Bei  denjenigen  Unfreien  nun,  die  nicht  grundhörig 
also  nicht  vermitteltst  eines  Grundstückes  an  einen  Herrn 
gebunden  waren ,  vermochte  sich  die  persönliche  Fall- 
pflichtigkeit  bis  zur  Beseitigung  der  Leibeigenschaft  zu  erhalten. 
Bei  den  auf  einem  Gute  sitzenden  Grundhörigen  dagegen  trat 
nach  und  nach  an  Stelle  der  persönlichen  Abhängigkeit  eine  ding- 
liche und  damit  änderte  sich  auch  der  ursprüngliche  Charakter 
des  Falls.    Derselbe  wurde  jetzt  nicht  mehr  bezogen  von  der 


^)  Argovia,  Bd.  IV.,  pag.  258,  ebenso  pag.  267. 

^)  Solvunt  Vall,  sei  licet  optimura  caput  pecoriim  suorum,  et  quiciinque 
Optimum  denegaverit,  tenetur  illud  Optimum,  et  pro  pena  sequens  Optimum 
dare.  v.  Arx,  I.,  312. 

^)  Heusler  J.  L,  pag.  141. 

^)  Grimm  W.  I.,  pag.  816. 
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Person,  sondern  von  dem  Grundstück,  auf  das  diese  Abgabe 
als  Grundzins,  als  Reallast,  radiziert  ist.  Darnach  musste  jeder 
Inhaber  solcher  Hofgüter  die  aut  diesen  lastenden  Ver- 
pflichtungen erfüllen;  wer  also  vf  den  hüben  oder  schuppissen 
in  dem  dorf  ze  Boswil  sitzet,  der  sol  ze  fale  geben  daz 
best  hopt  an  eins 

Wer  mehrere  fällige  Güter  besass,  von  dem  nahm  nach 
seinem  Tode  in  Tettingen'^)  das  Gotteshaus  so  manchen 
Fall,  als  mang  schuppos  der  denne  inne  hat. 

Die  V erbindung  des  Falls  mit  dem  abgeleiteten  Besitz 
mochte  auch  dazu  beitragen,  dass  diese  Abgabe  oft  als  eine 
Art  Erschatz  betrachtet  und  mit  diesem  verwechselt  wurde 
Es  hatte  das  seinen  Grund  in  dem  äussern  Zusammentreffen 
der  Entrichtung  des  Falls  und  zugleich  des  Wiederempfanges 
des  Gutes  durch  die  Kinder,  die  beim  Antreten  der  Erbschaft 
oft  eine  solche  Abgabe,  Erschatz*)  genannt,  zu  bezahlen 
hatten^). 

Zugleich  mit  dem  Besthaupt  forderte  die  Grundherr- 
schaft nach  dem  Tode  ihrer  Hörigen  zuweilen  noch  den  Lass. 
Darunter  ist  nicht  bloss,  wie  Bluntschli^)  und  Blumer meinen, 
derjenige  Teil  der  Fahrhabe  zu  verstehen,  den  der  Herr  von 
Kindern  einer  Ungenossenehe  an  sich  zog,  sondern  Lass  be- 
zeichnet vielmehr  die  Kleider  der  Frau  wie  des  Mannes,  die 
der  Leibherr  als  Ueberrest  seiner  einstigen  Berechtigung  auf 
Heergewäte  und  Gerade  für  sich  in  Anspruch  zu  nehmen 
befugt  war.  Diese  Ansicht  Heuslers^)  wird  auch  durch 
unsere  Öffnungen  bestätigt.    So  spricht  z.  B.  diejenige  von 


1)  Ai-govia,  Bd.  IV.,  pag.  319. 
^)  Grimm  W.  I.,  pag.  302. 

^)  So  z.  B.  im  Hofrodel  von  Engelberg  b.  Grimm  W.  I.,  pag.  2,  ferner 
im  Hofrecht  v.  Weggis  b.  Grimm  W.  I.,  pag.  161  und  im  Dorfrecht  zu  Boswil: 
Argovia,  Bd.  IV.,  pag.  319:  Wenne  man  ouch  die  güter  gevallet ,  damit  sind 
sy  wider  enpfangen. 

^)  Vide  unten,  pag.  68. 

^)  Heusler  J.  I.,  pag.  141. 
RG.  I.,  pag.  192. 

^)  Staats-  und  Rechtsgesch  d.  schweizer.  Demokr.,  pag.  54. 

8)  J.  I.,  pag.  142. 
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Ermatingen sowohl  vom  besten  Gewand  des  Mannes  wie 
der  Frau  und  es  ist  daher  die  Unterscheidung,  die  von  Arx -) 
trifft,  indem  er  als  Geläss  die  Mannskleider  bezeichnet,  die 
Weiberkleider  aber  Gewandfall  nennt,  nicht  stichhaltig. 

Oft  trat  im  Bezug  von  Fall  und  Lass  eine  Teilung  ein: 
jenen  erhielt  der  Grundherr,  diesen  sein  Beamter,  der  Meyer, 
Keller  oder  Ammann 

Von  denjenigen,  die  keine  Güter  besassen,  sowie  von 
Frauen,  wurde  nur  der  Gewandfall  bezogen^).  Ausser  dem 
besten  Gewand,  als  welches  dasjenige  bezeichnet  wird,  mit 
dem  die  Verstorbenen  an  den  frytagen**),  den  dry^  hochziten®) 
zur  Kirche  oder  zue  hangerten')  oder  ze  märkt^)  gingen, 
nahm  der  Herr  aus  dem  Nachlass  der  Frau  zuweilen  noch 
ihr  Bett  mit  vier  Zöpfen^),  aber  nur  dann,  wenn  sie  aus- 
gesteuerte Töchter  hinterliess-^*^). 

Auch  beim  Lass  fand  oft  eine  Teilung  statt.  So  bezog 
z.  B.  der  Herr  von  Petershausen  von  verstorbenen  Frauen  in 
Wiesendangen das  best  bett  vnd  das  best  gewand,  daz  sy 
gehebt  hat,  mit  dem  gestüch,  vnd  nimpt  och  garn  vnd 
onzerschnitten  tuch,  der  Amptmann  dagegen  daz  obrest  best- 


^)  Item  waer  aber,  das  ain  rnan  abgieng  der  kain  kind  helt  den  oss 
beraittin  kint,  da  sol  ain  herr  von  Ow  zway  die  besten  gewand  nehmen,  die  er 
latt,  es  sigit  frowen  oder  man  .  .  .  Grimm  W.  I.,  pag.  240. 

^)  Geschichte  von  St.  Gallen,  Bd.  I.,  pag.  312. 

^)  Z.  B.  in  Laufen  ;  Grimm  W.  I.,  106:  so  sol  ainem  bischoff  ze  houptval 
werden  das  best  houpt ,  daz  derselb  man  nach  tod  vnder  sinem  vyh  denn 
gelassen  hat;  so  sol  ainem  keller  werden  der  best  mantel,  vnd  daz  gwand,  daz 
er  denn  an  den  hochzitlichen  tagen  ze  kilchen  vnder  sinem  mantel  getragen  hat, 
Ouch  sol  man  wüssen,  das  frowen  vnnd  man  die  des  gotzhuss  eigen 
sind  vnnd  weder  erb  noch  lechen  von  dem  gotzhuss  hannd ,  ze  fäl  geben 
sonnd  von  ir  lyb  das  best  gewannd  als  sy  ze  kilchen  vnnd  märkt  gennd. 
Grimm  W.  I.,  pag.  61. 

^)  Grimm  W.  I.,  pag.  262. 
^)  Grimm,  1.  c.  pag.  140. 
^)  Grimm,  1.  c.  pag.  262. 
®)  Argovia,  Bd.  IV.,  pag.  294. 
Argovia,  1.  c.  pag.  268. 
Argovia,  1.  c.  pag.  259. 
Grimm  W.  I.,  pag.  140. 
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tuch  vnd  zwen  schuch.  In  Ermatingen  ^)  erhielt  der  Herr 
von  0\v  zway  die  besten  gewand  die  sy  Hess,  darnach  nimpt 
ain  keller  als  das  gewand,  das  sy  lat,  vss  genumen  gürttel- 
gewand,  düicher,  hendschuch  vnd  was  gefalten  ist  von  linin- 
tuch,  das  wirt  ainem  waibel. 

Befreit  von  der  lästigen  Fallpflicht  waren  einige  Gottes- 
haiisleute  wie  z.  B.  die  Regler^).  Das  Gleiche  gilt  von  den 
Hörigen  des  Stiftes  Embrach,  wenn  deren  Nachlass  an  Ge- 
nossen fiel.  Hinterliessen  sie  aber  Erben,  die  inen  nit  genoss 
noch  der  stifft  mit  eigenschafft  verwandt  werend,  so  mussten 
sich  auch  diese  dem  Fall  unterziehen^). 

Von  der  Regelung  der  Fallpflicht  bei  den  ungeteilten 
Gemeinschaften,  wo  das  Besthaupt  nur  nach  dem  Tode  des 
die  Gemeinschaft  vertretenden  Hauptes,  von  den  einzelnen 
Genossen  dagegen  erst,  nachdem  sie  durch  separierte 
Oekonomie  zur  Selbständigkeit  gelangt  waren,  bezogen 
wurde,  haben  wir  schon  früher  gesprochen^). 

3.  Beerbung  von  unehelichen  Hörigen.  Hage^ 
stolzen,  Landzüglinge. 

Zur  Eingehung  einer  Ehe  war  von  alters  her  die  Beob- 
achtung gewisser  Formen  vorgeschrieben  und  das  Ausser- 
achtlassen  derselben  mit  schweren  Nachteilen  bedroht.  Wir 
erinnern  nur  an  die  Ungenossenehen,  wobei  die  Kinder  nicht 
dem  Stande  des  Vaters,  sondern  dem  der  Mutter  folgten. 
Ebenso  begründete  die  aussereheliche  Zeugung  kein  famiUen- 
rechtliches  Verhältnis  zwischen  dem  Kinde  und  seinen  Eltern; 
es  galt  nicht  als  Rechtsgenosse,  war  niemanden  standesgleich, 
rechtlos,  ehrlos*^).  Das  alles  hatte  zur  Folge,  dass  die 
bastarde,  ledigen  Kinder,  oder  wie  man  die  Unehelichen 
sonst  nannte,  von  der  Beerbung  ihrer  Eltern  ausgeschlossen 


')  Grimm,  1.  c.  pag.  240. 
^)  Vide  oben  pag.  36. 
^)  Grimm  W.  I.,  pag.  i  i  5. 
^)  Vide  oben  pag.  52. 

^)  Schwb.-Spiegel  c.  38,  edit.  Wackernagel:  die  unehlich  geboren  sint  — 
die  sint  alle  rechtlos. 
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waren  und  umgekehrt  auch  diese  keine  Erbberechtigung  am 
Vermögen  des  ausserehelich  Erzeugten  besassen.  An  ihre 
Stelle  trat  der  Grundherr,  der  Graf,  Landesherr,  später  der 
Fiskus.  Das  Hofrecht  von  Muri  verfügt  in  dieser  Beziehung: 
Wo  wib  oder  man  stirbet,  die  dez  gotzhuses  eigen  sind  vnd 
nit  elich  sint  noch  nit  eUcher  liberben  hand,  die  erbet  dz 
gotzhus 

Ueberau  aber  fand  das  Erbrecht  des  Grundherrn  darin  eine 
Beschränkung,  dass  die  ehelichen  Nachkommen  (liberben)  Un- 
ehelicher in  die  Verlassenschaft  ihrer  Eltern  succedieren  durften. 
Nach  einer  Urkunde  vom  26.  Januar  13  18  wird  dies  auch  den 
Eltern  oder  der  nächsten  Verwandtschaft  väterHcher  Linie 
gegenüber  dem  Unehelichen  gestattet^).  Lange  dagegen 
erhielt  sich  der  Ausschluss  der  Erbberechtigang  ehelicher 
Nachkommen  in  den  Nachlass  ihrer  Grosseltern  oder  sonstigen 
durch  die  uneheliche  Zeugung  vermittelte  Verwandtschaft, 
bis  auch  hier  allmählich  mildere  Grundsätze  eingriffen. 

Als  unehelich  bezeichnet  von  Arx^)  auch  die  Hagestolzen, 
da  darunter  in  St.  gallischen  Urkunden  nicht  ledige  Personen, 
sondern  Kinder  der  Ledigen,  also  Unehliche  zu  verstehen 
seien,  bei  deren  Tod  der  Grundherr  ihr  bewegliches  und 
unbewegliches  Vermögen  an  sich  zog.  Diese  Auffassung 
mag  nun  wohl  für  die  spätere  Zeit,  als  man  anfing,  das  Recht 
des  Herrn  auf  den  Nachlass  der  Hagestolzen  auch  auf  die 
Kinder  lediger  Leute  auszudehnen,  richtig  sein,  die  ursprüng- 
liche Bedeutung  des  Wortes  ist  es  aber  nicht. 

Unter  einem  Hagestolzen"^)  verstand  man  anfänglich 
nichts  anderes  als  einen  „Hagbesitzer",  denjenigen,  der  inner- 
halb eines  Hages,  einer  Einzäunung,  ansässig  war,  der  nur 
eine  Stelle,  kein  Hofgut  besass.  Hagestald  konnte  demnach 
sein  z.  B.  ein  Schäfer,   der  mit  Erlaubnis  des   Herrn  auf 


^)  Argovia,  Bd.  IV.,  pag.  294.    Vergl.  Grimm  W.  I.,  pag.  21,  151,  204; 
IV.,  316. 

Oechsli :  Die  Anf,  d.  schw.  Eidgenoss.  Regesten,  Nr.  581. 
3)  Gesch.  d.  Kant.  St.  Gallen,  Bd.  H.,  pag.  165. 

Das  Wort  ist  zusammengesetzt  aus:  haga  =  Gehege  -j-  staldan  = 
besitzen.  Vergl.  W.  v.  Briinneck,  „Zur  Gescliichte  des  Hagestolzenrechts"  in  d. 
Zeitschr,  der  Savigny-Stiftung,  Bd.  22,  pag.  22  ff. 
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dessen  Hof  oder  Feld  innerhalb  einer  Einfriedung  seine  Heerde 
unterbrachte,  oder  ebensogut  ein  Ritter,  dem  zur  Aufbe- 
wahrung seiner  Utensilien,  seiner  Rüstung,  ein  Gemach,  ein 
Zimmer,  zur  Verfügung  stand.  Weil  nun  diese  „Hagbesitzer" 
nur  einen  beschränkten  Raum  hatten,  um  sich,  ihre  Haus- 
tiere oder  was  sie  sonst  an  Fahrnis  besassen,  unterzubringen, 
nicht  aber  ein  Haus  oder  einen  Hof  zu  ihrem  Besitztum 
zählten,  also  keinen  Platz  fanden,  falls  sie  heiraten  wollten, 
für  Frau  und  Kinder,  wurde  die  Bedeutung  des  Wortes 
später  auf  unverheiratete  Leute  beschränkt. 

Nach  einem  Weistum  vom  25.  Mai  1388  über  die  Rechte 
des  Abtes  und  Klosters  St.  Gallen  beim  Tod  lediger  Hof- 
angehörigen zu  Bernang^)  sollte  der  Begriff  des  Hagestolzen 
nur  für  solche  ledige  Personen  beiderlei  Geschlechts  An- 
wendung finden,  die  sich  mit  ihren  Geschwistern  auseinander- 
gesetzt und  das  Vater-  oder  Muttererbe  mit  ihnen  geteilt 
hatten.  Allein  für  die  spätere  Zeit  scheint  mir  diese  Auf- 
fassung nicht  passend.  Wie  wir  nämlich  bereits  wissen, 
musste  nach  Aufhebung  einer  ungeteilten  Gemeinderschaft 
jeder  selbständig  gewordene  Genosse  den  Fall  entrichten. 
Nun  verfügt  aber  die  Öffnung  von  Ermatingen;  waer  och, 
das  ain  Hagstoltz  abgieng,  es  sig  knaben  oder  dochttren  so 
sol  ain  herr  weder  vael  noch  gelaess  nehmen^].  Wir  kommen 
daher  mit  Maurer^)  eher  zu  der  entgegengesetzten  Ansicht, 
dass  Hagestolzen  solche  Personen  waren,  die  unverheiratet, 
ohne  Hofgüter  zu  besitzen,  noch  in  Gemeinschaft  mit  ihren 
Eltern  oder  Geschwistern ,  oder  unter  fremden  Leuten  als 
dienende  Knechte  oder  Mägde  lebten. 

Der  Begriff  der  Grundhörigkeit  findet  daher  auf  sie  keine 
Anwendung.  Ueber  nicht  in  einen  Hofverband  gehörende 
Güter,  deren  Erwerb  dem  Hagestolzen  nicht  verboten  war, 
verfügte  er  nach  freiem  Ermessen  und  nur  das  Recht  auf 
die  Fahrhabe  nach  synem  abgang  sollte  seinem  Leibherrn 
vorbehalten  bleiben*). 

^)  W.  V.  Brünneck,  1.  c.  pag.  6. 

^)  Grimm  W.  I.,  pag.  240.    Vergl.  auch  I.,  33. 

^)  Maurer,  Gesch.  d.  Fronhöfe,  Band  IV.,  pag.  32  ff. 

*)  Grimm  W.  I.,  pag.  294. 
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Einer  ähnlichen  Behandlung  wie  die  Unehelichen  unter- 
lagen die  lantzüglinge,  einzüglinge  oder  einseller,  wie  sie  im 
Hofrecht  von  Rieden')  auch  genannt  werden.  Es  waren  dies 
Leute,  die  zuweilen  auf  den  Höfen  eintrafen  und  sich  dort 
vorübergehend  aufhielten.  Fast  überall  genossen  sie  Frei- 
zügigkeit, unterlagen  dagegen  der  Fallpflicht  und  wenn  sie 
ohne  Leibeserben  starben,  beerbte  sie  der  Herr,  auf  dessen 
Gebiet  sie  ihren  Aufenthalt  genommen  und  dem  diese  froemd 
kommner  lütten^)  mit  lip  ond  gut  angehörten^).  Der  Erwerb 
von  Hofgütern  wurde  ihnen  des  nachjagenden  Herrn  wegen 
oft  erst  nach  Jahr  und  Tag  erlaubt,  dann  aber  zugleich  die 
Ableistung  des  Huldigungseides^)  zur  Pflicht  gemacht. 


V.  Sachenrecht. 

Wenn  wir  in  unserer  Abhandlung  zuerst  die  personen- 
und  familienrechtlichen  Verhältnisse  der  Hörigen  ins  Auge 
fassten  und  erst  an  dieser  Stelle  auf  das  Sachenrecht  zu 
sprechen  kommen,  so  findet  dieses  Vorgehen  darin  eine 
Rechtfertigung,  weil  bei  der  Hörigkeit  ursprünglich  das  per- 
sönliche Moment  durchaus  im  Vordergrund  stand  und  erst 
später  seit  Ausbildung  des  Hofrechts  und  Radizierung  der 
auf  der  Person  lastenden  Verpflichtung  auf  das  Grundstück 
mehr  eine  dingliche  Gestaltung  annahm. 

Im  Folgenden  behandeln  wir  nun  in  übersichtlicher  Dar- 
stellung die  Grundbesitzverhältnisse  der  Hörigen,  ihre  Dis- 
positionsfähigkeit über  die  Hofgüter,  ihre  Anteilsberechtigung 
am  Gemeinland,  die  von  ihnen  zu  leistenden  Abgaben  und 
Dienste  und  endlich  ihre  freie  Veriügungsbefugnis  über  die 
MobiHen. 


')  Grimm  W.  IV".,  pag.  327:  quiübet  adveiia,  dictas  vulgariter  einseller. 
-)  Grimm  W.  IV.,  pag.  316. 

Grimm  W.  L,  pag.  82,  87. 

Grimm  W.  I.,  pag.  3. 
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1.  Grundbesitzverhältnisse. 

a.  Im  allgemeinen. 

Mit  dem  Begriff  der  Grandhörigkeit  unzertrennlich  ver- 
bunden ist  der  Besitz  von  Grund  und  Boden.  Als  teilbare 
Sache  einer  weitgehenden  Zerstückelung  fähig,  finden  sich 
für  die  einzelnen  Parzellen  je  nach  ihrer  Grösse  verschiedene 
Bezeichnungen,  die,  weil  in  den  Urkunden  und  Offnungen 
sehr  oft  wiederkehrend,  eine  kurze  Besprechung  finden  mögen. 

Von  dem  Salland,  der  terra  salica^),  abgesehen,  gehörten 
zu  einer  Grundherrschaft,  einem  Hof  (curtis) ,  die  zur  Be- 
bauung ausgegebenen  Güter,  die  Huben,  Schupossen,  Wech- 
tage  etc. 

Die  Hube,  huba,  hnoba,  umfasste  einen  Landkomplex, 
dessen  Grösse  in  Alamannien  zirka  40  Jucharten^)  betragen 
mochte^).  Ein  einheitliches  Mass  für  dieselbe  findet  sich 
jedoch  nicht  und  es  lässt  sich  hierüber  auch  keine  allgemeine 
Regel  aufstellen,  da  der  Umfang  der  Hube  nach  den  einzelnen 
Gebieten  variiert. 

Im  weitern  Sinne  gehörten  zu  einer  Hube  oder  einem 
Mansus  sämtliche  Rechte  des  einzelnen  an  Grund  und  Boden, 
also  ausser  der  eingezäunten  Hofstätte  mit  dem  Garten,  die 
Ackerfelder  in  jeder  Gewanne  und  das  Nutzungsrecht  an 
der  gemeinen  Mark*). 

Ueber  die  Berechtigung  zur  Innehabung  von  Huben 
gehen   die   Ansichten   auseinander.     Während  Waitz'^)  die 


^)  Vide  oben  pag-.  19  f. 

2)  von  Aix,  Gesch.  d.  Kant.  St.  Gallen,  Bd.  I.,  pag-.  156:  Hoba  hoc  est 
40  jugera. 

^)  Die  Jachart  (jugerum,  Morgen,  Tagwerk)  bildete  eine  Ackerfläche, 
die  an  einem  Tage  mit  dem  Pfluge  bearbeitet  werden  konnte.  Das  Mattland 
berechnete  man  nach  Mannwerchen,  ebenfalls  eine  veränderliche  Grösse,  bald 
ein  Stück  Wiese  darstellend,  das  ein  Mann  an  einem  Tag  mit  der  Sense  mäht, 
bald  kleiner,  bald  grösser  als  die  Juchart.    Vide  Gfrd.,  Bd.  34,  pag.  344. 

^)  Vergl.  die  in  den  Uebertragungen  von  Grundstücken  stets  wieder- 
kehrende Formel:  cum  casa,  curte  clausa,  cum  domibus,  edificiis  (das  Gehöft 
im  Dorf  mit  Nebengebäuden),  cum  campis,  agris  (Ackerland),  silvis,  pratis, 
pascuis  (Anteil  an  der  Gemeinmark). 

^)  Waitz:  „Ueber  die  altdeutsche  Hufe",  pag.  40  f. 
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Meinung  vertritt,  dass  ursprünglich  jeder  freie  Mann  eine 
Hufe  besessen,  steht  Caro^)  gerade  auf  dem  entgegenge- 
setzten Standpunkt  und  betrachtet  sie  als  Bestandteil  der 
grundherrlichen  Wirtschaftsorganisation,  als  ein  Stück  Land 
von  bestimmter  Masseinheit,  das  sich  nur  im  Besitz  von  Un- 
freien oder  abhängigen  Bebauern  befinden  konnte.  Schröder 
endHch^)  glaubt,  die  Hörigen  hätten,  wie  ihnen  ja  auch  nur 
das  halbe  Wergeid  zukam,  nur  halbe  Hufen  besessen. 

Ohne  auf  dieseBehauptungen  näher  einzutreten,  was  auch 
nicht  zu  unserer  Aufgabe  gehört,  genügt  für  uns  zu  wissen, 
dass  sich  die  Hörigen  im  Besitz  von  Hufen  befanden  und 
davon  entsprechende  Grundzinse,  z.  B.  in  Neukilch^)  von  den 
dortigen  neun  Huben  neun  Schweine  an  den  Grundherrn  be- 
zahlten^). - 

Häufiger  als  den  Huben  und  Mansen  begegnen  wir  in  den 
Quellen  den  Schupossen,  Schupissen,  scopozae  etc.^),  kleinere 
Bauerngüter,  höchstens  halb  so  gross  wie  die  Huben,  dem  ent- 
sprechend aber  auch  nur  mit  der  halben  Allmendberechtigung 
versehen  und  mit  geringem  Abgaben  belastet.  So  musste  in 
Kickenbach^)  der  Besitzer  einer  Hube  zwo  vesengarben  und 
zwo  habergarben,  der  Inhaber  einer  Schuposse  dagegen  nur 
je  eine  abliefern;  in  Laufen"^)  gehörten  zu  einer  hub  iiij 
füder  holtzrecht  vnd  zü  ainer  schüpos  zway.  Nach  dem 
Feudenbuch  des  Stiftes  Beromünster^)  betrug  die  Grösse  der 
Schuposse  sogar  nur  Y4  der  Hube.  In  den  zu  St.  Urban 
gehörenden  Besitzungen  zu  Roggwil  bestand  jede  der  72 


^)  Studien  zu  den  älteren  St.  Galler  Urkunden,  pag.  485. 
^)  Lehrbuch  der  deutschen  Rechtsgeschichte,  pag.  57,  203. 
^)  Grimm  W.  I.,  pag.  292. 

*)  Den  Huben  an  Grösse  ziemlich  gleich  kamen  die  agri  oder  mansus 
lunatici  (lunares).  Man  verstand  darunter  Heimwesen,  die  in  einem  Monat  mit 
einem  Gespann  umgepflügt  werden  konnten:  lunaricum  est  modum  agri  quantum 
quis  arare  potest  per  mensem  lunarem.    Segesser,  RG.,  Bd.  I.,  pag.  728. 

^)  Daher  die  Bezeichnung  der  Inhaber  als  Schupposser,  Schupisser, 
woraus  der  heutige  Geschlechtsname  „Suppiger"  stammt,  wie  aus  den  Besitzern 
einer  Hube,  den  hobarii,  die  „Huber"  hervorgingen. 

^)  Grimm  W.  I.,  pag.  214. 

^)  Grimm  W.  I.,  pag.  107. 

8)  Gfrd.,  Bd.  XXXIV.,  pag.  344 
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Schupossen  aus  einem  Haus,  9  Aeckern  und  3  Wiesen^), 
also  aus  12  Jucharten^). 

Im  Lande  Glarus  führten  gewisse  Grundstücke  die  Namen 
Wechtage  und  Frischlinge ,  so  genannt  nach  der  Art  der 
auf  den  Gütern  lastenden  Verpflichtungen^). 

Nachdem  wir  so  mit  den  in  alamannischen  Gegenden 
gebräuchlichsten  Benennungen  und  Grössenmassen  der  den 
Hörigen  überlassenen  Grundstücke  bekannt  geworden,  folgen 
wir  jenen  in  der  ihnen  über  den  abgeleiteten  Besitz  zu- 
stehenden Verfügungsgewalt. 

b.  Veräusserung  und  Erwerb  der  Hofgüter  (Erschatz). 

Wir  haben  schon  früher  darauf  hingewiesen,  dass  die 
den  Grundhörigen  überlassenen  Güter  sich  allmählich  zu 
einem  erblichen  Besitztum  verwandelten.  Hand  in  Hand  mit 
dem  Recht  der  Vererbung  von  Grund  und  Boden  sogar  auf 
die  Seitenverwandten  ging  die  Befugnis  der  Hörigen ,  den- 
selben unter  Lebenden  zu  veräussern,  immerhin  aber  nur 
unter  Beobachtung  gewisser  Vorschriften,  bei  deren  Ausser- 
achtlassung  das  Geschäft  nichtig  sein,  weder  craft  noch  macht 
haben  sollte^). 

Der  Verkauf  galt  dann  als  rechtsgültig,  wenn  er  geschah 
unter  Mitwirkung  des  gotzhuses  hand  vor  dem  grundherr- 
lichen Richter.  So  bestimmt  die  Öffnung  von  Muri^)  und 
mit  ihr  übereinstimmend  beinahe  alle  Hofrechte:  des  gotz- 


^)  Kopp,  Geschichte  der  eidgenössischen  Bünde.  Bd.  IL,  pag.  529. 
Grimm  W.  I.,  pag.  177. 

^)  Ein  obrigkeitUcher  Entscheid  in  Luzern  setzte  im  Jahre  1580  das 
Mass  der  Schuposse  auf  sechs  Jucharten  Acker-  und  vier  Jucharten  Mattland 
fest.    Segesser,  RG.  I.,  pag.  30. 

^)  Unter  Wechtagen  verstand  man  ursprünglich  zinspflichtige  Güter, 
deren  Inhaber  Fronden,  und  unter  den  Frischlingen  diejenigen,  deren  Besitzer 
Frischlinge  (junge  Schweine,  Ferkel)  zu  leisten  hatten.  Vide  Gottfr.  Heer,  Gesch. 
des  Kantons  Glarus,  pag.  15. 

Grimm  W.  I.,  pag.  177.  Das  Hofrecht  von  Weggis  verpflichtete  sogar 
den  das  Verbot  übertretenden  Verkäufer,  den  Fall  zu  leisten,  wie  wenn  er  tot 
wäre:  wer  sin  erb  verkoft,  das  er  nut  me  gotzhusgut  in  dem  hof  het,  der  sol 
ein  val  geben  ze  glicher  wis  als  ob  er  tod  wer.    Grimm  W.  I.,  pag.  I-62. 

^)  Argovia,  Bd.  IV.,  pag.  293.    Vergl.  Grimm  W.  I.,  16,  45,  57  etc. 
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huses  eigen  vnd  des  mannes  erb  mag  nieman  gewinnen  noch 
verlieren,  wan  ze  Mure  in  den  gedingen. 

Aus  der  Notwendigkeit,  den  Fronhofherrn  oder  seinen 
Beamten  zuerst  um  die  Zustimmung  zum  Verkauf  anzugehen, 
entwickelte  sich  das  Vorkaufsrecht  des  Grundherrn,  das 
darin  bestand,  dass  jenem  oder  seinem  Stellvertreter  das  zu 
verkaufende  Gut  vom  Verkäufer  zuerst  angeboten  werden 
musste^).  Aber  nicht  immer  erscheint  der  Grundherr  als  in 
erster  Linie  vorkaufsberechtigt;  in  vielen  Hofrechten  finden 
wir  an  dessen  Stelle  die  nächsten  Erben  oder  Freunde^). 
Oft  gehen  diesen  die  Geteilen,  d.  h.  diejenigen  vor^),  welche 
Teilstücke  besitzen,  die  vorher  mit  dem  zu  veräussernden 
Gut  einen  zusammenhängenden  Komplex  gebildet  haben. 
Endlich  kommt  auch  den  übrigen  Hörigen  derselben  Grund- 
herrschaft ein  Vorkaufsrecht  zu  und  erst,  wenn  auch  diese 
den  angebotenen  Kauf  ausgeschlagen,  dürfen  die  Hofgüter 
an  Fremde,  in  die  wittreitte,  veräussert  werden^). 

Die  Uebergehung  einer  von  diesen  zum  Verkauf  be- 
rechtigten Personen  hatte  zur  Folge,  dass  dieselbe  das  ver- 
äusserte Gut  innert  bestimmter  Frist  an  sich  ziehen  konnte 
(sog.  Retrakt  —  Zugrecht),  wobei  der  Käufer  meist  den 
Kaufpreis  voll  zurückerhielt^). 

Endlich  durfte  die  Veräusserung,  wenn  auch  in  rechts- 
gültiger Weise  vorgenommen,  doch  der  Grundherrschaft 
keinen  Schaden  bringen,  sie  sollte  geschehen  ainem  herren 
vnd  gotzhus  an  allen  iren  rechten  onschädUch^). 


^)  Grimm  W.  I.,  pag-.  141  :  Welcher  och  gotzhus  gueter  wölte  verkoffen 
der  sol  die  ainem  heren  des  ersten  vail  bietten.    Ebenso  Grimm  W.  I.,  pag.  158. 

^)  Hofrecht  von  Altorf:  Wirt  einem  ein  gut  veil  der  sol  das  sinem 
nechsten  fründt  erbieten.  Grimm  W.  I.,  pag.  15.  Die  Erben  erscheinen  an 
erster  Stelle  in  dem  Hofrechte  zu  Meggen  (Grimm  W.  L,  165)  und  in  dem 
zu  Tannegg  und  Fischingen.    (Grimm,  1.  c.  pag.  276  f). 

^)  Grimm  W.  I.,  pag.  25,  35,  46,  69;  IV.,  373  etc. 

Grimm  W.  I.,  pag.  46,  277;  TV.,  373  :  wellent  die  nut  kooffen,  so  mag 
ers  in  die  witt  reiti  geben,  vnd  sol  ers  vertigen  mit  siner  band  vnd  mit  siner 
kinde  an  aines  kellers  ald  eins  meigers  bände  .  .  . 
^)  Grimm  W.  I,,  pag.  106,  148. 

^)  Öffnung  von  Wiesendangen  bei  Grimm  W.  I.,  pag.  141. 
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Was  den  Erwerb  von  Hofgütern  betrifft,  so  galt  nach 
vielen  Offnungen  die  Bestimmung,  dass  nur  der  hörige  Ge- 
nosse solche  innehaben  konnte.  Der  ungenosse  Käufer^)  musste 
sich  daher  in  den  Hofverband  aufnehmen  lassen,  oder  wie 
der  Hofrodel  von  Einsiedeln  vorschrieb ,  in  die  wallstatt 
ziehen  vnd  mit  dem  synen  vff  dem  gut  blyben^). 

Der  Besitzwechsel  vollzog  sich  in  den  meisten  Fällen 
durch  eine  Belehnung  mit  dem  Gut,  eine  emphahung  desselben 
vor  dem  Grundherrn  oder  dessen  Beamten  im  Hofgericht. 
Kam  jemand  dieser  Formalität  innerhalb  bestimmter  Frist, 
der  Erbe  nach  der  Appenzeller  Öffnung^)  innert  den  nähsten 
siben  nahten,  der  Käufer  eines  Gutes  binnen  Jahr  und  Tag 
nicht  nach,  liess  er  also  das  Grundstück  ungefertigt,  so  fiel 
dasselbe  dem  Grundherrn  anheim^). 

Ausserdem  war  der  Güterwechsel  stets  verbunden  mit 
der  Leistung  einer  Abgabe  von  seite  des  neuen  Erwerbers 
an  den  Eigentumsherrn,  die  unter  dem  Namen  Erschatz^), 
Handlohn,  Weinkauf  etc.  bekannt  ist.    Derselbe  bestand  ent- 


^)  Es  gab  somit  ausser  Ungenossenehen  auch  ungenosse  Käufer  und 
Erben.  Eine  Definition  dieser  Ungenossame  findet  sich  im  Libell  des  Gottes- 
hauses im  Hof  zu  Luzern,  von  Renw.  Cysat  in  Zeitschrift  für  schweizer.  Recht, 
a.  f.,  Bd.  i6,  pag.  Ii:  Ungenossame  ist  nut  anders,  dann  ein  Mangel  der 
Gerechtigkeit  Gottshuss  Gütheren  beyde  zu  erben  und  zu  kouffen,  also  und 
dergestalten ,  welcher  disse  Gerechtigkeit  nit  hat,  so  ist  er  Gotshuss  Güether 
weder  zu  erljen  noch  zu  kouffen  fähig,  bis  er  dieselbige  überkomt  welches 
dann  beschicht,  wie  in  dem  folgenten  Punctii  begriffen  ist. 

^)  Grimm  W.  I.,  pag.  158. 
Grimm  W.  I.,  pag.  189. 

^)  Grimm,  1,  c.  pag.  15  I  :  och  sol  man  wissen,  wer  gut  in  koffes  wis 
inne  hat  jar  vnd  tag  vngevertiget,  das  ist  ouch  dem  gotzhus  lidig.  Vergl.  Grimm, 
I.  c.  pag.  162. 

^)  Ueber  die  etymologische  Bedeutung  dieses  Wortes  verweisen  wir  auf 
eine  Abhandlung  von  Dr.  J.  L.  Brandstetter  im  Gfrd.,  Bd.  XXXV.,  pag.  285. 
Darnach  ist  die  Ableitung  des  Wortes  von  „her",  ebenso  die  von  „Erbschatz" 
unhalt1)ar.  Der  erste  Bestandteil  „er"  in  Erschatz  stammt  nach  Brandstetter 
vom  sansk.  esha,  lat.  aestimare,  ahd.  era  etc.  im  aktiven  Sinne  Ehrerbietung,  im 
passiven  Ansehen,  fürstliche  Macht,  Gewalt  des  Gebieters  zum  Ausdruck  bringend 
und  noch  im  Dialekt  als  „Verehrig"  (Geschenk)  erhalten.  Den  zweiten  Teil 
„schätz"  leitet  Brandstetter  in  Uebereinstimmung  damit,  weil  der  Erschatz  meist 
in  Geld  zu  leisten  war,  her  vom  got. :  skatts  (Geld,  Geldmünze)  etc. 
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weder  in  Geld  oder  in  Naturalien.    Nach  dem  Hofrecht  zu 
Erlenbach  ')  betrug  der  erschatz  zwen  wisz  hentschen  oder  aber 
ein  köpf  wins  des  besten  so  feil  ist  in  dem  hof  zuo  E. 
Oft  erhielten  auch  die  Fronhofbeamten,  der  Meyer,  Keller, 
Bannwart  bei  der  Handänderung  eine  kleine  Geldsumme^). 

Da  den  Hörigen,  wie  uns  bekannt,  im  Laufe  der  Zeit  eine 
Erbberechtigung,  sowie  Veräusserungsbefugnis  zukam,  durfte 
ihnen  auch,  wenn  sie  den  vorgeschriebenen  Verpflichtungen 
nachkamen,  die  Belehnung  mit  dem  erworbenen  Gute  nicht 
willkürlich  versagt  werden.  Geschah  letzteres  doch,  so  konnten 
sie  sich  dadurch  helfen,  dass  sie  die  schuldige  Summe  auf 
den  „Fronaltar"  ^)  legten  oder  dem  Grundherrn  den  Weinkauf 
auf  den  Tisch  stellten  und  damit  das  gotzhusgut  empfingen 

c.  Teilungsbeschränkung  (Einzinserei,  Tragerei). 

Wie  die  Veräusserung,  so  unterlag  auch  die  Teilung 
der  Hofgüter  gewissen  Beschränkungen.  Nach  altem  Her- 
kommen^) sollten  diese  ein  einheitliches,  zusammenhängendes 
Ganzes  bilden,  das  niemand  teilen  noch  verändern  noch  ver- 
khaufifen  noch  versetzen  durfte,  den  mit  ains  herren  von  Ow 
vnd  ains  kellers  gunst  vnd  willen 

Wenn  nun  aber  zufolge  Erlangung  des  grundherrlichen 
Konsenses  eine  Teilung  erfolgte,  wurde  jede  Parzelle  ein 
selbständiges  Ganzes,  dessen  Inhaber  um  die  Belehnung  nach- 


1)  Grimm  W.  IV.,  pag.  335. 

2)  Vergl.  Grimm  W.  IV.,  329,  347. 

^)  Grimm,  W.  IV.,  pag.  360:  Vnnd  so  mann  denne  das  erbe  denn  erbenn, 
lychett,  so  sol  mann  gäbenn  dem  keiner  I  ß,  dem  meyer  I  ß,  dem  bannwartt 

Aß  ...  . 

*)  Hofrecht  zu  Emmen,  Grimm  W.  I.,  pag.  167. 

^)  Öffnung  von  Petershausen  und  Langslacht :  Item  wenn  ainer  ain 
gotzhusgut  empfähen  wil  von  ainem  hern  von  Petershusen,  so  sol  er  in  vmb 
solichs  ervordern,  vnd  ob  ain  herr  von  Petershusen  ainem  lyhen  versagte,  so 
mag  ain  gotzhusmentsch  ain  viertal  des  besten  lantwins  so  man  denn  zumal 
zu  Costentz  schenkt  vngevärlich  ainem  hern  von  Petershusen  of  den  tisch  stellen, 
vnd  sol  das  lehen  damit  empfangen  haben.    Grimm  W.  I.,  246. 

^)  Secundum  consuetudinem  curtis,  wie  es  in  einer  Urkunde  vom  Jahre 
1368  heisst.    Vide  Kindlinger:  Geschichte  der  deutschen  Hörigkeit,  pag.  472. 

^)  Öffnung  z.  Langenerchingen,  Grimm  W.  I.,  270.    Ebenso  I.,  254. 
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suchen  und  Abgaben  leisten  musste  Allein  die  ursprüng- 
liche Zusammengehörigkeit  der  Teilstücke  machte  sich  doch 
auch  nach  der  Teilung  noch  bemerkbar.  Das  zeigte  sich  in 
dem  sogen.  Gespildenrecht,  wonach  bei  Veräusserung  eines 
Gutsteiles  derselbe  zuerst  den  Teilgenossen,  Geteilen,  ange- 
boten werden  musste,  sowie  darin,  dass  die  Inhaber  der  ab- 
getrennten Komplexe  unter  sich  einen  Verband  bildeten,  eine 
Zinsgenossenschaft  mit  solidarischer  Haftung,  gemäss  welcher 
sich  der  Grundherr  an  jeden  einzelnen  Genossen  halten 
konnte,  bis  er  für  seine  ganze  Forderung  bezahlt  war  2). 

Dieses  Institut,  Einzinserei  geheissen,  stand  häufig  in 
Verbindung  mit  der  Bestellung  eines  eigenen  Zinstragers.  Als 
solcher  erscheint  in  den  schweizerischen  Öffnungen  zumeist 
ein  Teilgenosse,  der  von  den  übrigen  mit  diesem  Amte  betraut 
wird^),  oft  ist  es  der  Inhaber  des  grössten  Teilstückes*). 

Die  Tragerei  war  für  den  Grundherrn  wie  für  die  Be- 
sitzer der  Teilstücke  sehr  bequem.  Statt  bei  jedem  einzelnen 
die  Raten  einzuziehen,  besorgte  dieses  Geschäft  der  Trager. 
Selbst  auch  Einzinser,  haftete  er  zunächst  persönlich  für  seine 
Quote  und  für  diejenigen  der  übrigen  Mitzinser  subsidiär. 
Kam  er  in  die  Lage,  die  ganze  Summe  bezahlen  zu  müssen, 
so  trat  er  in  die  Rechte  des  Kreditors  ein  und  erhielt  Regress 
gegen  die  übrigen  Schuldner,  indem  ihm  das  Recht  behalten 
blieb  zuo  den  anderen  zinsern  die  mit  im  zinsend,  das  minen 
frowen  gen  inn  behalten  ist^). 

^)  Die  Massangaben  um  besthauptpflichtig  zu  sein,  nämlich  Güterbesitz 
von  7  Schuh  weit  und  breit  (Grimm  W.  I.,  53)  oder  von  soviel,  um  darauf 
einen  dreispitzigen  Stuhl  zu  setzen  (Grimm  W.  III.,  477)  sind  jedenfalls  nur 
bildlich  zu  verstehen  und  wollen  sagen ,  wer  immer  ein  wenn  auch  noch  so 
kleines  Stück  Grund  und  Boden  besass. 

2)  Grimm  ,W.  I.,  pag.  141,  247,  276. 

3)  Vide  Gfrd.,  Bd.  XXII.,  pag.  258:  Conrad  zinset  der  Frauen  im  Jahre 
1370  eine  Geisshaut  von  der  Hofstatt  im  Acker  in  Bürglen ,  woran  ihm  vier 
Andere  eine  Beisteuer  geben  müssen. 

^)  So  nach  der  Öffnung  von  Knonau.  Grimm  W.  I.,  53:  Item  welcher 
och  der  gröst  ist  in  einer  schüppis  oder  in  einer  hüb,  der  sol  die  andern  zins 
infahen  vnd  inziehen  vnd  antwurten  einem  amptman  .... 

^)  Grimm  W.  I.,  pag.  53.  Das  nähere  über  den  juristischen  Charakter 
der  Tragerei  und  Einzinserei,  die  später  auch  auf  andere  Institute,  wie  z.  B.  die 
Gültverhältnisse,  in  Anwendung  kamen,  vide  Bluntschli,  RG.  II.,  pag.  235  ff". 
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Der  Trager,  der  so  den  Zins  auf  den  Fronhof  brachte, 
wurde  dort  für  seinen  Dienst  oft  reichlich  belohnt  mit  Speise 
und  Trank.  Nach  dem  Hofrecht  von  Engelberg  in  Buochs 
sollte  derselbe  folgende  Mahlzeit  erhalten:  ein  Stück  ge- 
dörrtes Schweinefleisch  (roten  bargs),  das  Mundbreite  haben 
und  auf  beiden  Seiten  über  die  spannenweite  Schüssel  hin- 
ausreichend bis  auf  das  Tischlachen  hinunterlangen  musste. 
Dazu  bekam  er  wisbrot  und  Kornbier  oder  Elsässer^). 


2.  Nutzungsrechte  an  der  Gemeinmarch. 

Ausser  dem  Recht  auf  die  Benutzung  der  von  einer 
Grundherrschaft  an  ihre  Hörigen  verliehenen  Güter  stand 
jenen  seit  alter  Zeit  die  Befugnis  zu,  im  Walde  das  für  die 
Errichtung  der  Wohnstätten  nötige  Holz  zu  schlagen  und 
das  Vieh  auf  der  Weide  grasen  zu  lassen.  Diese  Anteils- 
berechtigung an  der  Allmend  (gemeinmerch,  won  vnd  weid, 
wie  die  Bezeichnungen  dafür  in  den  Öffnungen  lauten)  haftete 
gleichsam  als  Pertinenz  an  den  hofhörigen  Huben  und 
Schupossen^).  Anfänglich  mochten  zwar  die  Ansprüche  der 
Grundholden  nur  auf  der  Gnade  des  Herrn  beruhen,  bis  die 
Ausbildung  des  Hofrechts  sie  zu  rechtlich  geschützten  machte, 
insofern  gewissen  Voraussetzungen  Genüge  geleistet  war. 

Ausser  dem  Requisit  des  Grundbesitzes  wird  meist 
verlangt  das  Wohnen^)  im  Dorfe,  zu  dem  die  Mark  gehört; 
wer  ausserhalb  des  Etters  sitzt,  hat  kein  Nutzungsrecht^). 
Nur  denjenigen  soll  wunn  vnd  weid  zustehen,  die  hushalbich 


1)  Gfrd.,  Bd.  XXXIII.,  pag.  70. 

^)  Vnd  was  ouch  dazwyschennd  gemeinmerchts  lytt,  das  ist  des  gotzhus 
von  Lucernn  eygenn  und  hört  zuo  der  gnossenn  eygenn  vnnd  erbe.  Rechte 
des  Gotteshauses  Luzern  in  dem  Hofe  zu  Küssnacht,  bei  Grimm  W.  IV.,  359. 

^)  Vnd  wer  der  ist ,  der  zu  Neff  tenbach  gesessen  ist,  der  sol  vnd  mag 
bruchholtz  in  der  gemeinen  merck  howen,  vnd  wunn  vnd  weide  niessen,  als 
das  von  alter  herkomen  ist.    Grimm  W.  I.,  pag.  79. 

Öffnung  vonWetzikon:  Es  ist  ir  alt  harkomen,  das  niemant  zuo 
den  von  wetzikon  weidgnoss  sin  sol ,  so  vsser  ätter  sitzet,  denn  der  so  by 
Inen  sesshaft  ist,    Bluntschli,  RG.  I.,  pag.  255, 
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sind das  heisst,  die  eigen  Rauch  führen,  die  hausräuch 
hand  auf  den  erbgütern 

Die  Nutzungen  waren  sehr  verschieden.  Vielfach  ist 
die  Rede  von  einem  Beholzungsrecht ,  d.  h.  der  Befugnis, 
zur  Errichtung  von  Gebäuden  Holz  zu  schlagen.  Um  aber 
einer  ungeregelten  und  schädlichen  Ausnützung  der  Wälder 
vorzubeugen,  muss  derjenige,  der  ein  ehofstatt  buwen  wil, 
davon  dem  Beamten  Anzeige  machen,  denn  es  soll  aus  dem 
holtz  nieman  hawen,  denn  mit  erlaub  aines  mayers  oder 
dess  der  den  richter  in  dem  dorff  ist^).  Besondere  Anlässe 
gaben  überdies  die  Berechtigung  zu  einem  ausserordentlichen 
Holzbezug.  So  enthält  z.  B.  die  Öffnung  von  Wiesendangen^) 
die  Bestimmung:  Item  ainem  gotzhusman,  dem  ain  kind 
wirt,  ist  es  ain  knab,  sol  man  in  laussen  howen  ain  fuder 
holtz,  ist  es  aber  ain  tochter,  ain  karren  mit  holtz. 

Als  Massstab  für  die  verschiedenen  Benutzungsarten 
der  Gemeinmark  gilt  allenthalben  das  Bedürfnis  des  einzelnen 
Gutes  oder  der  eigene  Bedarf  des  Besitzers  desselben.  So 
ist  diesem  z.  B.  nur  soviel  Holz  zu  beziehen,  als  er  zur  Er- 
richtung oder  bezimberung^)  seiner  Hofstätte  nötig  hat,  und 
nur  so  viel  Vieh  auf  die  Weide  zu  treiben  erlaubt,  als  er 
selbst  zu  überwintern  vermag^).  Aus  dem  gleichen  Grunde 
ist  auch  der  Holzverkauf  ausserhalb  der  Gemeinde  verboten  '^). 

Neben  diesen  wichtigsten  Berechtigungen  zur  Holz-  und 
Weidenutzung  finden  sich  vereinzelt  noch  andere.  Wir 
können  aber  hier  auf  die  Details,  sowie  auf  die  Straf- 
bestimmungen, die  für  die  Einlegung  der  Gemeinmark  gestellt 
waren  u.  s.  w.  nicht  eingehen.  Die  Ausführungen  hatten 
bloss  den  Zweck,  festzustellen,  dass  auch  die  Hörigen  zur 


1)  Grimm  W.  IV.,  pag.  308. 

2)  Grimm  W.  I,,  pag.  256. 
^)  Grimm  W.  I.,  pag.  271. 

^)  Grimm  W.,  1.  c.  pag.  141. 
^)  Grimm  W.,  1.  c.  pag.  164. 

^)  Hofrecht  zu  Merlischachen,  Grimm  W.  IV.,  362 :  Es  soll  ouch  nieman 
me  fiches  vff  die  brache  vnd  vfF  das  gemein  märck  triben,  wann  alls  vyl  alls 
er  vff  dem  sinen,  so  er  in  dem  gericht  hätt,  gewintern  mag. 

^)  Grimm  W.  I.,  pag.  272. 
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Allmendbenützung  ein  Recht  besassen,  das  sich  mit  ihrem 
Streben  nach  Selbständigkeit  und  Zurückdrängung  der  grund- 
herrlichen Gewalt  immer  mehr  kräftigte  und  befestigte  und 
schliesslich,  als  sie  die  Befugnis  erhielten,  Einungen  zu  bilden 
und  eigene  Vorsteher  zu  wählen,  zur  Bildung  von  unab- 
hängigen Gemeinden  führte. 


3.  Abgaben  und  Dienste. 

Als  eine  notwendige  Folge  des  abgeleiteten  Besitzes 
erscheint  die  Zinspflicht.  Wir  wissen,  dass  schon  die  alten 
Liten  als  Hörige  das  sogenannte  litemonium,  die  römi- 
schen Kolonen  einen  jährlich  feststehenden  Zins  in  Früchten 
oder  Geld  zu  leisten  hatten.  Zinspflichtig  waren  ferner  die 
meisten  Freigelassenen  und  endlich  die  Hofgüter  bebauenden 
Freien,  die  der  vollen  Freiheit  entbehrend  vielfach  zu  Hörigen 
hinuntergedrückt  wurden. 

Massgebend  für  die  Grösse  der  Dienste  und  Abgaben 
war  anfänglich  der  Stand  der  Pflichtigen,  nach  denen  bereits 
im  fränkischen  Reiche  die  von  ihnen  bewirtschafteten  Grund- 
stücke die  Namen  mansi  ingenuiles,  lidiles  und  serviles 
trugen,  je  nachdem  sie  ein  Freier,  Lite  oder  Unfreier  inne 
hatte Als  aber  die  Stellung  der  servi  sich  besserte,  indem 
das  strenge  Abhängigkeitsverhältnis  zu  ihrem  Herrn  eine 
starke  Milderung  erfuhr,  als  infolgedessen  sich  die  grund- 
hörigen Inhaber  der  mansi  lidiles  und  serviles  denjenigen 
der  mansi  ingenuiles  näherten  und  schliesslich  die  Abgaben 
auf  das  Gut  radiziert  wurden,  da  bestimmte  nun  dieses  den 
Umfang  der  Dienstleistung,  nicht  mehr  die  Person  des  In- 
habers, gleichviel  ob  ein  Freier  mansi  lidiles  und  serviles 
oder  ein  Unfreier  mansi  ingenuiles  besass.  Auf  diese  Weise 
entstand  ein  grosser  Teil  der  Grund-  oder  Reallasten,  die 
sich  uns  darstellen  als  ein  Ausfluss  der  herrschaftlichen  Ge- 
walt über  das  abhängige  Grundstück,  als  eine  fortwährende 


^)  Die  ingenuiles  waren  weniger  belastet  und   ihre  Arbeiten  weniger 
knechtisch.    Vide  Grimm,  R.  A.,  Bd.  IL,  pag.  94. 
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Anerkennung  des  Eigentums  eines  Herrn  von  seiten  des  die 
Nutzung  ausübenden  Kolonen. 

Wir  behandeln  im  folgenden  in  Kürze  nur  die  haupt- 
sächlichsten der  Grundabgaben,  die  auf  den  Hörigen  lasteten, 
die  Grundzinse,  Fronden  und  Zehnten,  gleichviel  aus  welchem 
Herrschaftsverhältnis  sie  hervorgingen,  ob  sie  dem  Grund- 
herrn, dem  Vogt  oder  der  Kirche  zu  leisten  waren. 

a.  Grundzinse,  Arten  und  Bezug  derselben. 

Diese  sich  in  der  Regel  konstant  bleibenden  Abgaben 
bestanden  ursprünglich  meistens  aus  den  auf  dem  Gute  ge- 
wonnenen Naturalien,  worüber  in  den  Quellen  eine  bunte 
Mannigfaltigkeit  herrscht.  So  kommen  vor  Getreide  Schafe 
Schmalz^),  Schweine*),  Eier^),  Fische^),  Wein^)  u.  s.  w.  Von 
den  Alpen  bezog  man  Käse,  Ziger,  Milch  Als  Zinsfuss 
galt  hiebei  für  einige  Alpen  die  Zahl  der  Sennkessel,  bei 
andern  das  Mass  der  Milch ,  die  am  Milchprüfungstage 
(in  Visitatione  lactis)  gemolken  wurde  Die  zu  leistenden 
Gegenstände  mussten  oft  bestimmte  Eigenschaften  besitzen; 
so  zinseten  z.  B.  die  gnossen  in  Malters  dem  gutzhuse  ze 
Luzern  trühundert  eyger  vnd  ein  osterlam,  dz  horn  vnd  har 
vnd  hoden  heg,  die  Gotteshausleute  in  Einsiedeln  schmaltz, 
der  gesotten  vnd  gelütert  sy  soP^).  In  Altorf  ist  die  Rede 
von  huenr,  nempt  man  gielhuenr,  vnd  die  houpt  vnd  swanz 
habint  vnd  an  den  dritten  seigel  fliegen  mugint^^). 

^)  Grimm  W.  L,  22,  24,  106;  IV.,  287,  291,  298  etc. 
^)  Öffnung  von  Lusingen,  Grimm  W.  L,  304. 
^)  Öffnung  von  Appenzell,  Grimm  W.  I.,  191. 
4)  Öffnung  von  Embracb,  Grimm  W.  IV.,  342. 

^)  De  juribus  et  jurisdictionib.  ville  in  Rieden  prope  Albis,  Grimm  IV.,  326. 
^)  Rechte  d.  Gotteshauses  Luzern  in  dem  Hofe  zu  Küssnacht,  Grimm  IV.,  360. 
^)  Öffnung  von  Mülheim,  Grimm  W.  I.,  264;  W.  IV.,  303. 
^)  Hofrodel  von  Engelberg,  Grimm  W.  L,  4. 

^)  von  Arx,  Geschichte  des  Kantons  St.  Gallen,  Bd.  I.,  pag.  313  f. 
Grimm  W.  IV.,  pag.  377. 
Grimm  W.  I.,  pag.  151. 

Grimm,  1.  c.  pag.  12  f.,  vergl.  pag.  254.  Vide  auch  die  Abhandlung 
von  J.  Meyer,  „Poesie  im  alten  thurg.  Rechte"  in  den  Thurg.  Beiträgen  zur 
vaterländischen  Geschichte.    Heft  29,  pag.  28  f. 
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Die  Hühner  finden  auch  sonst  sehr  häufige  Erwähnung'); 
sie  waren  gewöhnUch  in  der  Fastnacht  (Fastnachthuhn)  oder 
zur  Herbstzeit  (Herbsthuhn),  fast  immer  an  den  Vogt,  selten 
an  den  Grundherrn  zu  Uefern.  In  der  Öffnung  von  Wiesen- 
dangen''^)  erscheinen  beide  als  zinsberechtigt.  Darnach  soll 
dem  Vogt  werden  von  allen  goczhuslüten,  die  ir  aigen  brot 
essend  ain  vassnacht  hun  und  ebenso  dem  Meyer  von  ieglicher 
husrochi  ein  solches. 

Die  Termine,  an  denen  die  Grundzinse  verfielen,  be- 
stimmten sich  nach  einem  hohen  Festtag,  nach  den  Zeiten, 
zu  denen  die  betreffenden  Agrikulturprodukte  eingeheimst 
wurden  oder  nach  den  Dingtagen.  Die  Hörigen  des  Gottes- 
hauses St.  Blasien  in  Tettingen^)  mussten  an  vachen  cinsen 
ze  Östren  mit  den  eigern,  ze  des  heiigen  cruzes  tag  mit  den 
schaffen,  ze  sant  Verenen  tag  mit  den  hunren  vnd  mit  dem 
winter  korn,  vnd  och  ze  sant  Gallen  tag  mit  dem  sumergut 
vnd  ze  sant  Chunratz  tag  mit  den  swinen  vnd  mit  den 
Pfenningen,  vnd  son  ze  sant  Andrestag  volle  gezinset  han. 

Dem  Zinsmann  lag  in  der  Regel  die  Pflicht  ob,  die 
schuldige  Abgabe  dem  Grundherrn  zu  überbringen.  Bei 
dieser  Gelegenheit  erhielt  er,  wie  das  auch  heutzutage  noch 
vorzukommen  pflegt,  eine  Gegenleistung,  ein  Trinkgeld.  So 
sollte  man  den  Zinsern  von  Immensee  ^)  die  ir  fisch  in  den 
kelnnhoff  bringennt,  ein  Wirtschaft  gäbenn,  ein  roten  bach 
vnd  bonen  vomm  bällibonn,  vnnd  brott  so  es  schönnste 
wärdenn  mag  ann  dem  büttell,  vnd  wye  mann  innen  die 
wirtschafft  nyt  gytt,  so  süllen  si  ir  fisch  wyder  heimtragen. 

Wo  der  Zins  geholt  Vierden  musste,  wie  das  z.  B.  bei 


^)  Schon  in  der  lex,  Alam.  werden  sie  als  Abgabe  aufgezählt :  servi 
ecclesiye  tributa  sua  legitime  reddant  ....  pullos  quinque  .  .  (lex  Alam.  Hloth. 
XXII.,  I,  bei  Pertz,  leg.,  tom.  III.,  pag.  51. 

2)  Grimm  W.  IV.,  pag.  276. 

^)  Grimm  W.  1.,  302.  Vergl.  I.,  273;  IV.,  291,  294,  332,  359  etc. 
Rechte  des  Gotteshauses  Luzern  in  dem  Hofe  zu  Küssnacht ,  Grimm 
W.  IV.,  360.  Wer  in  Holderbank  wegissen  in  den  hof  brachte,  dem  musste  ein 
weggen  gegeben  werden,  der  in  der  Länge  sye,  daz  in  ein  mann  obrenthalbe  dem 
knüwe  gnuog  hab  z'essende ,  vnd  ouch  win  über  tische.  Argovia,  Bd.  IV., 
pag.  310.    Vergl.  Grimm  W.  I.,  105,  252. 
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dem  Gatterhuhn ')  der  Fall  war,  durfte  der  Zinserheber  nur 
mit  grösster  Schonung  vorgehen,  weder  das  Kind  in  der 
Wiege,  noch  den  Hahn  auf  dem  Dache  wecken  und  falls 
die  Frau  des  Pflichtigen  gerade  in  der  Kindbette  lag,  so  soll 
der  pot  das  hun  nemen,  und  soll  das  erwürgen,  und  wider 
in  das  huss  heim  werfen  der  kindpetterin  zu  essen 

Neben  der  Berücksichtigung  häuslicher  Not  ist  öfters 
die  Rede  von  einer  Zinsreduktion  bei  Unglücksfällen,  in 
Fehljahren,  by  ungewächs,  hagel,  frost,  reififen,  krieg,  jnfilP). 

Saumseligkeit  dagegen  wurde  nicht  geduldet.  Aus- 
bleiben des  Zinses  während  einer  bestimmten  Zeit  hatte  den 
Heimfall  des  Gutes  an  die  Grundherrschaft  zur  Folge ^). 
Ebenso  finden  sich  Bussansätze  für  versessene  Zinsen  ge- 
steigerte Strafzinsen,  woraus  sich  die  sogen.  Rutschart-  oder 
Rutscherzinse  gebildet  haben. 

b.  Fronden. 

Ausser  den  erwähnten  Grundzinsen  waren  die  Hörigen 
dem  Grundherrn  und  Vogte  Fronden,  tagwen,  tagwerke  zu 
leisten  verpflichtet.  Ursprünglich  ungemessen,  erfolgte  bereits 
im  alamannischen  Volksrechte  eine  Fixierung  derselben:  tres 
dies  sibi,  tres  in  domnico  Später  fielen  auch  die  gesetzlich 
bestimmten  drei  Tage  in  der  Woche  weg  und  es  blieben 
nur  noch  jährliche  Fronden  oder  solche  für  besondere  An- 
lässe. So  mussten  die  Talleute  von  Engelberg,  die  Erblehen 
vom  Gotteshause  innehatten,  letzterem  jährlich  den  tagwen 
verrichten;  die  Männer  sollten  mähen,  die  Frauen  schneiden 
und  heuen.    Morgens  um  5  Uhr  begann  die  Arbeit,  die  erst 


^)  So  genannt ,  weil  dasselbe  über  die  Gattertüre  hinausgereicht  wurde. 
Maurer,  Fronhöfe,  Bd.  III.,  pag.  346. 

^)  Öffnung  zu  Tannegg  und  Fischingen,  Grimm  W.  I.,  282. 
3)  Grimm  W.  I.,  252;  IV.,  342. 

^)  Ist  es  abur  drii  lubris  nüt  verzinset  vnd  ist  es  beklaget  iergelich,  es 
ist  ledig  dem  gotzhuse.    Recht  des  Gotteshauses  zu  Luzern,  Grimm  W.  IV.,  369. 

•'')  Vnd  wer  denne  den  zins  versesse,  und  in  des  tags  nit  werte,  der  sol 
das  bessren  mit  III  ß  rv^  des  tags,  vnd  dar  nach  all  tag  mit  iii  ß ,  vntz  das 
er  den  zins  gewert.    Grimm  I.,  162.    Vergl.  IV.,  294. 

^)  Lex  Alam.  Hloth.,  tit.  XXII.  c.  3.,  bei  Pertz,  leg.,  tom.  III.,  pag.  51  f. 
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abends  vmb  bettgloggen  ein  Ende  nahm^).  Die  Leute  von 
Andolfingen  und  Adlikon^)  hatten  die  Pflicht,  dem  oberkeller 
dry  stiint  in  dem  jähr  zu  erren  (ackern),  die  von  Ermatingen^) 
den  Herrn  von  Ouw  über  den  See  zu  führen,  die  Bewohner 
einer  jeden  hofFstat  zu  Mülheim^)  dem  Vogt  eine  fart  mist 
zu  leisten,  die  schuppusser,  die  zum  Kelnhof  zu  KölUkon''] 
gehörten,  beim  Probst  oder  seinem  Boten,  wenn  er  zur  Ab- 
haltung des  Gerichts  erschien,  zu  bleiben,  und  im  holz  howen, 
wasser  intragen  vnd  den  Ofen  heizen^). 

Ausserachtlassung  des  Aufgebotes  zum  Frondienst 
wurde  streng  bestraft,  erfüllte  Pflicht  durch  Verabfolgung 
von  Speise  und  Trank  reichlich  belohnt. 

Wie  die  Grundzinse  in  späterer  "Zeit  in  Geld  entrichtet 
werden  konnten,  so  erfolgte  auch  eine  adaeration  der  Fronden^). 

c.  Zehnten. 

Der  Ursprung  des  Zehnten,  als  der  bedeutendsten 
Quelle  der  kirchlichen  Einkünfte,  einer  Abgabe,  die  schon 
den  Freien,  umso  mehr  noch  den  hörigen  Inhaber  ab- 
geleiteten Besitzes  schwer  belastete,  verliert  sich  im  grauen 
Altertum,  ist  uns  doch  bekannt,  dass  bereits  die  Hebräer 
und  Aegyptier  einen  Teil  ihrer  Früchte  zur  Erhaltung  der 
Priesterkaste  an  diese  ablieferten. 

In  der  christlichen  Zeit,  als  die  Grundherrn  auf  ihren 
Höfen  Bethäuser,  aus  denen  später  viele  Pfarrkirchen  hervor- 
gingen, errichteten  und  zu  deren  Bedienung  eigene  Priester 
anstellten,  besuchten  die  Leute  der  Umgebung  dort  den 
Gottesdienst  und  brachten  aus  Erkenntlichkeit  der  Kirche 

1)  Gfrd.,  Bd.  XXXIII.,  pag.  72. 
^)  Grimm  W.  I.,  pag.  10 1. 
^)  Grimm,  1.  c.  240. 

Grimm  W.  I.,  pag.  264. 
^)  Argovia,  Bd.  IV.,  pag.  304. 

^)  Vergl.  auch  Grimm  W.  I.,  75,  96,  21  i;  TV.,  341,  384  etc. 

^)  Dafür  zeugt  eine  Stelle  im  Census  in  Cod.  Trad.  bei  v.  Arx,  Gesch. 
des  Kant.  St.  Gallen,  Bd.  I.,  pag.  3 1 5 :  Pro  servitio  vernali  18  denarii ,  pro 
autumnali  3  solidi.  Von  einer  Umwandlung  der  Fronden  in  Geld  spricht  auch 
eine  Urkunde  vom  Jahre  1293.  Vide  Gfrd.  I.,  pag.  163:  omnes  denarii  qui  dantur 
pertinent  ad  curiam  pro  opere  quod  dicitur  tagwanleheii. 
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freiwillige  Abgaben,  Lebensmittel,  Weihrauch,  Wein  etcJ). 
Zur  Entrichtung  des  Zehnten  mochten  sie  sich  anfänglich 
wohl  schwerlich  bequemt  haben,  bis  zahlreiche  Synoden  und 
KonziUen  die  Zehntpflicht  kirchenrechtlich  ordneten^). 

Der  Zehnt  erscheint  als  eine  Abgabe  vom  Rohertrag 
der  landwirtschaftlichen  Produktion.  Er  haftet  somit  nicht 
eigentlich  auf  dem  Grundstück  als  vielmehr  auf  den  ge- 
trennten Früchten  desselben  oder  auf  den  Produkten  des 
Pflanzen-  und  Tierreiches. 

Verpflichtet  zur  Leistung  des  Zehnten  ist  in  erster  Linie 
der  Eigentümer  eines  Gutes;  bezieht  er  aber  dessen  Früchte 
nicht  selbst,  hat  er  es  verpachtet  oder  an  eigene  Leute 
zur  Benützung  ausgegeben,  so  liegt  die  Zehntlast  auf  diesen. 

Bezüglich  der  Gegenstände  unterscheidet  man  den  Feld- 
und  Blutzehnten.  Der  erstere  erstreckt  sich  auf  die  ge- 
wonnenen Früchte  und  zwar  als  grosser  auf  sämtliche 
Getreidearten  und  als  kleiner  oder  Krautzehnt  nur  auf  die 
Garten-  oder  Baumfrüchte  Der  grosse  Blutzehnt  betrifft 
die  grösseren  Tiergattungen,  der  kleine  hauptsächlich  das 


^)  Vide  Gapser,  Geschichte  der  Landschaft  Gaster  bis  zum  Ausgange 
des  Mittelalters.    Dissertation.   Zürich.  1898. 

^)  Als  Gegenleistung  fih-  den  Zehnten,  dessen  Bezugsberechtigung  manche 
Theologen  und  Kanonisten  als  divinum  jus  auffassen,  weil  die  decimge  fructuum 
Gott  gehören,  oder  sich  dabei  auf  den  Satz  stützen,  dass,  wer  dem  Altar  diene, 
auch  vom  Altar  müsse  leben  können,  hatte  der  Zehntherr  gewisse  Verpflichtungen, 
so  die  Besorgung  des  Gottesdienstes  und  der  Seelsorge.  Zudem  erhielt  er  nicht 
die  ganze  Abgabe:  gehörte  nach  altem  Kirchenrecht  als  quarta  episcopi 
dem  Bischof,  Y-t  <^em  Klerus  der  Kathedralkirche,  ein  anderes  als  quarta  pauperum 
den  Armen,  Kranken  und  Siechen  und  das  letzte  Viertel  fand  Verwendung  zum 
Bau  und  Unterhalt  der  Kirche  (vide  Fleischlin ,  Studien  und  Beiträge  zur 
schweizer.  Kirchengeschichte,  Bd.  IL,  Lieferung  L,  pag.  48). 

^)  Eine  Begriffs-  und  Grenzbestimmung  des  Kleinzehnten  gegenüber  dem 
Grosszehnten  findet  sich  in  einer  Verfügung  vom  12.  August  1693:  Es  solle 
unter  dem  kleinen  Zehnten  Heuw,  Baumfrüchte,  Hanf  und  diejenige  Gersten, 
so  in  den  alten  und  ehehaften  Hanfländern  wachset,  unter  dem  Grossen  Zehenden, 
was  von  Korn,  Roggen,  Bohnen ,  Weitzen  und  Eichkorn  in  dergleichen  Hanf- 
ländern angesäyet  wird.  Item,  was  an  Hanf,  Erbsen,  Gersten  in  den  Roggen- 
und  Bohnenzelgen  wachsen  thut,  verstanden  werden.  Vide  Abhandlung  von 
J.  Schnell,  „Das  Zehntrecht  n.  schw.  Rechtsquellen"  in  der  Zeitschrift  für 
Schweiz.  Recht,  a.  f.,  Bd.  III.,  pag.  74. 
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Federvieh,  die  Hühner.    Das  Kirchenrecht  von  Escholzmatt 
bestimmt  hierüber:  ouch  wer  huender  zücht,   der   git  ein 
zendenhuon  vnd  ein  lesshuon,  einer  tzücht  vil  oder  wenig. 

Selten  wird  des  Heuzehnten  Erwähnung  getan;  er 
kommt  vor  in  der  Öffnung  von  Berg^):  darumb  söl  er  den 
zehenden  vsz  den  brachwisen  nemen.  Sonst  aber  erscheint 
an  dessen  Stelle  der  Jungzehnt,  das  heisst  der  Zehnt  von 
der  Frucht  des  Viehes,  das  den  Grasertrag  der  Brach  weide 
komsumiert  hat.  Für  diese  Auffassung  spricht  auch  das  Hof- 
recht von  Meggen,  in  dem  es  heisst,  dass  diejenigen,  die  in 
die  kilchen  ze  Meggen  hoerent  vnd  mit  hus  da  sitzend,  das  die 
da  keinen  hoewzehnden  geben  sullent  wan  iungen  zehnden^). 

Den  Weinzehnten  setzte  die  Zehntordnung  von  Weggis 
vom  J.  1446*)  auf  ein  Ohm  von  10  Saum  in  der  Trotte  fest, 
während  die  Pfrund  von  Bonstetten  diesen  Zehnten  in  den 
Reben  „am  Träst",  d.  h.  unter  der  ersten  Kelterung  hervorzogt) 

Ausser  den  angeführten  Arten  finden  sich  noch  eine 
Menge  anderer  wie  Hochwald-,  Rüti-,  Allmend-,  Etter-, 
Bruder-,  Weilerzehnt  etc.^). 

Der  Bezug  dieser  Abgabe  erfolgte  durch  die  grund- 
herrlichen Beamten,  die  Keller  oder  andere  Angestellten, 
welche  die  Zehntgarbe,  die  der  Pflichtige  auf  dem  Felde 
stehen  lassen  musste ,  oder  statt  der  Garbe  das  aus- 
gedroschene Korn  in  die  Scheune  oder  den  Kornkasten  zu 
bringen  hatten.  Eine  andere  Bezugsart,  besonders  dann  an- 
gewendet, wenn  der  Berechtigte  weit  weg  wohnte,  war  die 
Verleihung,  wonach  der  Zehntherr  einem  Pflichtigen  selber 
oder  einem  dritten  nach  vorheriger  Auskündigung  gegen 
eine  feste  Summe  Geldes  die  Ausübung  des  Zehntrechtes 
überliess').    Die  Zehntpflichtigen  erhielten  oft  für  ihre  Ab- 

^)  Grimm  W.  IV.,  pag.  380. 
^)  Grimm,  I.  c.  pag.  321. 

^)  Segesser,  RG.  von  Luzern,  Bd.  II.,  pag,  770. 
4)  Segesser,  1.  c.  pag.  773. 
^)  Schnell,  1.  c.  pag.  72  f. 
^)  Schnell,  1.  c.  pag.  57. 

^)  Grimm  W.  IV.,  pag.  355  :  Rechte  der  Kirchgenossen  zu  Wangen  in 
der  March  vom  Jahre  1436. 
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gaben  eine  Gegenleistung,  wie  z.  B.  das  Zehntmahl  Ueber- 
dies  war  der  Herr  vielerorts  zur  Haltung  eines  Wuchertieres  ^) 
verbunden,  ansonst  man  ihm  den  Zehnten,  den  er  dafür 
bezog,  weigern  konnte^). 

Die  weitere  Entwicklung  zu  verfolgen  liegt  nicht  in 
unserer  Aufgabe.  Genug,  dass  wir  wissen,  dass  der  Zehnt, 
eine  gewiss  recht  beschwerliche  Abgabe,  auch  auf  den  mit 
Zinsen  und  Fronden  ohnehin  schon  stark  in  Anspruch  ge- 
nommenen Hörigen  lastete. 

4.  Rechte  an  Mobilien. 

Aus  vielen  Urkunden  vernehmen  wir,  dass  selbst  die 
servi  an  ihrer  Fahrhabe  ^)  schon  früh  ein  dem  Eigentum  sehr 
nahekommendes  Recht  besassen.  Das  Gleiche  gilt  auch  von 
den  Liten,  Kolonen,  Freigelassenen  und  den  übrigen  Grund- 
hörigen, denen  mit  dem  Gut  von  ihrem  Herrn  oft  auch 
Werkzeuge  und  Gerätschaften  verHehen  wurden. 

Gegen  Ende  des  12.  Jahrhunderts  hatten  die  Hörigen 
an  ihren  Mobilien  bereits  ein  wahres  Eigentum  erworben. 
Wie  sehr  es  in  ihr  Belieben  gestellt  war,  darüber  zu  ver- 
fügen, das  erhellt  recht  anschaulich  aus  der  Öffnung  von 
Tannegg  und  Fischingen  wonach  der  Gotteshausmann  das 
Recht  besitzt,  daz  er  farend  gut  mag  geben  on  zorn  wem 
er  will,  ainem  hund  an  den  schwänz  binden,  vnd  mit  Ion 
louffen. 


^)  Segesser,  RG.  von  Luzern,  Bd.  I.,  pag.  702. 

^)  Grimm  W.  I.,  12,  263.  Öffnung  von  Würenlos  in  Argovia,  Bd.  IV., 
pag.  260:  welcher  denselben  hof  ze  lechen  inhat ,  der  muosz  haben  dem  dorf 
allen  wuocher  nüt  hindangesetzt :  schwin  vnd  stier,  ouch  den  hengst  zuo  den 
rossen,  ist  man  sin  nottürftig,  vnd  den  geiszbock  zuo  den  geissen,  vnd  den 
ganser  zuo  den  gensen  vnd  den  hauen  zuo  den  hennen. 

2)  Grimm  W.  IV.,  pag.  423. 

^)  Peculiare,  peguliare  genannt,  vide  Wartmann,  U.  StG.  I.,  pag.  45,  79, 
97.  Auch  die  Ausdrücke  „apertinentia"  (Wartmann,  U.  StG.  II.,  pag.  3)  sowie 
„utensilia"   (Wartmann,  1.  c.  II.,  135)  finden  sich  dafür. 

^)  Grimm  W.  I.,  277.  Ebenso  bestimmt  das  Hofrecht  von  Altorf,  Grimm 
W.  I.,  pag.  16:  daz  ein  ielclicher  hofman  hin  geben  vnd  verschaffen  müg  daz 
varend  got. 
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Wir  sind  am  Ende  unserer  Abhandlung  über  die  privat- 
rechtlichen Verhältnisse  der  Hörigen  angelangt.  Die  Aus- 
führungen haben  uns  gezeigt,  dass  diese  abhängige  Klasse 
von  Personen,  wenn  auch  des  Volksrechtes  entbehrend,  doch 
keineswegs  allen  Rechtes  bar  Schutz  und  Halt  fand  in  dem 
eigens  für  sie  gebildeten  Hofrecht.  Hier  waren  nicht  bloss 
die  Grundsätze  über  das  Personen-,  Familien-  und  Sachen- 
recht niedergelegt,  sondern  im  weitern  auch  die  Normen 
fixiert,  die  der  Grundherr  in  Ausübung  seiner  Gerichts- 
gewalt beobachten  musste  und  die  dem  Hörigen  den  Weg 
vorschrieben,  den  er  bei  der  Geltendmachung  eines  verletzten 
Rechtes  einzuschlagen  hatte.  Es  erübrigt  uns  daher,  in  einem 
folgenden  Abschnitt  noch  über  das  Gerichtswesen  der  Hörigen 
zu  sprechen  '). 

YI.  Oericlitswesen. 

1.  Grundherrliche  Gerichtsbarkeit. 

Die  Strafgewalt  des  Herrn  über  seine  Hintersassen,  die 
sich  ursprünglich  auf  sämtliche  Verbrechen  und  Vergehen 
derselben  unter  sich  bezog,  erlitt  durch  die  im  12.  Jahr- 
hundert^) aufkommende  Unterscheidung  der  Missetaten  in 
causae  majores  und  minores  und  damit  verbunden  einer 
Trennung  der  Gerichtsbarkeit  in  eine  hohe  und  in  eine 
niedere,  eine  beträchtliche  Einbusse.  So  verleihen  die  Off- 
nungen, die  sich  für  die  alamannischen  Gebiete  aufgezeichnet 
finden,  dem  Grundherrn  nur  noch  eine  geringe  Strafbefugnis 
über  die  Hofgenossen;  gravierendere  Verbrechen  (Diebstahl 
und  Frevel)  kommen  vor  dem  Vogt  zur  Aburteilung,  über 
Leben  und  Tod  richtet  nur  derjenige,  der  seine  Gewalt  direkt 
vom  Könige  oder  Kaiser  ableiten  kann,  der  Graf,  Landgraf 
oder  Landvogt. 

Die  Kompetenz  des  grundherrlichen  Richters  in  Zivil- 
sachen erstreckte  sich,  abgesehen  von  der  freiwilligen  Gerichts- 

^)  Es  geschieht  das  nur  der  Vollständigkeit  halber.    Wir  beschränken 
uns  daher  in  dieser  äusserst  umfangreichen  Materie  auf  die  Grundzüge. 
^)  Gfrd.,  Bd.  I.,  pag.  274. 
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barkeit,  vornehmlich  auf  Konflikte  über  den  Grundbesitz,  erb 
und  eigen,  über  Geldschulden  und  alle  übrigen  Zivilstreitig- 
keiten ')  unter  den  hörigen  Genossen,  sowie  der  Hörigen  mit 
ihrem  Herrn,  wenn  sich  der  Streit  auf  Hofgüter  bezog. 

Vorsitzender  und  Leiter  der  Fronhofgerichte,  die  ge- 
wöhnlich zweimal^)  im  Jahr:  ze  meien  vnd  ze  herbst  statt- 
fanden, ist  der  Grundherr  selber,  der  oft  in  feierlichem  Zuge 
mit  Knechten,  Reitern,  einem  Spürhunde  und  einem  ab- 
gerichteten Habicht  (habsch)  auf  dem  Herrenhof  einzieht,  wo 
er  auf  sorgfältige  Bedienung  und  V^erpflegung  für  sich  und 
sein  Gefolge  Anspruch  hat^).  Erscheint  der  Grundherr  nicht 
in  eigener  Person,  so  sitzt  an  dessen  Stelle  der  Probst, 
Meyer  oder  Keller  zu  Gericht.  Die  Zeit  zur  Abhaltung  der 
Sitzung  muss  einige  Tage  vorher  angekündigt  werden  und 
wer  dem  Aufgebot  nicht  Folge  leistet,  wer  nicht  kommt, 
bis  die  erst  frag  umbgät*),  der  verfällt  in  eine  Busse  von 
iii  ß  es  sei  denn ,  dass  er  zu  beweisen  vermag ,  dass  ihn 
ehaftige  not  gesumet  habe  oder  dasz  ine  libs-  oder  herren- 
not  hieran  hinderstellig  gemacht  vnd  versumpt''').  Unent- 
schuldigtes Ausbleiben  hat  zudem  die  Folge,  dass  der  Be- 


^)  So  hat  der  Meyer  auf  dem  an  das  Gotteshaus  Schännis  gehörenden 
Meyerhof  zu  Knonau  von  amptes  wegen  zerichtend  umb  erb  und  umb  eygen,  umb 
gehschuld  vnd  was  zerichtend  ist ,  da  die  buss  nit  grösser  ist  denn  III  ß. 
(Grimm  W.  I.,  pag,  52.) 

Ganz  allgemein  regelt  die  Befugnisse  des  Grundherrn  die  Öffnung  von 
Hedingen.  Der  Abt  hat  zu  ordnen  und  zu  richten,  was  dem  gotzhusz  vnd 
den  gotzhuzlüten  notturftig  ist  vnd  sunderlingen  wz  dem  gotzhusz  ze  Pfevers 
gezimet,  des  hofs  rechtung  ze  offnent,  schuld  vnd  Unschuld  vnd  alle  notturftig 
Sachen  zeverhoerent  vnd  alle  notturftig  Sachen  des  gotzhusz  und  der  gotzhus- 
lüten  ze  versechen  vnd  vszerichten.    (Grimm  W.  IV.,  292.) 

^)  Drei  wurden  jährlich  abgehalten  in  Altorf:  das  eint  auf  sant 
Joergentag ,  das  andere  auf  sant  Johanstag  des  jungen,  das  dritt  auf  sant 
Andrestag.  (Grimm  W.  I.,  11).  In  Andelfingen  fand  das  einte  statt  zu  Gläristag, 
das  andere  im  Mai  und  das  dritte  zu  sant  Martistag  (Grimm  W.  I.,  99);  auf 
dem  Hofe  zu  Nunwil  eines  bi  gras  und  zwei  bi  höw.  Segesser,  RG.  von 
Luzern,  Bd.  I.,  457. 

^)  Grimm  W.  I  ,  pag.  i  ;  IV.,  368  etc.  Vergl.  J.  Meyer:  Poesie  im  alten 
thurg.  Rechte  in  den  thurg.  Beiträgen  zur  vaterl.  Geschichte,  Heft  29,  pag.  32  f. 
Grimm  W.  I.,  pag.  171. 

^)  Argovia,  Bd.  IV.,  331. 
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klagte  leiden  muss,  was  urtheil  gibt  oder  der  Kläger,  nach- 
dem sein  Gegner  auch  auf  die  dritte  Aufforderung  nicht 
erschien,  in  dessen  Vermögen  eingewiesen  wird  '). 

Dingpflichtig  sind  alle,  die  von  des  gotzhus  erb  oder 
len  hant''^),  wobei  als  Minimum  des  Besitzes  siben  schüch 
ertrich*)  angegeben  werden.  Was  das  Alter  betrifft,  so  sagt  dar- 
über die  Öffnung  von  Tablatt,  dass  der  aman  ainem  yettlichen 
der  14  jar  alt  vnd  eltter  ist,  gepietten  soll,  darzüo  zekommen*). 

Ausgeschlossen  sind  die  Kinder  und  Mägde,  die  sich 
durch  ihren  Vater  oder  Dienstherrn  vertreten  lassen  müssen. 
Fremde  erscheinen  hie  und  da  als  Zeugen ;  besitzen  sie  aber 
Hofgüter,  so  haben  sie  ebenso  wie  grundbesitzende  Frauen 
die  Pflicht ,  am  Hofgericht  teilzunehmen  oder  sich  vertreten 
zu  lassen^). 

Will  ein  nicht  zum  Hofverband  Gehörender,  ein  Gast, 
gegen  einen  Hörigen  klagen,  so  muss  er  diesen  rechtzeitig 
vorladen,  ansonst  der  Hörige  ihm  nicht  zu  Recht  zu  stehen 
braucht,  er  tue  es  danne  gerne ^).  Ausserdem  ist  er  ver- 
pflichtet, für  die  allfäUigen  Kosten  Bürgschaft  zu  leisten,  das 
Gericht  zu  vertrösten 

Als  Urteilsfinder  in  den  Fronhofgerichten  funktionieren 
die  zum  Gericht  erschienenen  hörigen  Hofleute,  von  denen 
aber  nur  diejenigen  um  Eigen  und  Erbe  urteilen  dürfen,  die 
selber  über  Grundbesitz  verfügen^). 

^)  Grimm  W.  L,  pag.  159. 
^)  Grimm  W.  I.,  pag.  I. 
^)  Grimm  W.  I.,  49,  1 50. 
*)  Grimm  W.  I.,  226. 

°)  Dorfrecht  von  Höngg,  Grimm  W.  I.,  6  f.,  vnd  wer  der  ist,  er  sig 
dorfman  oder  usserthalb  dem  dorf  gesessen ,  er  si  man  oder  frow,  der  von 
erbrecht  des  gotzhus  gut  von  Zürich  hat  siben  schuch  lang  oder  breit,  der  sol 
an  denselben  täding  sich  entwürten  vnd  kumen  für  den  probst  oder  für  sinen 
Statthalter  .... 

^)  Grimm  I,,  pag.  32. 

^)  Item  wer  ouch  das  ein  gast  kam  zü  dem  gericht  vnd  einen  genossen 
beklagen  wölt ,  so  sol  der  gast  sin  ansprach  offnen  gegen  den  gnossen  vnd 
soll  denn  der  gast  trösten  recht  vmb  recht  ze  halten  vor  oder  nach,  weders 
er  wil  ;  tröste  aber  ein  gast  nit,  so  mag  er  wol  dannen  gän.  Öffnung  von 
Obermeltmenstetten.  Grimm  W.  I.,  55.  Vergl.  I.,  26,  51,  196,  etc. 
Grimm  W.  I.,  47,  108. 
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Was  das  Verfahren  betrifft,  das  in  alter  Zeit  in  Zivil- 
wie  in  Strafsachen  wesentlich  das  gleiche  ist,  so  erfolgt  zuerst 
die  Hegung  des  Gerichts;  die  Schranken  werden  geschlossen 
und  das  Ding  unter  den  Gerichtsbann  gestellt.  Sodann  fragt 
der  Vorsitzende  den  Fronhofbeamten,  den  Knecht,  ob  die 
meyen  oder  herbst  teding  den  gotzhusslüten  verkündet  syge 
und  lässt  ihn  einen  yegklichen  mit  eignem  namen  rüffenn 
Ist  das  Gericht  besetzt,  vnd  verbannet,  so  erfolgt  die  feier- 
liche Eröffnung  des  Hofrechts,  indem  ain  richter  fragt,  was 
der  hoff  recht  sye^),  worauf  die  Hofleute  auf  ihren  Eid  an- 
geben, was  sie  von  alters  her  darüber  wussten.  Nachher 
wird  zur  Verhandlung,  die  mündUch  und  öffentlich  vor  sich 
geht,  geschritten.  Wer  eine  Klage  um  Hegende  Güter  an- 
stellen will,  der  muss  dies  am  ersten  Gerichtstage  tun.  Ver- 
gisst  er  es,  so  bleibt  ihm  nichts  anderes  übrig,  als  bis  zum 
folgenden  ordentlichen  Gericht  zu  warten,  weil  über  Erb  und 
Eigen  nur  die  Jahrgerichte  kompetent  sind. 

Nachdem  der  Kläger  sein  Anliegen  vorgebracht,  erhält 
der  Beklagte  das  Wort  und  der  Prozess  nimmt  seinen  ge- 
wöhnlichen Gang  mit  RepHk,  Duplik,  Vernehmung  von 
Zeugen,  Eidhelfern,  Verlesung  von  Urkunden  etc.  Endlich 
fragt  der  Gerichtsherr,  der  selber  nicht  urteilt,  die  Hofleute 
um  ihre  Meinung  und  das  Recht  ist  gefunden,  sobald  diese 
einig  sind  oder  eine  Mehrheit  unter  ihnen  sich  dafür  aus- 
spricht. Die  Verkündung  und  Sorge  für  Vollziehung  des 
Urteils  liegt  dem  Vorsitzenden  ob. 

Die  Minderheit  der  Urteilsfinder  braucht  sich  aber  nicht 
ohne  weiteres  der  Mehrheit  zu  fügen.  In  dem  Urteilszug 
steht  ihr  ein  Rechtsmittel  zu  Gebote,  kraft  dessen  sie  den 
Erlass  zur  nochmaligen  Prüfung,  eventuellen  Abänderung 
oder  Aufhebung  in  die  übrigen  Höfe  derselben  Grundherr- 
schaft weiterziehen  kann.    In  letzter  Instanz  entscheidet  über 


^)  Öffnung  von  Embrach,  Grimm  W.  I.,  112. 

2)  Grimm  W.  I.,  274.  Ebenso  Öffnung  von  Einsiedeln.  Grimm,  1,  c. 
pag.  1 5 1  :  Dis  ist  der  erwirdigen  gotzhus  vnd  eins  yettlichen  herren  vnd  aptz 
fryhait,  ehaffti  vnd  rechtunge,  als  denn  das  die  walldtlüte  vnd  gotzhuslüte  in 
derselben  waldstatt  sitzende  off  ir  eyde  alle  jär  järlich  zu  meyen  vnd  zu 
herpstzyt  biss  her  erteilt  band. 
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diese  sogen,  stössigen  Urteile  der  Grundherr  selber  in  seiner 
Kammer^)  oder  Kemenate^)  (Gerichtsstube)  oder  in  den 
Gerichtslauben  oder  auf  den  Leinenstegen  ^)  u.  s.  w.  Auch 
die  Ausdrücke  Oberhand  ^)  und  Oberhof  finden  sich  zur  Be- 
zeichnung desjenigen  Hofes,  der  über  die  andern  stand  und 
auf  dem  der  Fronhofherr  in  eigener  Person  Gericht  zu  halten 
pflegte.  Einen  solchen  Oberhof  bildete  z.  B.  das  Gericht 
des  Probstes  vor  der  roten  Türe  in  Beromünster^)  und  das 
Staffelgericht  im  Hof  zu  Luzern"^),  wohin  der  Zug  von  den  15 
Höfen,  die  der  Grundherrschaft  Luzern  unterstanden,  ging^). 
Da  die  Berechtigung  zum  Urteilszug  nicht  einer  Partei,  sondern 
einem  Teil  des  Gerichtes  selber  zukam,  so  muss  dieses 
Rechtsmittel  von  der  Appellation  wohl  unterschieden  werden. 
Diese  ist  lediglich  Sache  einer  Partei  und  kam  erst  später 
mit  der  Ausbildung  einer  Ueber-  und  Unterordnung  der 
Instanzen  auf.  Ausgebildet  finden  wir  die  Appellation  bereits 
in  Glarus,  wo  eine  Partei  von  sich  aus,  selbst  bei  Einstimmig- 
keit des  dortigen  Hofgerichtes,  die  Sache  an  dasjenige  zu 
Säckingen,  dem  die  Aebtissin  vorstand,  ziehen  durfte^). 

Gerichtskosten  gab  es  bei  den  ungebotenen  Dingen  für 
die  streitenden  Parteien  nicht,  weil  die  Hofgenossen  sich 


^)  Öffnung  von  Dagmersellen ,  Grimm  W.  I.,  170:  vnd  wurdts  da  stössig, 
so  sol  man  sy  ziechen  inn  mynes  herren  kammer. 

2)  Engelberger  Hofrecht  in  Buochs  in  Gfrd.,  Bd.  XXXIII.,  pag.  69  f. 
^)  Grimm  W.  I.,  246. 
Grimm  W.  V.,  53. 

^)  Öffnung  von  Wigoltingen,  Grimm  W.  IV.,  pag.  414  :  vnd  wen  man 
nit  ein  einhellig  urtheil  versamlen  mag,  so  soll  die  minder  hand,  wenn  sy  sich 
beschwert  beducht,  woll  ziehen  in  die  andern  drey  hoff  als  recht  ist  vnd  wer 
sich  och  doselbst  beschwert  betunkt ,  der  mog  die  selben  vrtheil  ferner  an  ein 
thumbprobst  als  die  rechten  oberhand  ziehen. 

^)  Segesser,  RG.  von  Luzern,  Bd.  I.,  pag.  723. 

7)  Hofrecht  zu  Emmen,  Grimm  W.  I.,  pag.  167:  wann  ouch  in  solchem 
gericht  zu  Emmen  ein  vrteil  stössig  wurd  ,  die  sol  man  ziehen  vff  die  stafflen 
im  hoff  zu  Lucern  .  .  . 

^)  Mit  dem  Urteil ,  das  im  Hofgericht  des  Grundherrn  gefällt  wurde, 
sollte  es  sein  Bewenden  haben.  Grimm  W.  I.,  pag.  157:  die  selbigen  stcessigen 
sol  man  einem  herren  von  E.  anntworten,  der  sol  denn  die  entscheiden,  vnd 
wie  er  die  entscheidet,  da  by  sol  es  on  all  weigrunge  belibeg. 

9)  Gottfried  Heer,  „Die  Schlacht  bei  Näfels«,  pag.  12  f. 
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selbst  verpflegen  mussten  und  der  Grundherr,  wie  wir  oben 
vernommen,  vom  Meyer  oder  Keller  bewirtet  wurde.  In- 
direkt steuerten  aber  die  Hörigen  doch  daran  durch  die 
periodischen  Abgaben,  die  besonders  in  Hühnern  und  in  der 
Leistung  von  Fronden  bestanden  und  von  denen  sie  befreit 
waren,  wenn  die  Jahrgerichte  ausfielen  ').  Bei  den  gebotenen 
Dingen  dagegen,  die  nur  auf  spezielles  Verlangen  der  Parteien 
stattfanden,  musste  der  unterHegende  Teil  die  Kosten  tragen^). 

Diese  Ausführungen  lassen  uns  erkennen,  dass  die 
Hörigen  im  Hofgericht  des  Grundherrn  eine  ziemHch  grosse 
Selbständigkeit  besassen.  Hier  konnten  sie  sich  ohne  Ver- 
tretung durch  ihren  Herrn  frei  und  ungezwungen  bewegen, 
hier  wickelten  sie  ihre  wichtigsten  Geschäfte  ab,  brachten 
ihre  Klagen  vor  und  fanden  das  Urteil. 

Allein  wie  bereits  bemerkt,  war  die  Kompetenz  des 
grundherrlichen  Richters  zumal  in  Strafsachen  eine  beschränkte; 
die  Entscheidung  darüber  lag  in  den  Händen  einer  andern 
Behörde,  die  ihre  Entstehung  nicht  aus  dem  Privatrecht  her- 
leitete, sondern  öffentUch  rechtlichen  Charakter  trug. 

2.  Pflichten  und  Rechte  des  Vogtes.  Vogtgeding. 

Dem  weltlichen  Grundherrn  stand  in  der  Regel  auch 
die  Vogteigerichtsbarkeit  zu.  In  den  geistlichen  Grundherr- 
schaften dagegen  finden  wir  damit  fast  durchweg  eine  eigene 
Persönlichkeit  betraut,  den  Vogt,  der  auf  Einladung  des 
Fronhofherrn  ebenfalls  an  den  Jahrgerichten  erschien.  Un- 
aufgefordert zu  kommen  oder  allein  Gericht  abzuhalten  war 
ihm  verboten^).    Er  nahm  seinen  Platz  an  der  Seite  des  den 

^)  Herrschaftsrecht  von  Ruseck ,  Grimm  W.  I.,  pag.  171I  welichs  jars 
aber  die  meyen  geding  vnd  herpst  geding  nit  also  gehept  wurden,  so  sonnd 
die  genossen  des  selben  jars  nit  gebunden  sin,  weder  hünr  zu  geben  noch  die 
tagwen  ze  thünd.  Vergl.  auch  die  Öffnung  von  Kilchberg,  Grimm  W.  I.,  203: 
vnd  dieselben  jargricht  sollend  gehalten  werden  one  silber  vnd  goldt. 

^)  Öffnung  von  Totnach  und  Birwinken  (Kt.  Thurgau),  Grimm  W.  V., 
pag.  138. 

^)  von  Arx,  Geschichte  des  Kantons  St.  Gallen ,  Bd.  I.,  308.  In  Bero- 
münster  durfte  er  in  seiner  Eigenschaft  als  ^dvpcatixs  zur  Abhaltung  des  Gerichts 
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Vorsitz  führenden  Richters,  um  gleich  bei  der  Hand  zu  sein, 
wenn  etwas  in  seine  Jurisdiktion  Gehörendes  zur  Sprache 
kam^).  Ihm  lag  es  ob,  dem  Fronhofbeamten  Achtung  und 
Ehrerbietung  zu  verschaffen,  ihn  zu  schirmen  vor  unfug*'*), 
ihm  hülfreiche  Hand  zu  leisten  beim  Bezug  der  Gerichts- 
bussen und  ihn  überhaupt  da  zu  unterstützen,  wo  dessen 
Zwangsmittel  nicht  ausreichten. 

Die  Schutzpflicht  des  Vogtes  erstreckte  sich  aber  nicht 
nur  auf  den  Grundherrn  und  dessen  Stellvertreter,  sondern 
auch  auf  die  Hofgenossen  und  alle  andern  in  der  Vogtei 
ansässigen  Personen.  „Die  vögt  söllent",  sagt  die  Öffnung 
von  Thayngen^),  „vmb  ir  vogtrecht,  das  .man  Inn  gibet  des 
goczhus  lüt,  ir  Hb  vnd  ir  gut  schirmen,  als  ferr  si  vermugend 
ungevarlich."  Sie  sollten  endlich  die  Vogteiangehörigen  auf 
ihren  Reisen  begleiten,  einen  Tag  lang  unentgeltlich,  nach- 
her aber  nur  gegen  Entschädigung. 

In  die  Gerichtsbarkeit  des  Vogtes  fällt  nach  der  Mehr- 
zahl der  Weistümer  die  Entscheidung  über  Diebstahl  und 
Frevel.  So  sind  z.  B.  nach  der  Öffnung  von  Hegi^)  „alle 
gericht  eins  probst  an  diepstal  vnd  fräfin,  die  sind  eins  vogt." 
Ferner  ist  der  Vogt  kompetent  zu  richten,  wenn  es  über 
nün  Schilling  kumpt  Sobald  es  dem  Grundherrn  oder 
seinem    Beamten    an    der   Zuständigkeit    gebrach ,  sollte 

nur  zwei  Mal,  im  Mai  und  Herbst,  auftreten  und  zwar  nur  je  zwei  Tage  und 
mit  nicht  mehr  als  40  Pferden.  An  andern  Tagen  sollte  er  nur  auf  Verlangen 
des  Frohstes  als  Richter  sich  einfinden.  Gfrd.,  Bd.  XXVIII.,  pag.  315  ff: 
Sühnspruch  des  Bischofs  Konrad  II.  zu  Konstanz  zwischen  Probst  und  Kapitel 
zu  Münster  und  den  Grafen  Ulrich,  Werner  und  Hartmann  von  Kyburg. 
^)  Grimm  W.  I.,  31,  151,  169,  185  etc. 

2)  Grimm  W.  I.,  151  ;  V.,  51. 

3)  Grimm,  1.  c.  58. 

4)  Grimm  W.  IV.,  pag.  428. 

^)  Grimm  W.  IV.,  pag.  342.  Vergl.  I.,  52,  168;  IV.,  340,  378  etc.  Für 
die  Betätigung  an  der  Rechtspflege  und  der  Gewährung  des  Schutzes  bekam 
der  Vogt  einen  bestimmten  Teil  der  Bussen  und  von  den  Insassen  der  Vogtei 
Abgaben,  die  sog.  Vogtsteuer,  die  meist  in  Fastnacht-  oder  Herbsthühnern,  oft 
in  Getreide  (Vogthaber),  Fronden  oder  Geld  bestand.  Nach  dem  Hofrecht  von 
Lükswil  (Grimm  W.  I.,  169)  sollte  jeder,  der  of  dez  hoves  gute  sizzet,  dem 
vogt  geben  vier  phenninge  vnd  ein  viertail  habern,  vnd  ein  hun, 

^)  Öffnung  von  Embrach,  Grimm  W.  L,  pag.  80, 
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er  aufstehen  und  dem  Vogt  zum  Zeichen  seiner  Gerichts- 
gewalt den  Stab  (den  stecken)  übergeben^). 

Das  Verfahren  in  dem  darauf  beginnenden  Vogtgeding 
ist  dasselbe,  wie  wir  es  bereits  in  dem  grundherrlichen  Ge- 
richte kennen  gelernt  haben.  Nach  Verlesung  der  Vogt- 
öffnung^)  nehmen  die  Verhandlungen  ihren  üblichen  Verlauf; 
auch  der  Vogt  urteilt  nicht  selber,  sondern  fragt  nur  den 
Umstand,  was  Rechtens  sei. 

Wo  nun  der  Vogteibezirk  sich  über  grössere  Gebiete 
erstreckte,  also  nicht,  wie  dies  zuweilen  der  Fall  sein  mochte, 
mit  der  Grundherrschaft  zusammenfiel,  finden  wir  im  Vogt- 
gericht als  Umstand  ausser  den  Hörigen  noch  andere  Per- 
sonen, die  sogen.  Vogteileute,  die  keiner  Grundherrschaft 
unterworfen,  wohl  aber  unter  der  niedern  Gerichtsbarkeit 
eines  Vogtes^)  stehend,  die  volle  Freiheit  und  damit  die 
Teilnahme  am  Landgericht  eingebüsst  hatten.  Wenn  sich 
nun  solche  Vogtleute  und  Hörige  unter  dem  Gerichtsstabe 
des  Vogtes  zusammenfanden,  da  urteilten  gemäss  dem  Grund- 
satz, dass  ein  jeder  nur  von  seinesgleichen  gerichtet  werden 
sollte,  nicht  alle  Dingpflichtigen,  sondern  je  nach  der  Ver- 
schiedenheit der  Fälle  nur  Angehörige  des  gleichen  Standes, 
bis   gegen    Ende    des    15.  Jahrhunderts    die  Unterschiede 


Grimm  W.  I.,  pag.  80,  103,  241  etc.;  IV.,  428. 

^)  Dar  nach  sol  man  offnen  die  rechtung  die  ein  vogt  in  diesem  hoffe 
het.    Öffnung  von  Malters,  Grimm  W.  IV.,  pag.  378. 

^)  Ueber  die  Entstehung  dieser  niedern  Vogtei  können  wir  hier  nicht 
näher  eingehen.  Wo  dieselbe  aus  kirchlichen  Verhältnissen  hervorging,  ent- 
schied der  Vogt  nur  über  Diebstahl  und  Frevel  und  bezog  nur  Ys  Gerichts- 
bussen  für  sich,  die  andern  ^/s  musste  er  der  Kirche  abliefern.  Mit  der  Frage 
nach  dem  Ursprung  der  niedern  weltlichen  Vogtei ,  deren  Inhaber  auch  über 
Erb  und  Eigen  zu  Gericht  sassen,  und  die  Bussen  ganz  für  sich  behielten, 
haben  sich  besonders  Bluntschli  (RG.  von  Zürich,  Bd.  I.,  pag.  224  f)  und  Friedr. 
von  Wyss  in  der  Zeitschrift  für  Schweiz.  Recht,  a.  f.,  Bd.  18,  pag.  179 ff.  be- 
schäftigt. Der  erstere  glaubt ,  sie  sei  zu  betrachten  als  das  erblich  gewordene 
Amt  des  Centenars,  als  die  direkte  Fortsetzung  der  alten  Centgerichtsbarkeit, 
eine  Auffassung,  die  von  Wyss  wegen  nicht  Uebereinstimmung  mit  der  territorialen 
Begrenzung  verwirft  und  die  Begründung  dieser  Vogtei  auf  Lehenserteilung 
seitens  der  Grafen  zurückführt,  die  darin  ein  >virksames  Mittel  sahen,  die  Zahl 
ihrer  Vasallen  zu  erhöhen. 
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zwischen  den  beiden  Klassen  beinahe  ganz  verschwanden, 
und  die  spätere  Gerichtsverfassung  überhaupt  an  Stelle  der 
grund-  oder  vogteihörigen  Urteilsfinder  ständige,  gelehrte 
Richter  setzte. 

3.  Hohe  Gerichtsbarkeit. 

Von  der  Zuständigkeit  des  Fronhof-  und  Vogtgedinges 
ausgenommen  war  der  Blutbann,  d.  h.  die  Befugnis,  über 
Leben  und  Tod  zu  richten^).  Dieses  Recht  fiel  in  der  ala- 
mannischen  und  fränkischen  Zeit  in  die  Kompetenz  des 
Gaugerichtes,  dessen  Geltungsgebiet  unter  den  Landgrafen, 
den  Xachfolgern  des  erblich  gewordenen  Gaugrafenamtes, 
durch  das  Bestreben  mächtiger  Adeligen,  die  gräfliche  Ge- 
richtsbarkeit an  sich  zu  bringen,  sowie  durch  die  Ausdehnung 
der  kirchlichen  Immunitätsprivilegien  auch  auf  das  Blutgericht, 
eine  grosse  Schmälerung  erlitt-). 

Sobald  in  einer  Grundherrschaft  ein  \'erbrechen  verübt 
wurde,  sollten  auf  das  erhobene  Geschrei  oder  Gerüfte  die 
dingpflichtigen  hörigen  Leute  erscheinen,  dem  ^lissetäter 
nachjagen,  ihn  fesseln  helfen  und  dem  Fronhofbeamten  ab- 
liefern, der  ihn,  wenn  er  ein  Verbrecher,  Mörder,  Ketzer 
oder  sonst  mit  vnerlichen  sachen  verlümbdet  war^),  in  das 
Gefängnis  "^j  warf,  ihn  türmte.  Xach  dem  Hofrecht  zu  ^Nlalters^j 
hatte  der  Vogt  die  Pflicht,  den  ^Menschen,  der  eine  mentat 
begangen,  dii  im  an  den  Hb  mag  gan,  zu  vahen  vnd  also 
gevederen  eim  meiier  zu  antworten  :  dieser  sollte  ihn  behüten 


^)  Öffnung  von  Hedingen,  Grimm  W.  IV.,  292:  vnd  über  daz  bluot,  da 
mit  hat  ein  abbt  niit  ze  schaffen.  Öffnung  von  Maur,  Grimm  W,  I,,  44:  Aber 
sprechent  die  hoffiiit.  dass  ein  vogt  ze  richten  hab  vmb  all  freffin,  vsgenommen 
über  das  blut. 

-)  Blumer,  Staats-  und  RG.,  pag.  84  f. 

3)  Grimm  W.  IV.,  319. 

*)  Jeder  Grundherr  sollte  einen  Stock,  ein  Gefängnis  haben.  Item  in 
des  probates  fronhof  de  sol  ein  stock  sin,  da  man  schedlich  vnd  schuldig  lüt 
in  und  enthalten  sol,  bis  der  meier  des  probsts  dem  vogt  solich  lüt  Überantwort. 
Öffnung  von  Bielbenken  (Basel),  bei  Grimm  W.  V.,  52. 

^)  Grimm  W.  IV.,  379. 
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vnd  für  gerichte  eim  vogt  von  Rotenburg  antwurten,  wen 
er  ab  ihm  richten  wollte. 

Das  Verfahren^)  vor  dem  Hochgericht  war  dasselbe 
wie  für  die  Freien,  nur  mit  dem  Unterschied,  dass  diese 
direkt  unter  dem  öffentlichen  Gerichte  standen,  die  Hörigen 
dagegen  dort  bis  zur  fränkischen  Zeit  durch  ihren  Herrn  ver- 
treten werden  mussten^). 


Drittes  Kapitel. 


Aufhebung  der  Qrundhörigkeit. 

§  8. 

Im  allgemeinen. 

Die  Hörigkeit,  zur  Zeit  der  Naturalwirtschaft  das  ge- 
eignetste Mittel  für  einen  rationellen  Grossgrundbetrieb, 
konnte  auf  die  Dauer  nicht  bestehen.  „Es  war",  wie 
Schmoller "^j  treffend  bemerkt,  „im  ganzen  ein  zu  rohes  Rechts- 
verhältnis und  eine  zu  rohe  Art  der  Arbeitsteilung;  es  musste 
zurücktreten  und  verschwinden  in  dem  Mass,  wie  die  Ge- 
fühle, Rechtsanschauungen  und  sozialen  Einrichtungen  sich 
verfeinerten,  wie  bessere  und  feinere  Arbeit  gefordert  wurde, 
wie  die  dichtere  Bevölkerung,  der  bessere  Verkehr,  die  Geld- 
wirtschaft und  fortschreitende  Technik  bessere  Formen  der 
Arbeitsteilung  ermöglichte." 

Man  würde  sich  aber  täuschen,  wenn  man  glauben 
wollte,  dass  die  Hörigen  mit  einem  Schlage  zu  der  Stufe 
der  Freien  emporstiegen;  der  Uebergang  vollzog  sich  nur 
nach  und  nach,  hier  früher,  dort  später. 


1)  Blimtschli,  RG.  von  Zürich,  Bd.  I.,  pag.  198  ff. 

2)  Maurer,  Fronhöfe,  Bd.  IV.,  pag.  453  f. 

^)  Grundriss  der  allgemeinen  Volkswirtschaftslehre,  pag.  341. 
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Abgesehen  von  den  bei  gewissen  feierlichen  Anlässen 
oder  zur  Belohnung  für  ausgezeichnete  Dienste  vorgenommenen 
Freilassungen  von  Hörigen  oder  der  Verwirkung  der  Herr- 
schaftsrechte bei  der  Unmöglichkeit,  ihnen  weiter  Schutz  zu 
gewähren^),  oder  endlich  beim  Unterlassen  des  Nachjagens 
von  in  die  Stadt  Entflohenen,  wo  die  Luft  nach  einem  Auf- 
enthalt von  Jahr  und  Tag  frei  machte,  fand  das  Hörigkeits- 
verhältnis ein  Ende  durch  die  allmähliche  Annäherung  der 
verschiedenen  Klassen  der  Bevölkerung  und  damit  verbunden 
einer  gänzlichen  Umgestaltung  der  ständischen  Verhältnisse. 

Als  sich  nämlich  im  Laufe  des  15.  Jahrhunderts  die 
Lage  der  Unfreien  hob,  indem  die  alten  Öffnungen  und 
Weistümer  auf  Grund  obrigkeitlicher  Anordnung  eine  neue, 
freiere  Verfassung  erhielten  oder  in  den  für  grössere  Gebiete 
entstehenden  Amts-  und  Landrechten  untergingen,  gaben 
vielfach  die  Freien  ihre  bis  dahin  behaupteten  Sonderrechte 
und  ihre  Sonderstellung  unter  die  Freigerichte  auf  und  be- 
gaben sich  in  den  „Gerichts-  und  Genossenverband"  ihres 
eigenen  Ortes,  wodurch  sie  in  den  Stand  von  Vogtleuten 
gerieten^).  Andererseits  emanzipierten  sich  die  Hörigen  und 
näherten  sich,  nachdem  ihr  Hofrecht  und  Hofgericht  ver- 
schwunden, den  Vogtleuten,  so  dass  jetzt  eine  einheitliche, 
gleichförmige  Klasse  von  Untertanen,  von  Bauern,  entstand. 
Auch  da,  wo  die  Freien  wie  z.  B.  in  der  Zentralschweiz  ihre 
eigentümliche  Stellung  zu  behaupten  vermochten,  wirkten 
sie  auf  die  Bessergestaltung  des  Loses  der  Unfreien  kräftig 
ein,  indem  es  ihnen  gelang,  diese  mit  der  Zeit  zu  sich 
emporzuheben. 

Ein  weiterer  Faktor  zur  Ausgleichung  der  Standes- 
unterschiede war  die  Radizierung  der  anfänglich  nach  der 
Person  des  Pflichtigen  bemessenen  Abgaben  auf  das  Grund- 
stück, wodurch  die  persönliche  Abhängigkeit  verschwand^). 

^)  Schwaben-Spiegel,  Edit.  Lassberg,  c.  71.    Grimm  W.  I.,  loi,  249  etc. 

2)  Gmür:  Uebersicht  der  Rechtsquellen  des  Kantons  St.  Gallen,  pag.  29. 

^)  Nicht  selten  sind  aber  später  Rückschläge  sogar  zur  Leibeigenschaft 
zu  beobachten.  So  erklärten  z.  B.  die  eidgen.  Boten  im  Schiedsspruch  vom 
26.  Januar  1559  zu  Rapperswil,  dass  die  St.  gallischen  Gotteshausleute  von 
Rorschach   nebst  zwölf  andern  stiftischen  Gemeinden   dem  gotzhus  S.  Gallen 
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Allein  schon  bevor  diese  Entwicklungsprozesse  allent- 
halben zum  Abschluss  gediehen,  wurde  da  und  dort  der 
Hörigkeit  ein  Ende  gemacht  durch  die  Gestattung  des  Los- 
kaufes, sowie  durch  direkte  Aufhebung  derjenigen  Lasten, 
die  auf  jenem  Verhältnis  beruhten. 

Auf  diese  Punkte  müssen  wir  im  folgenden  etwas  ein- 
lässlicher  zu  sprechen  kommen,  wobei  wir  zugleich  der 
Uebersichtlichkeit  wegen  das  Gebiet  der  alamannischen 
Schweiz  in  mehrere  Gruppen  einteilen. 

§  9- 

Im  speziellen. 

I.  In  den  demokratischen  Kantonen. 

In  Uri,  wo  neben  wenigen  weltlichen  Herren  besonders 
das  Fraumünsterstift  und  das  Zisterzienserkloster  Wettingen 
begütert  waren,  verkaufte  letzteres  am  i8.  Juli  1359  seine 
sämtlichen  Besitzungen,  Gülten,  Leute,  Erschätze,  Gerichte, 
Twinge,  Bänne,  Hofstätten,  Alpen,  Wonn  und  Weide  und 
alle  Nutzungen,  welcher  Art  sie  auch  sein  mochten,  an  den 
Landammann  und  die  Leute  jenes  Tales  um  die  Summe  von 
8448  fl.  12  s.  Zürcher  Währung^).  Die  Rechte  über  die 
Wettingerleute  gingen  an  das  Gotteshaus  Felix  und  Regula 
über,  was  damals  einer  Freilassung  sehr  nahe  kam,  da  die 
Rechtsstellung  der  „Regler"^),  die  als  freie  Gotteshausleute 
nicht  zu  den  Hörigen  im  eigenthchen  Sinne  zu  zählen  sind, 
auch  auf  jene  ausgedehnt  wurde. 

Als  unter  dem  gleichen  Datum  auch  ein  Loskauf  von 
allen  grundherrlichen  Rechten  der  Klöster  Rathausen,  Kappel 


mit  lybeigenschaft  zugehörig  sigen  und  sin  sollen  .  .  .  denen  ein  jeder  herr 
und  convent  des  gotzhus  S.  G.  nachjagen  und  die  vassnachthennen  jerlich  vnd 
den  fal  nach  irem  abgang  von  inen  beziechen  möge.  Gmür,  Die  Rechtsquellen 
des  Kantons  St.  (fallen,  I.,  pag.  52  f. 

^)  Nach  Oechsli:  Die  Anfänge  der  Schweiz.  Eidgenossenschaft,  pag.  59, 
ca.  I Ol '400  fr. 

^)  Vide  oben,  pag.  36. 
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und  Frauental  erfolgte,  hatten  sich  die  Talleute  von  Uri  so 
ziemHch  aller  Fesseln  der  Hörigkeit  entledigt. 

Im  Gegensatz  zu  Uri,  wo  sich  ursprünglich  beinahe 
das  ganze  Land  im  Eigentum  zumeist  geistlicher  Grundherren 
befand,  gab  es  in  Schwyz  vorherrschend  freie  Bauern.  Die 
wenigen  Grundherrschaften,  die  hier  begütert  waren,  wurden 
bald  durch  Loskäufe  abgefunden.  Nach  einer  Urkunde  vom 
7.  April  1363  traten  Abt  Nik.  und  das  Kapitel  zu  Einsiedeln 
ihre  grundherrlichen  Rechte,  so  die  vier  zigern  die  alweg  ze 
dem  zechenden  zu  Steina  gehört  hein,  vnd  darnach  alle  die 
zigern  geltz,  vnd  die  kes  geltz,  vnd  die  R^ossysen  vnd  die  geishüt, 
vnd  die  phenning  geltz,  vnd  ander  ding,  ausgenommen  die 
Rechte  an  dem  Kirchensatz  und  dem  Zehnten  zu  Steina,  um  75 
Pfund  Stäbler  an  den  Landammann  Kunrad  ab  Iberg  und  die 
Landleute  von  Schwyz  ab  ').  Drei  Jahre  später,  am  5.  August 
1366  verkaufte  auch  Engelberg  dem  Lande  Schwyz  alle  An- 
sprüche und  Rechte  und  im  Jahr  darauf  folgte  Kappel*). 

Noch  mehr  als  in  Uri  finden  wir  Besitzungen  weltlicher 
und  geistlicher  Grundherren  in  Unterwaldcn.  Unter  den 
letztern  ragen  besonders  die  Stifte  Luzern,  Beromünster  und 
Engelberg  hervor.  Von  sämtlichen  Rechten  des  Stiftes  in 
Luzern  kaufte  sich  Nidwaiden  im  J.  1457  ^os;  Beromünster 
veräusserte  1367  um  600  Pfund  Phenninge  seine  Höfe  und 
den  Kirchensatz  zu  Kerns  dem  Kloster  Engelberg,  von  dem 
sich  Nidwaiden  erst  1686  vollends  auskaufte-^). 

Als  in  Zug  und  Aegeri  die  grundherrlichen  Rechte 
Oesterreichs  durch  Kaiser  Sigismund,  der  den  geächteten 
Herzog  Friedrich  aller  Rechtsame  über  jene  beiden  Orte  für 
verlustig  erklärte,  beseitigt  waren,  gelang  es  auch  den  übrigen 
Gemeinden,  sich  von  ihren  Grundherren  zu  befreien^).  Zuerst 
wurden  die  verarmten  Edlen  von  Hünenberg  abgefunden, 
1464  das  Stift  Einsiedeln,  15 12  das  Kloster  Kappel  und 
schliesslich  1537  St.  Blasien^). 

^)  Kopp,  Geschichte  der  eidgen.  Bünde,  Bd.  IT.,  pag.  310  f. 
^)  Kopp,  I.  c. 

^)  Blumer,  Staats-  und  RG.  d.  Schweiz.  Demokr.,  pag.  2t8  f. 

Blumer,  1.  c.  pag.  237. 
^)  Blumer,  1.  c.  pag.  239,  240. 
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Seit  unvordenklicher  Zeit  gehörte  das  ganze  Land 
Glarus,  mit  Ausnahme  einiger  Güter,  welche  das  Kloster 
Schännis  besass,  dem  Damenstifte  in  Säckingen.  Dieses  trat 
die  Vogtei  über  das  Tal  an  das  Haus  Oesterreich  ab,  das 
auch  das  Meyeramt  an  sich  zu  bringen  wusste  und  diesen 
Posten  durch  einen  Ammann  versehen  Hess,  der  im  Namen 
seiner  Herrschaft  die  Gerichtsbarkeit  verwaltete  und  die  Ein- 
künfte bezog.  Diese  wurden  zwar  während  des  Krieges  mit 
Oesterreich  nicht  mehr  entrichtet,  dagegen,  wie  aus  einer 
Urkunde  vom  5.  Mai  1372  hervorgeht,  später  vollständig 
nachbezahlt').  Bereits  am  17.  April  des  gleichen  Jahres  1372 
hatten  die  Talleute  die  Verpflichtung  der  Aebtissin,  alle  vier 
Jahre  in  eigener  Person  nach  Glarus  zu  kommen  und  dort 
die  12  Richter  zu  ernennen,  mit  der  Androhung,  sonst  die 
Zinse  und  Abgaben  zurückzubehalten,  neu  festgestellt^).  Die 
weite  Entfernung  der  Grundherrschaft  mochte  den  Regungen 
nach  Freiheit  und  Unabhängigkeit  günstig  sein  und  so  kam 
es,  dass  sich  schon  1376  die  „Gemeinder  in  Linttal"  von 
den  auf  ihren  Huben,  Gütern  und  Alpen  haftenden  Grund- 
zinsen um  den  zwanzigfachen  Betrag  ablösen  konnten^).  Die 
gleichen  Bestrebungen  verfolgten  auch  die  übrigen  Landes- 
teile und  die  1390  zum  Zweck  eines  Loskaufs  gepflogenen 
Unterhandlungen  hatten  zur  Folge,  dass  fünf  Jahre  darauf, 
1395,  derselbe  wirkhch  zustande  kam.  Als  Ablösungskapital 
wurde  der  dreizehnfache  Betrag  der  Grundzinse  angenommen. 
Die  Summe  betrug  1863  fl.  und  sollte  in  drei  Raten  getilgt, 
die  nicht  losgekauften  Rechtsame  des  Stiftes,  die  Fälle, 
Zehnten  etc.  jährlich  mit  32  u  verzinst  werden,  was  auch  bis 
zum  Ausbruch  der  französischen  Revolution  wirklich  geschah*). 

Beinahe  das  ganze  Gebiet  des  Kantons  Appenzell  unter- 
stand der  Grundherrschaft  des  Klosters  St.  Gallen,  wovon 
sich  das  freiheitslustige  Bergvolk  jenes  Landes  schon  früh 
zu  befreien  trachtete.    So  weigerten  sich  bereits  im  J.  1379, 


^)  Gottfried  Heer,  „Geschichte  des  Freistaates  Glarus",  pag.  36. 
^)  Blumer,  1.  c.  pag.  225  f. 

Gottfried  Heer,  1.  c.  pag.  37. 

Gottfried  Heer,  1.  c.  pag.  60  ff. 
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als  der  Abt  Georg  starb,  die  Appenzeller,  dessen  Nachfolger 
den  Huldigungseid  zu  leisten  und  behielten  die  Zehnten, 
Zinsen  und  Steuern  zurück,  bis  sie  ein  Schiedsspruch  der 
verbündeten,  um  den  Bodensee  herum  gelegenen  Städte 
wieder  zum  Gehorsam  zurückbrachte  Das  Verhältnis  blieb 
aber  nicht  lange  ungestört.  Unter  der  Regierung  des  Abtes 
Kuno,  dem  vorgeworfen  wurde,  als  habe  er  mit  Oesterreich 
ein  Bündnis  geschlossen,  um  an  dieses  das  ganze  Land 
Appenzell  abzutreten,  da  man  sich  ferner  über  die  unmensch- 
liche Strenge  beim  Bezug  der  Gefälle  beklagte  verbündeten 
sich  mehrere  Gemeinden  mit  der  Stadt  St.  Gallen,  die  mit 
der  Regierung  des  Abtes  ebenfalls  unzufrieden  war.  Die 
Erbitterung  wuchs  und  es  kam  beiderseits  zu  Tätlichkeiten, 
bis  sich  die  verbündeten  Städte  neuerdings  ins  Mittel  legten 
und  die  Verbindung  der  Landleute  mit  der  Stadt  auflösten  ^) 
(2.  November  1402).  Die  mutigen  Appenzeller  aber,  von 
ihren  Freunden  in  Glarus  und  den  Waldstätten  unterstützt, 
zogen  gegen  den  Abt  zu  Felde  und  schlugen  dessen  Heer 
in  den  beiden  Schlachten  bei  Vögelinseck  (15.  Mai  1403)  und 
am  Stoss  (17.  Juni  1405). 

Am  6.  Mai  142 1  erkannten  die  Boten  der  Eidgenossen, 
die  als  Schiedsrichter  zwischen  den  beiden  verfeindeten 
Parteien  angerufen  worden,  die  Selbständigkeit  und  unab- 
hängige Verfassung  des  neuen  Freistaates  an,  gaben  aber 
zugleich  dem  Abt  einen  grossen  Teil  seiner  früher  bezogenen 
Abgaben  wieder  zurück "^j.  Als  bald  darauf  neue  Zwistig- 
keiten  ausbrachen,  der  Abt  sich  beschwerte,  dass  die  Appen- 
zeller Gotteshausleute,  die  in  seinen  Gerichten  wohnten,  zu 
Landleuten  annähmen,  dass  sie  sich  unterstünden,  Kirchen- 
lehen zu  vergaben,  was  doch  ihm  allein  zustehe  etc.,  die 
Appenzeller  aber  von  Getöteten  und  Selbstmördern  keinen 


^)  Zellweger,  Geschichte  des  Appenzeller  Volkes,  Bd.  I.,  pag.  297. 

^)  Es  geschah  einst,  dass  eine  Appenz.  Familie  ihrem  verstorbenen  Vater 
das  schönste  Kleid  in  das  Grab  mitgab,  um  dem  Abt  das  Geläss  zu  entziehen  ; 
dieser  aber  liess  durch  seine  Amtleute  das  Grab  wieder  öffnen,  um  das  Kleid 
herauszunehmen.    Zellweger,  I.,  321. 

^)  Zellweger,  1.  c.  Bd.  I.,  pag.  332. 
Zellweger,  1.  c.  Bd.  I.,  pag.  420. 
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Fall  geben  wollten,  weil  da  die  hinterlassenen  Witwen  und 
Waisen  mit  ihrem  Kummer  sonst  genug  geplagt  seien,  ver- 
mittelten die  Eidgenossen  wiederum  und  schlugen  in  ihrem 
Schiedssprüche  vom  25.  Oktober  1465^)  beiden  Parteien  einen 
Auskauf  der  Rechte  des  Abtes  vor,  worauf  die  Appenzeller 
jedoch  erst  in  den  Jahren  15 17  und  1518^)  eingingen  und 
sich  damit  der  Abhängigkeit  vom  Stifte  St.  Gallen  gänzlich 
entledigten. 


II.  In  den  Städtekantonen. 

In  Zürich  war  es  hauptsächlich  die  Reformation,  die 
der  Leibeigenschaft  und  damit  der  Hörigkeit  den  Untergang 
bereitete.  „Die  Erschütterung  der  althergebrachten  Autorität 
der  Kirche,  die  Lösung  der  gewohnten  Bande  des  Gehorsams, 
die  erregten  Hoffnungen  einer  neuen  bessern  Zeit,  der  kühne 
Aufschwung  der  neuen  kirchlichen  Freiheit  erregten  eine 
Menge  von  Begierden  und  Wünschen  jeder  Art  im  Volke", 
denen  der  Rat  nicht  wiederstehen  konnte  und  im  J.  1525  die 
Leibeigenschaft,  soweit  die  Rechte  darauf  ihm  zustanden, 
aufhob  Ebenso  begünstigte  er  den  Loskauf  auswärtiger, 
im  Kanton  begüterter  Grundherren  und  brachte  es  zustande, 
dass  alle  Leibeigenen  des  Klosters  St.  Gallen  im  J.  1562,  die 
Eigenleute  von  Einsiedeln  und  Pfävers  1638  sich  loskauften. 
Im  Amte  Grüningen  und  in  der  Herrschaft  Wädenschwil 
dauerte  dagegen  das  Recht  auf  das  Besthaupt  noch  fort,  bis 
endlich  1796  auch  die  Verpflichtung  zu  dieser  Abgabe  auf- 
hörte 

Neben  freien  Grundeigentümern  gab  es  in  der  Land- 
schaft Bern  auch  sehr  viele  Leibeigene  und  Hörige.  Allein 
bereits  im  14.  Jahrhundert  ist  von  Loskäufen  die  Rede  und 
es  muss  der  Regierung  von  Bern  nachgerühmt  werden,  dass 


^)  Zellweger,  1.  c.  Bd.  II.,  pag.  47  ff. 

^)  Zellweger,  I.  c.  Bd.  III.,  pag.  43  ff.    Loskäufe  von  andern  Grundherrn 
hatten  schon  früher  stattgefunden.    Blumer,  1.  c.  pag.  263  f. 
Bluntschli,  RG.  von  Ziirich,  Bd.  I.,  pag.  383. 
Bluntschli,  I.  c.  Bd.  II.,  pag.  13. 
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sie  sich  die  Abschaffung  der  Leibeigenschaft  sehr  angelegen 
sein  Hess.  Nachdem  sich  schon  141 3  die  eigenen  Leute  der 
Grafschaft  Oltingen  um  2078  fl.  ^)  von  allen  Fesseln  der  Hörig- 
keit befreit,  erklärte  sie  in  einem  förmlichen  Erlass  (1485), 
nicht  länger  solche  Leute,  die  anderer  Eigentum  seien,  in 
ihrem  Gebiete  dulden  zu  wollen.  Als  sich  das  Kloster 
ßuchsee  weigerte,  auf  den  angebotenen  Loskauf  einzugehen, 
verlieh  die  Regierung  kurzer  Hand  von  sich  aus  den  dortigen 
Hörigen  die  Freiheit  und  gewährte  ihnen  freien  Abzug 
Im  J.  149 1  befreiten  Schultheiss,  Räte  und  etliche- der  Bürger 
die  Untertanen  der  Herrschaft  Erlach  von  der  Leibeigenschaft, 
1500  wurden  die  Eigenleute  von  Mülinen  im  Amte  Schenken- 
berg und  die  des  Gotteshauses  Rüggisberg  frei ,  und  acht 
Jahre  später  erfolgte  der  Loskauf  der  Eigenen  von  Bipp 
so  dass  zur  Zeit  der  Reformation  der  grösste  Teil  der  da- 
maligen bernischen  Landschaft  von  der  Leibeigenschaft  befreit 
war.  Die  letzten  Ueberreste  persönlicher  Hörigkeit  ver- 
schwanden gegen  das  Ende  des  16.  Jahrhunderts,  die  aus 
dem  Loskauf  hervorgegangenen  Grundlasten,  besonders  der 
Todfall  aber  erst  „mit  der  grossen  Abrechnung  mit  dem  Mittel- 
alter, der  französischen  Revolution"^). 

In  Luzern  befand  sich  die  Stadt  im  1 5.  Jahrhundert  im 
Besitze  sämtlicher  hohen  Gerichte;  nach  und  nach  gingen  auch 
die  Rechte  weltlicher  und  geistlicher  Grundherren  an  sie  über, 
wo  dieselben  nicht  auf  dem  Vertragswege  schon  beseitigt  waren. 
Von  dem  Bestreben  Luzerns ,  die  Leibeigenschaft  auch  auf 
seinem  Gebiete  aufzuheben,  zeugt  eine  Ratsverfügung  vom 
J.  148 1 :  dz  wir  kein  eigenlüte,  wem  loch  die  zugehörend,  den 
tütschen  Herren,  denen  von  Bern,  von  Soloturn  vnd  andern 
in  vnser  graffschaft  Willisau  sitzend,  me  da  haben  wöllen^). 

Gegen  Schluss  des   16.  Jahrhunderts  hatten  in  Luzern 
die  Hörigkeitsverhältnisse  ihr  Ende  erreicht^). 


^)  Leuenberger,  Studien  z.  bern.  RG.,  pag.  i88. 

2)  Till  ier,  Geschichte  des  eidgen.  Freistaates  Bern,  Bd.  II.,  pag.  4^9  ff- 
^)  Leuenberger,  1.  c.  pag.  189. 

Leuenberger,  1.  c.  pag.  191, 
^)  Segesser,  RG.  von  Luzern,  Bd.  II.,  pag.  237. 

Segesser,  1.  c. 
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In  den  übrigen  Städtekantonen  nahm  die  Entwicklung 
einen  ähnlichen  Verlauf.  Ueberall  gelangte  mit  der  Zeit  der 
Staat  in  den  Besitz  der  einst  in  seinem  Gebiete  den  Grund- 
herren zugestandenen  Rechte.  Die  alten  Weistümer  verloren 
ihre  Geltung,  Freie  und  Hörige  fanden  sich  zusammen  in 
einem  neugebildeten,  für  grössere  Bezirke  geltenden  Gericht. 
Die  einstigen  Hofgenossen,  die  sich  der  aus  frühern  Ver- 
hältnissen herstammenden  Lasten  nicht  zu  entledigen  ver- 
mochten, wurden  nicht  mehr  Hörige  genannt:  sie  waren 
nun  Eigene  des  Staates,  der  ihnen,  freilich  in  den  einzelnen 
Kantonen  zu  sehr  verschiedenen  Zeiten,  durch  direkte  Auf- 
hebung der  Leibeigenschaft,  die  jedoch  schon  längst  an 
Schärfe  für  den  Leibeigenen  wie  an  Bedeutung  für  den  Leib- 
herrn verloren  hatte,  die  volle  Freiheit  verlieh. 

Solothurn^)  beseitigte  die  Leibeigenschaft  im  J.  1785, 
Basel^)  in  einer  Ratsversammlung  vom  20.  Dezember  179O. 


III.  In  den  zugewandten  und  verbündeten  Orten. 

Von  den  Gotteshausleuten  der  Abtei  St.  Gallen  erlangten, 
wie  uns  bereits  bekannt,  diejenigen  im  Appenzellerlande 
schon  zu  Beginn  des  16.  Jahrhunderts  ihre  volle  Freiheit. 
Nicht  so  erfolgreich  waren  die  Bemühungen  der  übrigen 
St.  Gallischen  Hörigen,  die  erst  später  zu  diesem  Ziele  ge- 
langten. 

Eine  ernstliche  Aeusserung  des  auch  unter  ihnen  er- 
wachten Dranges  nach  Freiheit  und  Unabhängigkeit  bekundete 
sich  im  J.  1558  in  dem  Widerstande,  den  die  Rorschacher 
dem  vom  Abt  Diethelm  befohlenen  Bezug  der  Fälle  und 
Fastnachthühner  entgegensetzten^).  Als  Diethelm  hievon 
den  Schirmorten  Anzeige  erstattete,  beschieden  diese  die 
störrische  Gemeinde,  der  sich  noch  12  andere  Kirchhörinen 


')  Handwörterbuch  der  Schweiz.  Volkswirtschaft  etc.,  pag.  456. 
2)  Peter  Ochs,  Geschichte  der  Stadt  und  Landschaft  Basel,  Bd.  VIII., 
pag.  109  f. 

von  Arx,  Geschichte  des  Kantons  St.  Gallen,  Bd.  III.,  pag.  70. 
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angeschlossen  hatten,  nach  Rapperswil  und  verurteilten  sie 
dort  zur  Weiterleistung  der  genannten  Abgaben 

1562  gestattete  man  den  auswärtigen  St.  GaUischen 
Gotteshausleuten,  sich  wegen  der  vielen  Umstände  beim  Ein- 
ziehen der  Gefälle  davon  loszukaufen.  Das  geschah  zuerst 
im  Kanton  Zürich,  wo  auf  Befehl  des  Rates  im  Grüninger- 
und Kyburgeramt,  zu  Greifensee  und  Andelfingen  500  Per- 
sonen, jede  mit  3  Gulden  sich  von  der  Eigenschaft  befreiten^). 

Der  Ausbruch  der  französischen  Revolution,  deren  frei- 
heitliche Ideen  die  vielerorts  hart  bedrückten  Bauern  der 
Schweiz  voll  Begeisterung  und  Freude  zu  den  ihrigen 
machten,  verfehlte  die  Wirkung  auch  im  St.  Gallerlande  nicht. 
Die  ersten  Spuren  dieses  Freiheitssinnes  zeigten  sich  in 
Gossau  (1793),  welche  Gemeinde  sich  über  Erhöhung  von 
Hofstatt-  und  Ehehaftgeldern,  über  den  Erdäpfelzehnt,  über  das 
Verbot  der  Holzausfuhr  etc.  beklagte.  Die  Unzufriedenheit 
riss  um  sich,  Gemeindeversammlungen  wurden  abgehalten 
und  am  3.  Juni  1797  reichte  ein  Landesausschuss  die  Wünsche 
und  Begehren  des  Volkes  als  „Ehrerbietige  Vorstellungen" 
in  61  Artikeln  dem  damaligen  Abt  Beda  ein.  Der  gutmütige 
Kirchenfürst  gab  nach  und  gestattete  eine  Ablösung  von 
Fall,  Fastnachthuhn  etc.  um  die  Summe  von  135  720  fl.  Als 
das  Volk  sich  damit  noch  nicht  zufrieden  stellte,  ging  er 
trotz  Widerspruch  des  Kapitels  noch  weiter  und  kam  beinahe 
allen  Wünschen  des  Ausschusses  entgegen,  was  er  auch 
durch  ein  schriftliches  Aktenstück  unter  dem  Namen  „Güt- 
licher Vertrag"  bestätigte^).  Allein  die  Bewegung  war  da- 
durch nicht  abgeschlossen;  sie  dauerte  unter  Bedas  Nach- 
folger Pankratius  fort,  bis  endlich  das  Jahr  1798  die  ge- 
wünschte Erlösung  brachte. 

In  Schaff  hausen,  wo  die  einstigen  grundherrlichen 
Rechte,  wenn  nicht  durch  Loskauf  beseitigt,  grösstenteils  an 
die  Stadt  übergegangen  waren,  beschlossen  am  28.  November 

^)  von  Arx,  Geschichte  des  Kantons  St.  Gallen ,  Bd.  III.,  69  ff.  Das 
Urteil  findet  sich  abgedruckt  bei  Gmür  ,  Rechtsquellen  des  Kantons  St.  Gallen, 
I.,  pag.  49  ff. 

2)  von  Arx,  1.  c.  Bd.  III.,  pag.  282. 

von  Arx,  1.  c.  Bd.  III.,  pag.  636  ;  639  ff. 
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1797  Grosse  und  Kleine  Rat  die  unentgeltliche  Auf- 

hebung der  Leibeigenschaft  Am  Neujahrstage  des  folgen- 
den Jahres  verkündete  man  diese  frohe  Botschaft  von  den 
Kanzeln  herab.  Mit  Jubel  wurde  die  Bescherung  aufgenommen 
und  von  den  Abgeordneten  derjenigen  Gemeinden,  in  denen 
jenes  Institut  noch  bestand,  bestens  verdankt. 


IV.  In  den  gemeinen  Herrschaften. 

In  der  wichtigsten  der  Landvogteien  der  Eidgenossen- 
schaft, im  Thurgau,  blieb,  wie  in  den  übrigen  gemeinen 
Herrschaften,  die  Hörigkeit  und  Leibeigenschaft  mit  wenigen 
Abschwächungen  bis  1798  bestehen.  Zahlreiche  Grundherren, 
so  der  Bischof  von  Konstanz,  die  Klöster  St.  Gallen  und 
Reichenau  nebst  einigen  weltHchen  Herren  wachten  sorgsam 
für  richtige  und  pünktliche  Leistung  der  ihnen  zukommenden 
Gefälle.  Am  29.  September  1568  fasste  die  Tagsatzung,  die 
für  die  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  in  den  gemeinen 
Vogteien  nicht  gerade  günstig  gesinnt  war,  den  Beschluss, 
dass  Leute,  die  durch  Loskauf  freigeworden,  wenn  sie  sich 
im  Thurgau  niederliessen,  wieder  als  unfrei  zu  gelten  hätten, 
indem  sie  als  Ein^üglinge  dem  Fallrecht  der  regierenden 
Orte  unterstellt  wurden^).  1607  verlieh  die  Eidgenossen- 
schaft dem  Wunsche  Ausdruck,  es  möchten  die  eigenen 
Leute  der  Gotteshäuser,  Edlen  und  Gerichtsherren  sich  von 
ihrer  Eigenschaft  loskaufen,  damit  die  Untertanen  desto  freier 
würden  und  nur  die  Eidgenossen  als  hohe  Obrigkeit  den 
Fall  von  ihnen  zu  beziehen  hätten.  Im  gleichen  Jahre  er- 
hielten auch  die  Landvögte  eine  Weisung,  dahin  zu  wirken, 
dass  der  Loskauf  wirklich  zustande  komme  mit  dem  Be- 
merken, weil  das  Leibeigensein  in  der  Eidgenossenschaft, 
die  durch  Gottes  Gnade  ein  freier  Stand  sei,  sich  sehr  übel 
ausnehme  ^). 

^)  Geschichte  des  Kantons  Schaff  hausen.  Festschrift  zur  Bundesfeier 
1901,  pag.  470  f. 

^)  I'npikofer,  Geschichte  der  alten  Grafschaft  Thurgau,  II.,  pag.  443. 
Pupikofer,  Geschichte  der  alten  Grafschaft  Thurgau,  Bd.  II.,  446. 
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1749  unterbreiteten  die  Gesandten  des  Abtes  von 
St.  Gallen  der  Tagsatzung  den  Vorschlag,  eine  gemeinsame 
Bereinigung  der  den  verschiedenen  Herren  zugehörenden 
fälligen  Leute  aufzunehmen.  Der  Landweibel  Fehr  übernahm 
diese  Aufgabe,  die  umso  schwieriger  erschien,  als  seit  1706 
das  Verzeichnis  der  Leibeigenen  nicht  weitergeführt  worden 
war.  Im  J.  1766  verständigten  sich  sodann  die  Gerichts- 
herren zu  dem  Vergleich,  dass  jeder  von  ihnen  das  Fallrecht 
an  seinen  Gerichtsuntertanen  erhalten,  dagegen  auf  dasjenige 
seiner  in  andern  Gerichten  sitzenden  Leibeigenen  zu  gunsten 
des  betreffenden  Gerichtsherrn  verzichten  solle 

EndHch,  als  vom  Westen  her  der  Feind  in  das  Vater- 
land einzubrechen  drohte,  erhielten  die  Thurgauer  anfangs 
März,  zwei  Tage  vor  dem  Falle  Berns,  von  der  Eidgenossen- 
schaft die  Freilassungsurkunde.  Diesem  Beispiele  folgten 
auch  die  übrigen  thurgauischen  Gerichtsherren,  indem  sie 
ihre  bisherigen  Herrschaftsrechte  preisgaben.^) 

Im  Aargmi  bemühte  sich  besonders  Bern,  der  Hörigkeit 
ein  Ende  zu  bereiten,  indem  die  Regierung  dieses  Ortes  im 
Jahre  i486  Verordnungen  erliess,  wonach  sie  kundgab,  fortan 
in  ihren  Ländereien  keine  eigenen  Leute  mehr  dulden  zu 
wollen.  Das  hatte  zur  Folge,  dass  zur  Reformationszeit  im 
bernischen  Aargau  die  Unfreiheit  verschwand.  Länger  be- 
hauptete sie  sich  im  Fricktal  und  Freiamt,  wo  der  Todfall 
noch  bis  1797  gefordert  wurde^). 

Aus  dieser  kurzen  Uebersicht  ergibt  sich,  dass  die  Hörig- 
keit in  der  alamannischen  Schweiz  längstens  bis  zum  Jahre 
1798  ihr  Ende  erreicht  hatte.  Wo  sie  durch  Loskauf  oder 
Auflösung  der  Hofverfassung  schon  früher  verschwunden, 
bheben  doch  viele  aus  jenem  Verhältnisse  entsprungenen 
dinglichen  wie  persönlichen  Verpflichtungen  noch  bestehen, 
bis  ein  neues,  für  die  ganze  Eidgenossenschaft  geltendes  Gesetz 


1)  Pupikofer,  1.  c.  Bd.  II.,  pag.  805  £f. 

^)  G.  Sulzberger,  Geschichte  des  Thurgaus  von  1798 — 1803,  pag.  29,  in 
Pupikofer,  Bd.  II. 

^)  J.  Müller,  „Der  Aargau,  seine  politische,  Rechts-,  Kultur-  und  Sitten- 
geschichte", Bd.  I.,  pag.  493  ff, 
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vom  28.  März  jenes  Jahres  auch  mit  diesen  aufräumte,  indem 
es  in  art.  13  bestimmte:  „Der  Grund  und  Boden  kann  mit 
keiner  Last,  Zins  oder  Dienstbarkeit  beschwert  werden,  wovon 
man  sich  nicht  loskaufen  könnte"^). 

So  bUeb  es  auch  nach  dem  Sturze  der  helvetischen 
Republik,  indem  die  Kantonalverfassungen  der  Mediations- 
akte von  1803  entweder  von  vornherein  die  Aufhebung 
dieser  Lasten  verfügten,  oder  doch  allgemein  das  Prinzip  der 
Ablösbarkeit  derselben  aufstellten,  das  weitere  Vorgehen  der 
Gesetzgebung  überlassend.  Seither  sind  die  letzten  Spuren 
der  Hörigkeit,  die  zum  grössten  Teil  in  der  Unfreiheit  ihren 
Ursprung  hatte,  verschwunden.  Wenn  sich  auch  die  Ent- 
stehung dieses  Institutes  und  dessen  ziemlich  lange  Dauer 
geschichtUch  erklären  lässt,  wenn  mit  der  Aufhebung  des- 
selben auch  andere  Abhängigkeitsverhältnisse  verwechselt 
und  Privatrechte  der  Herren  empfindlich  verletzt  wurden,  so 
war  doch  die  Beseitigung  der  Hörigkeit  lebhaft  zu  begrüssen;  » 
sie  passte  nicht  mehr  für  die  moderne  Zeit  mit  ihren  vom 
Mittelalter  so  verschiedenen  Ansichten  und  Einrichtungen. 

Viertes  Kapitel. 


Begriff  der  Qrundhörigkeit  als  Resultat. 

§  10. 
Im  allgemeinen. 

Es  ist  übHch,  bei  der  Bearbeitung  eines  Themas  mit 
einer  Abgrenzung,  einer  klaren  Definition  des  Gegenstandes 
zu  beginnen. 

Wenn  wir  in  unserer  Abhandlung  mit  dieser  Gewohn- 
heit gebrochen  und  zuerst  die  Abstammung,  die  Rechtsver- 

^)  H.  Türler,  „Ablösung  der  Reallasten",  im  Handwörterbuch  der  Schweiz. 
Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung,  herausgegeben  von  Reichesberg, 
Bd.  I.,  pag.  2. 
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hältnisse  und  das  Gerichtswesen  der  Hörigen  in  Betracht 
gezogen  haben,  so  liegt  der  Grund  darin,  dass  es  als  unsere 
wesentlichste  Aufgabe  erschien,  zu  einer  richtigen  Begriffs- 
bestimmung der  Hörigkeit  zu  gelangen,  was  am  ehesten  dann 
ermöglicht  wird,  nachdem  die  Formen  derselben  bekannt 
geworden.  Die  Sache  ist  um  so  schwieriger,  als  die  meisten 
Autoren,  die  sich  in  ihren  Staats-  und  Rechtsgeschichten 
oder  sonstigen,  diesen  Gegenstand  beschlagenden  Werken, 
darüber  verbreitet  haben,  durchaus  nicht  einig  gehen. 

Von  den  verschiedenen  Auffassungen  zeugt  kurz  fol- 
gende Zusammenstellung. 

Grimm^),  der  eine  doppelte  Art  der  Unfreiheit  unter- 
scheidet, nämlich  eine  härtere  und  eine  mildere,  nennt  jene 
Leibeigenschaft,  diese  Hörigkeit. 

Der  Einteilung  von  Grimm  schliesst  sich  Stettler^)  an, 
der  zu  den  Hörigen  die  Vogteileute,  Lehenleute  zählt,  wor- 
unter er  diejenigen  versteht,  die  ohne  die  eigentlichen  Frei- 
heitsrechte und  daher  ohne  echtes  Eigentum  an  Grund- 
stücken, unter  dem  Schutze  eines  Herrn,  Grundherrn  oder 
Vogtes,  standen  und  dafür  bestimmte  Gebühren  entrichteten. 

Eine  Trennung  der  Unfreien  in  zwei  verschiedene  Klassen 
nimmt  auch  Leuenberger^)  an.  Nach  ihm  stehen  die  Hörigen, 
die  meist  auf  dem  Wege  des  Kontraktes  im  Zusammenhang 
mit  dem  Lehenswesen  in  ein  Dienstbarkeitsverhältnis  des 
Grundherrn  oder  Vogtes  geraten  sind,  mehr  in  dinglicher, 
die  Leibeigenen  dagegen  in  persönlicher  Abhängigkeit  von 
ihrem  Herrn. 

Maurer*)  endlich  und  Meyer^)  betrachten  als  Hörige  die 
alten  Liten,  Läten,  Freigelassenen,  römischen  Kolonen  etc. 
und  ihre  Nachkommen,  die  trotz  der  Zugehörigkeit  zu  einer 
Grundherrschaft  ihre  persönliche  Freiheit  sich  bewahrt  haben. 

Von  diesen  abweichenden  Ansichten,  auf  die  wir  noch 
näher  zu  sprechen  kommen,  erscheint  uns   diejenige  von 

^)  Rechtsaltertümer,  Bd.  L,  pag.  41 8. 

^)  Staats-  und  Rechtsgeschichte  des  Kantons  Bern,  pag.  16. 

^)  Studien  über  bern.  Rechtsgeschichte,  pag.  167. 

*)  Geschichte  der  Fronhöfe,  Bd.  I.,  pag.  12  ff. 

•^)  Geschichte  des  sch-yveizer,  Bundesstaatsrechtes,  Bd.  L,  148. 
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Stettier  und  Leuenberger  insofern  unrichtig,  als  die  einen 
eigenen,  höhern  Stand  bildenden  Vogteileute  nicht  zu  den 
Grundhörigen  zu  zählen  sind^).  Dagegen  stimmen  wir  mit  ihnen 
wie  mit  Grimm  darin  überein,  dass  wir  alle  Grundhörigen  als 
unfrei  oder  halbfrei  betrachten.  Wir  verkennen  zwar  mit 
Heusler^)  nicht,  dass  infolge  der  Leiheverhältnisse  ihre  Zahl 
auch  von  seite  der  Freien  einen  Zuwachs  erhielt.  Allein 
da  diese  Freien  durch  den  Eintritt  in  den  Hofverband,  auf 
den  sich  nun  ihre  ganze  Rechtspersönlichkeit  beschränkte, 
ihre  Freiheit  einbüssten  und  den  von  Geburt  Unfreien  in 
allen  Beziehungen  rechtlich  gleichstanden,  so  geht  es  nicht 
wohl  an,  von  freien  Hörigen  zu  sprechen^). 

Maurer  und  Meyer  pflichten  wir  in  der  Bezeichnung 
der  alten  Halbfreien  als  Grundhörige  bei,  glauben  aber  damit 
den  Begriff  noch  nicht  erschöpft  zu  haben. 

Uns  scheint  wegen  der  steten  Veränderung  und  Um- 
bildung der  sozialen  Verhältnisse  eine  einheitliche  Definition, 
die  für  alle  Zeiten  des  Bestandes  der  Grundhörigkeit  gegolten 
hätte,  nicht  passend.  Wir  unterscheiden  daher  einen  engern 
Begriff  für  die  ältere  Periode  und  einen  weitern  für  die  Zeit 
der  Hofverfassung. 

§  II. 

Verschiedenheit  des  Begriffes. 
I.  In  älterer  Zeit  (bis  zirka  zum  9.  Jahrhundert). 

Zu  den  Grundhörigen  dieses  Zeitraumes  rechnen  wir 
einmal  die  an  die  Scholle  gefesselten  römischen  Kolonen, 
die  bei  dem  Eindringen  der  germanischen  Stämme  ihren 
zurückweichenden  Herren  nicht  nachfolgten,  sondern  sich  dem 
Sieger  unterwarfen  und  dessen  Herrschaft  anerkannten. 

Es  gehörten  ferner  dazu  die  vorzugsweise  in  den  Grenz- 
gebieten zu  Kriegszwecken  angesiedelten  Läten. 


^)  Davon  unten,  pag.  1 1 1  f . 

^)  Institutionen  des  deutschen  Privatrechts,  L,  pag.  134. 
^)  Unten,  pag.  107  f. 
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Einen  weitem,  bedeutendem  Bestandteil  bildeten  die 
meist  durch  kriegerische  Unterwerfung  ganzer  Stämme  her- 
vorgegangenen Liten.  Was  diese  minderfreie  oder  halbfreie 
Personenklasse  von  den  Freien  unterscheidet,  das  liegt  in 
der  Gebundenheit  ihrer  Wirtschaft.  Zwar  kommt  auch  ihre 
persönUche  Abhängigkeit  nach  allen  Volksrechten  deutlich 
zum  Ausdruck ,  müssen  sie  doch  persönliche  Dienste  und 
Abgaben  leisten.  Allein  diese  Unterordnung  war  mehr  nur 
ein  Verhältnis  des  Schutzes,  nicht  des  Eigentums.  In  der 
Verfügungsgewalt  über  das  Gut  dagegen,  das  sie  von  ihrem 
Herrn  hatten,  standen  sie  den  Unfreien  völlig  gleich.  Sie 
konnten  dieses  nicht  veräussern,  nicht  wie  der  Freie  durch 
Zurückgabe  desselben  an  den  Eigentümer  sich  der  Hörigkeit 
entziehen;  sie  entbehrten  des  Rechtes  der  Freizügigkeit,  waren 
glebae  adscripti. 

Der  Stand  der  Liten  verlor  gegen  Ende  der  Karolinger- 
zeit seine  spezifische  Bedeutung,  die  ihm  früher  zugekommen, 
er  wurde  von  der  Grundherrschaft  aufgesogen^).  Die  Liten 
vermengten  sich  mit  den  übrigen  Grundhörigen  desselben 
Hofes,  den  Kolonen  sowie  mit  den  durch  die  manumissio 
aus  der  strengen,  knechtischen  Unterwerfung  zur  mildern 
Hörigkeit  emporgestiegenen  Freigelassenen.  Ja  sie  unter- 
schieden sich  oft  sogar  von  denjenigen  nicht  mehr,  die  per- 
sönlich unfrei ,  aber  auf  selbständig  bewirtschaftetem  Zins- 
gute ein  gewisses  Mass  faktischer  Freiheit  erlangt  hatten: 
den  servi  casati^). 

Wie  früher  gezeigt^),  hatten  diese  von  ihren  Herren  Huben 
oder  sonstige  grössere  oder  kleinere  Landkomplexe  zur  eigenen 
Bebauung  erhalten.  Wenn  auch  zuzugeben  ist,  dass  das 
Eigentumsrecht  des  dominus  selbst  an  seinen  behausten 
Knechten  anfänglich  in  drückender  Weise  sich  geltend  machte, 
der  mansionarius  von  seiner  Hube  willkürlich  getrennt  und 
auf  ein  anderes  Gut  versetzt  werden  konnte,  so  trat  doch 
mit  der  Zeit  eine  Milderung  ein. 


^)  Inama  von  Sternegg.    Deutsche  Wirtschaftsgeschichte,  Bd.  II.,  pag.  36. 
^)  Inama,  1.  c.  Bd.  I.,  pag,  226. 
3)  Oben,  pag.  28  f. 
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V^orerst  beliess  man  dem  Knecht  seine  Fahrhabe,  sein 
peculium,  dessen  Entziehung  die  Kirche  als  unerlaubt  dar- 
stellte^). Ferner  wurde  es  Regel,  den  servus  casatus,  wenn 
er  seinen  Verpflichtungen  nachkam,  nicht  willkürHch  vom 
Hofe  zu  Verstössen.  Endlich  erwarben  sich  die  hobarii^)  ein 
festes  Recht  auf  ihren  Besitz,  der  sich  mit  ihrer  Person  aufs 
engste  zu  verknüpfen  begann  und  sich  sogar,  freilich  nur  in 
beschränkter  Weise,  in  ihrer  Familie  vererbte. 

Je  mehr  die  Machtbefugnis  des  Herrn  zurücktrat,  einen 
desto  gesicherteren  Anspruch  erwarb  der  Knecht  auf  sein 
Gut  und  beim  Durchgehen  der  Urkunden  finden  wir  schon 
i  n  sehr  früher  Zeit  die  Sitte,  dass  die  unfreien  Landbebauer 
nur  zugleich  mit  ihrem  Grundstück  veräussert  wurden.  Sie 
galten  als  glebae  adscripti  und  „wie  sie  an  der  Scholle  klebten, 
so  klebte  die  Scholle  auch  an  ihnen ;  sie  wurden  nicht  von 
derselben  weggerissen,  nicht  besonders,  nicht  von  ihren 
Weibern  und  Kindern  wegverhandelt" 

Als  Unfreie  unterschieden  sie  sich  zwar  von  den  Halb- 
freien, mit  denen  sie  nach  alter  Rechtsanschauung  auch  keine 
gültige  Ehe  eingehen  konnten.  Allein  die  Gleichartigkeit 
der  ländlichen  Beschäftigung,  die  Fixierung  der  von  den 
Unfreien  geforderten  Abgaben  und  Dienste,  sowie  Verhei- 
ratungen, die  trotz  des  Verbotes  zwischen  den  beiden  Ständen 
häufig  vorkamen ,  bewirkten  eine  Verschmelzung  und  Ver- 
mischung derselben. 

Fassen  wir  diese  Ausführungen  zusammen,  so  kommen 
wir  zu  folgendem  Ergebnis: 

In  der  Zeit  bis  zirka  zum  9.  Jahrhundert  findet  die  Be- 
zeichnung als  Grundhörige  Anwendung  auf  die  römischen 
Kolonen  und  ihre  Nachkommen,  auf  die  Läten  und  Liten, 
die  weitaus  grösste  Zahl  der  Freigelassenen  und  endUch  auf 
die  servi  casati.  Allen  ist  gemeinsam  die  Gebundenheit  an 
die   Scholle,  der  Mangel  der  Freizügigkeit     Dazu  kommt 

Egberti  confessionale  add.  c  35 :  Non  licet  pecuniam  suam  servo 
auferre  quam  ipse  labore  suo  adquisiveiit.  Walter,  Deutsche  RG.,  II.,  pag.  19, 
Anm.  6. 

^)  So  wurden  die  servi  casati  zuweilen  auch  genannt. 

^)  Wurstemberger,  Geschichte  der  alten  Landschaft  Bern,  Bd.  1.,  pag.  363. 
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noch  ein  anderes  Moment,  die  Abhängigkeit  von  ihrem  Herrn, 
ein  Verhältnis,  das  aber  bei  den  Halbfreien  um  vieles  milder 
war  als  bei  den  unfreien  hobarii  und  mansuarii,  bis  dann 
auch  hierin  eine  Gleichstellung  erfolgte,  indem  das  Eigen- 
tumsrecht des  Herrn  über  die  letztern  sich  mehr  in  ein 
Schutzverhältnis  verwandelte  dadurch ,  dass  der  private 
Charakter  der  Herrschaft  verschwand  und  ihnen  ein  Recht 
eingeräumt  ward,  welches  als  Hofrecht  ihre  Ehe,  ihr  Eigen- 
tum und  ihr  Erbrecht  schützte^). 

IL  Seit  Ausbildung  der  Hofverfassung  (vom  zirka 
9.  Jahrhundert  bis  zur  Aufhebung  des  Hörigkeits- 
Yerhältnisses). 

Ueber  die  Entstehung  und  Bedeutung  des  Hofrechts 
wurde  schon  früher  gesprochen.  Wir  haben  gesehen,  wie 
die  zunehmende  Ausdehnung  des  Besitztums  grosser  Grund- 
eigentümer und  damit  die  Vereinigung  der  verschieden- 
artigsten Elemente  es  mit  sich  brachte,  dass  der  Grundherr, 
um  Ordnung  in  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  zu  bringen 
und  die  Beziehungen  seiner  Hintersassen  unter  sich  und  ihm 
gegenüber  zu  regeln,  oft  allein,  oft  gemeinsam  mit  seinen 
Hörigen  bestimmte  Normen  aufzustellen  sich  genötigt  sah, 
die  für  alle  Hofgenossen  in  gleicher  Weise  zur  Geltung 
kommen  sollten. 

Es  stellte  sich  so  neben  das  Volks-  oder  Landrecht  ein 
Hofrecht,  welches,  wenn  auch  härter  als  die  Rechtsnormen 
der  Freien,  doch  wenigstens  eine  objektive  Rechtsordnung 
war  und  somit  der  rein  subjektiven  Willkür  des  Herrn  eine 
Schranke  zog.  Die  Handhabung  dieses  Rechts  erfolgte  im 
Hofgericht,  wo  gemäss  dem  altgermanischen  Grundsatz,  dass 
jeder  nur  von  seinesgleichen  gerichtet  werden  dürfe,  die 
Genossen  das  Recht  im  einzelnen  Falle  zur  Anwendung 
brachten.  Dem  Herrn  bUeb  nur  die  Ueberwachung  des 
Verfahrens  und  die  Vollzugsgewalt  des  Urteils.  Auf  diese 
Weise  geschah  es,  dass  der  Unfreie,  der  ursprünglich  gar 


1)  Huber,  PR.,  Bd.  IV.,  pag.  216  f. 
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keinen  Anspruch  auf  Recht  und  Gerichtsbarkeit  hatte,  in 
allen  wichtigen  Dingen  des  Privat-  und  Prozessrechts  dem 
Halbfreien  sowie  dem  persönlich  freien,  aber  dinglich  schwer 
belasteten,  Hofgüter  bebauenden  Hintersassen,  gleichstand 
und  von  ihm,  da  auch  die  Bezeichnungen  für  Person  und 
Leistungen  der  freien  und  unfreien  Bauern  ineinander  über- 
gingen ,  fast  nicht  mehr  zu  unterscheiden  war.  Das  in  der 
ersten  Periode  vorherrschende  Muntverhältnis  des  Herrn  zu 
seinen  Hintersassen  trat  in  den  Hintergrund,  die  Hörigen 
erhielten  am  Hofrecht  eine  feste  Stütze,  die  ihnen  ihrem 
Herrn  gegenüber  eine  gewisse  Selbständigkeit  gewährte. 

Wenn  nun  auch  innerhalb  des  Hofverbandes  die  stän- 
dischen Gegensätze  sich  noch  bemerkbar  machten  und  die 
Grundherrn  oft  genau  anzugeben  wussten,  welche  von  ihren 
Hörigen  unfrei,  welche  halbfrei  oder  ursprüngUch  frei  gewesen, 
so  erfolgte  im  Laufe  der  Entwicklung  eine  äusserst  wichtige 
Aenderung,  die  eine  Verschmelzung  aller  ständisch  verschie- 
denen Elemente  in  einer  Grundherrschaft  zur  Folge  hatte. 
Es  war  dies  die  Radizierung  der  ursprünglich  nach  der  Person 
bemessenen  Abgaben  auf  die  Güter,  die  nun  je  nach  der 
Grösse  der  darauf  lastenden  Verpflichtung  mansi  ingenuiles, 
lidiles  oder  serviles  hiessen.  Wer  ein  solches,  abhängiges 
Gut  bebaute  und  die  mit  dem  Besitz  verbundenen  Verpflich- 
tungen auf  sich  nahm ,  der  unterwarf  sich  damit  dem  Hof- 
verband, der  wurde  hörig.  „Es  mochten  sich  zwar",  wie 
Huber  treffend  bemerkt,  „diese  Freien  neben  den  Unfreien 
unter  derselben  Grundherrschaft  ihres  bessern  Ursprungs 
wohl  bewusst  sein  und  zäh  auf  dessen  Bewahrung  halten. 
Aber  die  Verhältnisse  der  Gegenwart  waren  stärker  als  die 
alte  Ueberlieferung.  Die  Luft  machte  eigen,  die  Familie 
des  Freien,  der  mit  dem  Zinsgut  in  den  Hofverband  einge- 
treten war,  wurde  nach  wenigen  Generationen  zur  Hörigkeit 
gebracht"^).  Die  Freiheit  vertrug  sich  nicht  mit  abgeleitetem, 
zinspflichtigem  Besitz.  Der  Inhaber  und  Bebauer  eines  Hof- 
gutes galt  daher  nicht  mehr  als  frei;  das  Volksrecht  ver- 
schloss  sich  ihm,  Abgaben  und  Dienste,  ursprünghch  vielleicht 


^)  Huber,  PR.,  Bd.  IV.,  pag.  228. 
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nur  von  der  Person  des  Unfreien  gefordert,  lasteten  infolge 
Uebernahme  des  Grundstückes  auch  auf  ihm.  Uebertretung 
des  Verbotes  der  Ungenossame  oder  Nichtbeobachtung  der 
Vorkaufsrechte  bei  Veräusserung  des  Besitzes  brachte  dem 
Ungehorsamen  schwere  Nachteile.  Es  lag  nicht  mehr  in 
seinem  Belieben,  sich  der  Hofhörigkeit  durch  Wegzug  zu 
entziehen*),  er  gehörte  zum  Grundstück,  mit  dem  er  ver- 
äussert, verkauft,  vertauscht  werden  konnte. 

Die  Hofgenossen  einer  Grundherrschaft,  unter  denen 
das  Bewusstsein  der  Zusammengehörigkeit  und  damit  die 
Sorge  um  die  Wahrung  der  gemeinschaftlichen  Interessen 
bereits  mächtig  erstarkt  war,  schlössen  sich  zusammen  zu 
einem  eigenen,  wohlgeordneten  Verband.  So  kommen  wir 
dazu,  die  Hörigen  als  einen  Inbegriff  von  Menschen  aufzu- 
fassen, die  zufolge  der  Gleichartigkeit  ihrer  Stellung,  ver- 
bunden mit  gleichen  Rechten  und  Pflichten,  eine  eigene, 
gleichförmige  Klasse,  einen  besondern  Stand  bildeten''^).  Ihre 
Abhängigkeit  ist  vor  allem  eine  dingliche,  die  in  der  Ge- 
bundenheit an  die  Scholle,  ihrer  Zugehörigkeit  zu  einer 
Grundherrschaft  zum  Ausdruck  kommt.  Sie  stehen  also  in 
dieser  Beziehung  den  alten  Grundhörigen  gleich.  In  ihrer 
persönlichen  Stellung  dagegen  ist  eine  wichtige  Aenderung, 
ein  mächtiger  Umschwung  zum  Bessern  eingetreten:  Das 
von  Haus  aus  absolute  Gewaltsrecht  des  Herrn  erscheint 
jetzt  beschränkt  durch  den  Willen  der  Gewaltunterworfenen. 
Der  Auffassung,  als  sei  gerade  in  der  Grundherrschaft 
das  alte  Mundialprinzip  zur  intensivsten  Entwicklung 
gelangt,  ist  daher  nicht  unbedingt  zuzustimmen.  Sie  trifft 
zu  für  die  Zeit,  da  der  Herr,  höchstens  durch  die  Sitte  und 
persönliche  Rücksichten  zurückgehalten ,  mit  seinen  Unter- 
gebenen nach  Willkür  verfuhr.  Je  mehr  aber  die  ursprüng- 
lich der  strengen  Hausherrschaft  unterstehenden  Personen 
sich  zur  Selbständigkeit  emporschwangen,  desto  mehr  wurde 


^)  Heusler,  J.,  Bd.  L,  pag.  135. 

^)  Sie  befanden  sich  auf  der  ständischen  Stufenleiter,  die  sich  durch  die 
Steigerung  der  Freiheit  zum  Adel  und  ihre  Herabminderung  zur  Halbfreiheit 
oder  Hörigkeit  herausbildete.    O.  Gierke,  Deutsches  Privatrecht,  Bd.  I..  pag.  396. 
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die  Herrengewalt  abgeschwächt  und  zurückgedrängt.  Als 
endlich  den  Hörigen  sogar  ein  eigenes  Recht  eingeräumt 
ward,  das  auch  den  Grundherrn  zur  Anerkennung  zwang  und 
ihn  zur  Regelung  der  Grunbesitzverhältnisse  und  zur  Aus- 
übung der  Gerichtsbarkeit  an  die  Zustimmung  der  im  Hof- 
gericht versammelten  Hofleute  verwies,  da  blieb  von  der  alten 
Munt  nicht  mehr  viel  übrig.  Wir  kommen  somit  zum  Schluss: 
Der  Hörige  des  1 3.  Jahrhunderts  hat  mit  demjenigen  des  8. 
noch  die  dingliche  Gebundenheit  gemein,  sofern  nicht  in 
dieser  Beziehung  sich  bereits  mildere  Grundsätze,  bestehend 
in  der  Gewährung  des  freien  Abzuges  nach  Erfüllung  ge- 
wisser Bedingungen  geltend  zu  machen  begannen,  unter- 
scheidet sich  aber  von  dem  letztern  durch  die  weitaus  gün- 
stigere persönliche  Stellung,  durch  die  Selbständigkeit,  die 
ihm  das  Hofrecht  gegenüber  seinem  Herrn  verlieh. 

§  12. 

Abgrenzung  des  Begriffes. 

L  Nach  unten  (von  den  servi  im  eigentlichen  Sinne). 

Die  vorigen  Ausführungen  lassen  uns  ersehen,  dass  die 
Hörigen,  ursprünglich  den  Stand  der  Halbfreien  bildend,  zu 
denen  sich  die  angesiedelten  Knechte  und  später  die  unter 
Grundherrschaft  geratenen  armen  Freien  gesellten,  von  den 
servi,  den  mancipia,  sowie  von  der  untersten  Stufe  der 
Freien,  den  Vogteileuten,  zu  unterscheiden  sind. 

Eine  grosse  Zahl  von  Leibeigenen  hatte  von  ihrem 
Herrn  keine  Hufen  oder  sonstige  Landparzellen  zur  selb- 
ständigen Bebauung  erhalten.  Das  persönhche  Moment  be- 
hielt daher  bei  ihnen  die  Oberhand.  Als  Taglöhner  in  Haus 
und  Hof,  Stall  und  Garten,  Feld  und  Wald,  dienten  sie  ihrem 
Herrn,  dem  sie  als  Leibeigene  mit  ihrem  Leibe,  ihrer  Person, 
verpflichtet  waren.  An  Fortschritt  und  Verbesserung  des 
landwirtschaftlichen  Betriebes  nicht  persönlich  interessiert  wie 
der  servus  casatus,  konnte  man  ihnen  ein  solches  Streben 
auch  nicht  zumuten.  Als  Gegenstände  des  Handels  und  Verkehrs 
unterlagen  sie  der  beliebigen  Veräusserung  seitens  ihres  Herrn. 
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Ein  grosser  Teil  dieser  unfreien  Knechte  und  Hand- 
werker hat  sich  auch  bis  zur  Abschaffung  der  Leibeigen- 
schaft^) erhalten  und,  wie  Schmoller  bemerkt,  stammt  die 
Mehrzahl  unserer  europäischen  Lohnarbeiter  von  ihnen  ab. 

Allein,  wie  schon  die  lex  Alam.^)  unter  den  Unfreien 
je  nach  der  Art  ihres  Gewerbes  einen  Unterschied  machte 
und  unter  den  Handwerkern  besonders  die  Künstler,  Gold- 
und  Waffenschmiede  durch  höhere  Bussansätze  auszeichnete, 
so  gelang  es  später  denjenigen  Leibeigenen,  die  sich  für 
höhere  Dienste  besonders  qualifizierten ,  Ministerialen  und 
Ritter  zu  werden,  einen  geschlossenen  Stand  mit  eigenen 
Standesrechten  zu  bilden,  Reichtum  und  Ansehen  zu  erlangen 
und  sogar  den  Makel  der  unfreien  Geburt  abzustreifen. 

IL  Nach  oben  (von  den  Yogteileuten). 

Unterscheiden  sich  die  Grundhörigen  einerseits  von  den 
nicht  mit  Grund  und  Boden  versehenen  Unfreien,  den  Tag- 
löhnern,  dagescalci  etc.,  so  darf  man  sie  andererseits  auch 
nicht  wie  Leuenberger,  Stettier  u.  a.  zu  den  Vogteileuten 
zählen.  In  vielen  Beziehungen  nähern  diese  sich  zwar  den 
Hörigen,  werden  aber  sowohl  von  diesen  als  auch  von  den 
Vollfreien  unterschieden.  So  gilt  nach  dem  Reichsweistum 
von  1282*)  eine  Ehe  von  freien  Bauern  mit  Vogteileuten  nicht 
als  ebenbürtig,  indem  die  daraus  entsprossenen  Kinder  der 
ärgern  Hand  folgen.  Was  sie  als  eine  von  den  Grund- 
hörigen verschiedene  Klasse  charakterisiert,  das  liegt  in  dem 
Umstand,  dass'sie,  im  Besitze  von  Eigengütern,  keiner  Grund- 

Leibeigene  werden  aber  nicht  blos  die  landlosen  Unfreien,  sondern 
vielfach  auch  die  Grundhörigen  genannt.  Ebenso  findet  sich  der  Ausdruck  für 
diejenigen,  die  ehemals  unter  einer  Grundherrschaft  standen,  nach  dem  Ausser- 
krafttreten  der  Weistümer  und  der  Auflösung  des  Hofverbandes  sich  aber  von 
den  aus  jenem  Verhältnis  herstammenden  Verpflichtungen  nicht  zu  befreien 
vermocht  hatten. 

^)  Grundriss  der  allgemeinen  Volkswirtschaftslehre,  pag.  341. 

^)  Oben,  pag.  26  f. 

Friedr.  von  Wyss,  Abhandlung  zur  Geschichte  des  Schweiz.  öff"entlichen 
Rechts,  pag.  257. 
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herrschaft  unterworfen  waren,  sondern  unter  der  niedern 
Gerichtsbarkeit  eines  Vogtes  standen,  dem  sie  Abgaben  und 
Dienste  leisten  mussten.  Die  glebae  adscriptio  fand  für  sie 
keine  Anwendung,  indem  ihnen  freier  Abzug  aus  ihrem  Ge- 
biete gestattet  war  '),  was  übrigens,  als  der  Begriff  der 
Schollengebundenheit  an  Strenge  verlor  und  sich  Vogtei- 
leute und  Hörige  zu  nähern  begannen,  unter  gewissen  Be- 
dingungen auch  den  letztern  erlaubt  wurde. 

III.  Yon  den  freien  Pächtern, 

Noch  deutlicher  als  zwischen  Vogteileuten  und  Hörigen 
ist  die  Scheidewand,  welche  die  letztern  von  den  freiem 
Pächtern  trennt.  Diese  verdanken  ihren  Ursprung  zu  einem 
grossen  Teil  der  regen  kolonisatorischen  Tätigkeit,  den 
Rodungen  im  Walde  und  Oedland,  die  sich  im  9.  und  10.  Jahr- 
hundert vorzugsweise  die  Klöster  —  man  denke  z.  B.  an 
den  Cisterzienserorden  —  sowie  auch  weltliche  Grundherren 
sehr  angelegen  sein  Hessen.  Da  hiezu  die  Zahl  der  Leib- 
eigenen nicht  immer  ausreichte,  suchte  man  auch  Freie  für 
diese  beschwerliche  Arbeit  zu  gewinnen,  indem  man  ihnen 
ihre  persönliche  Unabhängigkeit  garantierte  und  eine  weit- 
gehende Selbständigkeit  in  Aussicht  stellte.  Es  entstand  die 
Leihe  zu  Waldrecht,  eine  besondere  Form  der  freien  Erbleihe 
durch  die  zwischen  dem  Beliehenen  und  dem  Leiheherrn  rein 
wirtschaftliche  Beziehungen  ins  Leben  traten.  Von  einer  glebae 
adscriptio  findet  sich  keine  Spur.  Ueberall  ist  die  persön- 
liche Freiheit  des  Pächters  hervorgehoben,  freier  Abzug  ihm 
jederzeit  gestattet;  rein  vermögensrechtlich  sind  auch  die 
Konsequenzen,  welche  die  Nichteinhaltung  der  Vertragsver. 
bindlichkeiten  für  ihn  haben  konnten^). 

1)  Heusler,  J.,  Bd.  I.,  pag.  133. 

^)  E.  Mayer.    Deutsche  und  französische  Verfassungsgeschichte,  Bd.  II., 

pag.  45 

^)  Dasselbe  gilt  natürlich  auch  für  Kolonisationen,  die  nicht  in  Ver- 
bindung mit  einer  Grundherrschaft,  sondern  von  einer  ganzen  landbedürftigen 
Bevölkerung,  einer  Genossenschaft,  oder  unter  Leitung  eines  Unternehmers, 
der  die  Vornahme  von  Rodungen  in  Pacht  hatte,  ins  Werk  gesetzt  wurden. 
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Das  Aufkommen  der  freien  Pächter  hängt  ferner  mit 
einer  Erscheinung  zusammen,  die  am  Ende  des   12.  Jahr- 
hunderts eintrat  und  zugleich  zur  Auflösung  des  alten  Fron- 
hofsystems wesentlich   beitrug.    Wir  wissen,   dass  in  den 
meisten  Grundherrschaften  über  die  Hörigen  ein  eigener  Be- 
amter, ein  Meyer,  gesetzt  war.    Dieser  vereinigte  in  sich 
die    wichtigsten    grundherrlichen   Funktionen:  selbständig 
ordnete  er  die  Wirtschaftsführung,  hielt  die  abhängigen  Bauern 
zu  den  Frondiensten  an ,  bezog  von  ihnen  Zinsen  und  Ab- 
gaben, handhabte  die  Polizei  und  führte  in  der  Regel  den 
Vorsitz   im    Hofgericht.     Ueberschreitungen,    die    sich  die 
Meyer  in  der  Ausübung  ihres  Amtes  zu  schulden  kommen 
Hessen,  gaben  zu  häufigen  Klagen  Anlass.    Diese  mussten 
sich  naturgemäss  noch  steigern,  als  es  üblich  ward,  die  Villi- 
kationen  zu  vermeiern,  d.  h.  die  Einkünfte  des  Sallandes  und 
der  Hofgüter  dem  Meyer  gegen  einen  feststehenden  Zins  in 
Pacht   zu   geben.    Eine   Besserung   sollte   dadurch  erzielt 
werden,   dass  man  jenem  seine  amtlichen  Befugnisse  über 
die  Hörigen  entzog,  indem  die  Grundherrschaft  die  Güter 
der  letzteren   in   unmittelbare    Verwaltung   nahm.  Endlich 
verfiel   man   auf  den   Gedanken,  die  Hörigen  gleich  dem 
Meyer  zu  verselbständigen.  Das  geschah  durch  Freilassungen, 
„die  sehr  häufig  auf  das  Motiv  zurückgeführt  werden  müssen, 
an  die  Stelle  des  hofrechtlichen  Erbrechts  der  unfreien  Hinter- 
sassen das  landrechtliche  Zeitrecht  des  freien  Pächters  zu 
setzen"^).    Einige  der  freigelassenen  Hörigen  wanderten  zwar 
aus,  andere  bHeben  als  freie  Häusler  in  der  Gemeinde  zurück. 
Diejenigen   aber,   die  ihre  Arbeitskräfte  ihrem  ehemaligen 
Grundherrn  weiter  zur  Verfügung  stellten,  standen  jetzt  diesem 
ganz  anders  gegenüber.    Das  Verhältnis  war  nicht  mehr  ein 
solches    persönlicher   Unterwerfung   und  knechtischer  Ab- 
hängigkeit; es  fand  seine  Regelung  im  Pachtvertrag,  der  den 
Meyern,    wie   die   freien  Pächter  zuweilen   auch  genannt 
wurden,  einen  gesicherten,  dauernden  Besitz  gewährte,  der 
später  mindestens  tatsächlich  auf  Erbpacht  beruhte*). 


1)  E.  Mayer,  1.  c.  Bd.  IL,  pag.  38. 

^)  Schröder,  Lehrbuch  der  deutschen  Rechtsgeschichte,  pag.  427. 
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